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Senatorin Dr. Heidi Knake-Werner und Rolf
D. Müller, Berliner AOK-Vorsitzender, sind
die neuen Vorstandsvorsitzenden von Ge-
sundheit Berlin. Als weitere Vorstandsmit-
glieder wiedergewählt wurden auf der Mit-
gliederversammlung im Oktober die Vor-
sitzende des Berliner Zentrums Public
Health, Prof. Ulrike Maschewsky-Schneider,
und der Ärztekammerpräsident Dr. Günther
Jonitz; der langjährige Vorsitzende Jürgen
Hardt wurde Ehrenvorsitzender. Redaktion
und Team von Gesundheit Berlin freuen sich
über die wichtigen Personalentscheidungen
und auf die weitere Zusammenarbeit. Er-
gänzt um die Sprecher/-innen der Arbeits-
kreise, sind damit die wichtigsten Akteure
der Berliner Gesundheitsförderung an einem
Tisch. Dies bedeutet nicht nur gewachsenen
Einfluss für die Landesarbeitsgemeinschaft,
sondern auch mehr Verantwortung, der wir
uns gerne stellen.
Dass wir dazu in der Lage sind, wissen auch
unsere Partner: neue Kooperationsprojekte
in der Gesundheitsförderung von Migrantin-
nen mit der BKK und im Rahmen des Quar-
tiersmanagements (Programm LOS) geben
davon Beispiel, ebenso der feierliche und er-
folgreiche Abschluss des 1. Qualifizierungs-
kurses des Gemeindedolmetschdienstes,
deren Absolventinnen und Absolventen jetzt
ihren Einsatz  als Sprachmittler im Berliner

Gesundheits- und Sozialwesen anbieten. Mit
insgesamt 17 Partnern haben wir Mitte No-
vember in Köln eine Kooperationsvereinba-
rung geschlossen, die mit regionalen Knoten
die Datenbank der Gesundheitsprojekte für
sozial Benachteiligte stärken wird. Zunächst
geht am 1. Dezember die Internet-Plattform
online, regionale Aktivitäten, auch in Bran-
denburg, werden folgen.
Gute Nachrichten von den Krankenkassen:
den Patienteninformationsprojekten (§ 65 b
SGB V) wird ein weiteres Förderjahr in Aus-
sicht gestellt. Eine positive Überraschung
war auch der Beschluss der GKV-Spitzenver-
bände: Anfang 2004 wird eine bundesweite
Stiftung für Gesundheitsförderung gegrün-
det. Es ist also einiges in Bewegung!
Wie viel genau, werden wir nicht nur beim
Kongress Armut und Gesundheit prüfen kön-
nen, auch schon bei der Satellitenveranstal-
tung am Vortag werden Strategien der Ge-
sundheitsförderung diskutiert. Dass die
Spitzen aus Politik und Verwaltung, von
Kammern und Kassen, unsere Einladung
zum Kongress angenommen haben, zeigt,
dass die soziale Ungleichheit als zentrales
Problem der Gesundheitsförderung verstan-
den wird. Eingeladen sind auch Sie zum 
sicherlich wieder intensiven Austausch am
5. und 6. Dezember im Rathaus Schöneberg.

Ihr Raimund Geene
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Personalien

Verstorben
HHeellmmuutt  LLaanngg,,  llaannggjjäähhrriiggeerr  GGeesscchhääffttssffüühhrreerr
ddeerr  BBaayyeerriisscchheenn  LLaannddeesszzeennttrraallee  ffüürr  GGeessuunndd--
hheeiitt,,  iisstt  sseeiinneerr  sscchhwweerreenn  EErrkkrraannkkuunngg  eerrllee--
ggeenn..  
Die bundesdeutschen Landesvereinigungen
trauern um einen humorvollen und enga-
gierten Kollegen, der bereits auf dem Ko-
operationstreffen Mitte November schmerz-
lich vermisst wurde.

Neuer Internetauftritt 
gesundheitberlin.de

DDeerr  IInntteerrnneettaauuffttrriitttt  vvoonn  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn
ee..VV..  wwuurrddee  ggrruunnddlleeggeenndd  uummggeebbaauutt  uunndd
sstteehhtt  nnuunn  mmiitt  üübbeerrssiicchhttlliicchheemm  IInnffoorrmmaattiioonnss--
aannggeebboott  uunndd  nneeuueemm  LLaayyoouutt  oonnlliinnee  zzuurr  VVeerr--
ffüügguunngg..

„Aus den Online-Trampelpfaden im Netz-
werk der Gesundheitsförderer müssen ver-
nünftige und praktische Routen werden, die
für schnelle Verbreitung von Informationen
sorgen,“ sagt Raimund Geene, Geschäfts-
führer von Gesundheit Berlin e.V. „Mit unse-
rem neuen Internetauftritt wollen wir dazu
beitragen!“

Seit längerem bot der alte Internetauftritt
nicht mehr die Möglichkeiten, die Fülle an
Informationen aus unterschiedlichsten The-
menbereichen übersichtlich darzustellen.

Das neue Angebot bietet Ansprechpartner
und Adressen, Informationstexte und Doku-
mente zum Download nach Themenberei-
chen sortiert. Eine umfangreiche Schlag-
wortsuche führt auf direktem Weg zum ge-
suchten „Content“.

Ein Beispiel für den Nutzen sind die erst-
mals online veröffentlichten Inhalte des
Leitfadens „Gewalt gegen Kinder“, die ihren
eigenen Platz unter den vielfältigen Themen
bekommen haben.

Die neue Site ist durchgehend barrierefrei,
was bedeutet, dass sie auch von spezieller
Software für Sehbehinderte „vorgelesen“
werden kann oder mit besonderen Einstel-
lungen der Browser für Sehbehinderte ihre
Übersichtlichkeit erhält und keine Informa-
tionen verloren gehen.

Im Hintergrund läuft ein Datenbank-System,
was die Pflege und Aktualisierung der
Daten, insbesondere der Adressen erleich-
tert. Das sorgt auch für Aktualität der Infor-
mationen. 

Ohne persönliche Daten zu erfassen, wer-
den die beliebtesten Themen und erfolglose
Suchanfragen registriert. Mit diesem Wissen
können Lücken gefüllt und besonders nach-
gefragte Themenbereiche inhaltlich gestärkt
werden. So kann das Redaktionsteam die
Inhalte auf die Wünsche der Nutzer anpas-
sen.

Das System wird stetig weiter ausgebaut
und um weitere Themenbereich ergänzt. Vor
allem sollen zukünftig Termine automatisch
in den passenden Themenbereichen oder zu
Suchanfragen angezeigt werden, was die In-
formationssuche noch ergiebiger und kom-
fortabler machen wird. Johannes Strotbek

Neue Arbeitskreis-
Sprecher/-innen 
AArrbbeeiittsskkrreeiiss  BBeettrriieebblliicchhee  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddee--
rruunngg

Als Sprecher des AK Betriebliche Gesund-
heitsförderung wurde Detlef Kuhn vom Zen-
trum für angewandte Gesundheitsförderung
und Gesundheitswissenschaft gewählt. 
Die Position war vakant, da der bisherige
Sprecher Joseph Kuhn vom brandenburgi-
schen zum bayerischen Landesgesundheits-
amt nach München gewechselt ist. Die stv.
AK-Sprecherinnen sind Dr. Gudrun
Borchardt (Techniker) und Claudia Sommer-
schuh (DAK).

AArrbbeeiittsskkrreeiiss  GGeessuunnddhheeiittssppoolliittiikk

Als Sprecher des AK Gesundheitspolitik
wurde Lothar Libercka bestätigt, Vorsitzen-
der des Verbandes der Krankenhausdirekto-
ren Berlins. 
Sein Stellvertreter wurde Prof. Gerhard
Meinlschmidt, Referatsleiter der Senatsver-
waltung.

AArrbbeeiittsskkrreeiiss  SSttaaddtteennttwwiicckklluunngg

Neuer Sprecher des AK Stadtentwicklung ist
Werner Schiffmann, Leiter der Plan- und
Leitstelle Gesundheit in Mitte. Ihm zur Seite
steht wie bisher Dr. Christa Kliemke, Institut
für Gesundheitswissenschaften an der TU.

John neue Chefin des
Paritätischen
Zur neuen Vorsitzenden des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes Berlin wurde in Nach-
folge von Christa-Maria Blankenburg die
langjährige Ausländerbeauftragte Berlins,
Prof. Barbara John, gewählt.

Landesbeirat für 
Integrationsfragen
Neu konstituiert wurde in Vorsitz von
Staatssekretärin Dr. Petra Leuschner der
Landesbeitat für Integrations- und Migrati-
onsfragen. Ihm gehören insgesamt 23 Mit-
glieder, sechs von Migrantenorganisationen.

Die Senatorin für Gesundheit, Soziales und
Verbraucherschutz, Dr. Heidi Knake-Werner,
und Rolf D. Müller, Vorstandsvorsitzender
der AOK Berlin, wurden bei der Mitglieder-
versamlung im Oktober gemeinsam zu Vor-
standsvorsitzenden der Landesarbeitsge-
meinschaft für Gesundheitsförderung, 
Gesundheit Berlin e.V., gewählt. 
Gleichzeitig feierte der gemeinnützige 

Verein sein zehnjähriges Jubiläum.
Der Präsident der Ärztekammer Berlin, Dr.
Günther Jonitz, und die Vorsitzende des Ber-
liner Zentrums Public Health, TU-Professorin
Ulrike Maschewsky-Schneider, bleiben wei-
terhin im Vorstand.
Zum Ehrenvorsitzenden wurde der langjähri-
ge Leiter der Barmer Ersatzkasse, Jürgen
Hardt, gewählt. 

Knake-Werner und Müller neue Vorstands-
vorsitzende von Gesundheit Berlin e.V.
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Gesunde Bundespolitik?
KKooooppeerraatt iioonnsseerrkklläärruunngg  //   §§2200  //   DDaatteennbbaannkk  //
KKoonnggrreessss   AArrmmuutt   uunndd  GGeessuunnddhheeii tt   //   SSaatteell ll ii tteennvveerr --
aannssttaall ttuunngg  //   AAPPUUGG  //   QQuuaall ii ttäättssss iicchheerruunngg,,   
EEvviiddeennzzbbaassiieerruunngg  //   SStt ii ff ttuunngg  PPrräävveenntt iioonn

günstigen, mal schwierigen – Ausgangsbe-
dingungen deutlich. So kann die Hamburger
Landesarbeitsgemeinschaft (HAG) bei der
Bestimmung von Handlungsschwerpunkten
auf einer gut entwickelten Gesundheits-
und Sozialberichterstattung („Stadtdiagno-
se“) aufbauen. Die Thüringische Landesar-
beitsgemeinschaft (AGETHUR) kooperiert
mit der AOK und konnte in der ersten Phase
eines mehrjährigen Projekts einen landes-
weiten Überblick über Angebote zur Vermin-
derung sozial bedingter Ungleichheit von
Gesundheitschancen im Setting erstellen. 

Zur Zeit werden in der zweiten Projektphase
Strukturen und Aktivitäten entwickelt, diese
Angebote problemorientiert zu vernetzen. In
anderen Ländern gilt es dagegen noch, Ko-
operationspartner zu gewinnen, Ressourcen
zu erschließen und Arbeitsfelder zu ent-
wickeln.

AAuuffbbaauu  rreeggiioonnaalleerr  KKnnootteenn  ggeeppllaanntt

Die mit der Kooperationserklärung eingelei-
tete Bund-Länder-Kooperation wird auch
von weiteren Akteuren aufmerksam regis-
triert und begleitet, wie die Anwesenheit
von Vertreter/-innen weiterer „Player“, etwa
der Bundesärztekammer und einiger 

Bundesländer ohne Landesvereinigungen
wurden durch das Landesgesundheitsamt
Baden-Württemberg, das Ministerium für
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen des
Landes Brandenburg sowie das Landesamt
für den Öffentlichen Gesundheitsdienst
NRW in die Kooperation eingebunden.

Dr. Elisabeth Pott, Direktorin der BZgA, be-
tonte in ihrem Beitrag, dass die Zielgrup-
pen-Orientierung für Gesundheitsförderung
für sozial benachteiligte Menschen seit zwei
Jahren ein Arbeitsschwerpunkt ihres Hauses
ist und verwies unter anderem auf den er-
folgreichen Aufbau der bundesweiten Pro-
jekt-Datenbank in Zusammenarbeit mit Ge-
sundheit Berlin e.V. (www.datenbank-
gesundheitsprojekte.de). Die möglichen An-
knüpfungspunkte an die vernetzenden und
koordinierenden Aktivitäten auf Länderebe-
ne sind zahlreich: Zum Teil existieren bereits
etablierte und weit über die Gesundheits-
förderungs-Szene hinaus anerkannte Akti-
vitäten und Strukturen wie z.B. der Kon-
gress „Armut und Gesundheit“ in Berlin
oder die niedersächsische Landesarmuts-
konferenz. In anderen Ländern werden
diese Arbeitsbereiche erst aufgebaut oder
erweitert. Erfahrungsberichte aus den Län-
dern machten die unterschiedlichen – mal 
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Bundesweite Kooperation für sozial 
Benachteiligte beschlossen
AAmm  EEnnddee  ddeess  TTaaggeess  kkoonnnntteenn  1177  KKooooppeerraattiioonnssppaarrttnneerr  iihhrree  bbllaauueenn  UUnntteerrsscchhrriifftteenn--MMaappppeenn
ffüürrss  GGrruuppppeennbbiilldd  pprräässeennttiieerreenn::  AAmm  1122..  NNoovveemmbbeerr  wwuurrddee  iimm  ffeeiieerrlliicchheenn  RRaahhmmeenn  ddiiee  KKooooppeerraa--
ttiioonnsseerrkklläärruunngg  zzwwiisscchheenn  ddeerr  BBuunnddeesszzeennttrraallee  ffüürr  ggeessuunnddhheeiittlliicchhee  AAuuffkklläärruunngg  ((BBZZggAA)),,  ddeerr
BBuunnddeessvveerreeiinniigguunngg  ffüürr  GGeessuunnddhheeiitt  uunndd  ddeenn  LLaannddeesszzeennttrraalleenn,,  LLaannddeessvveerreeiinniigguunnggeenn  uunndd
LLaannddeessaarrbbeeiittssggeemmeeiinnsscchhaafftteenn  ffüürr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  uunntteerrzzeeiicchhnneett,,  iinn  ddeerr  ddiiee  KKooooppeerraa--
ttiioonnssppaarrttnneerr  iihhrree  BBeerreeiittsscchhaafftt  zzuurr  iinntteennssiivveenn  ZZuussaammmmeennaarrbbeeiitt  iimm  IInntteerreessssee  ddeerr  GGeessuunnddhheeiittss--
fföörrddeerruunngg  ssoozziiaall  bbeennaacchhtteeiilliiggtteerr  GGrruuppppeenn  eerrkklläärreenn  ((ssiieehhee  DDookkuummeennttaattiioonn  ddeerr  EErrkklläärruunngg  uunndd
ddeenn  BBeeiittrraagg  iimm  lleettzztteenn  IInnffoo--DDiieennsstt))..  
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Wohlfahrtsverbände bei der Vertragsunter-
zeichnung zeigte. Karl-Dieter Voß vom Bun-
desverband der Betriebskrankenkassen
warnte in seinem Redebeitrag ausdrücklich
vor aktionistischem „Autismus“ bei der Ent-
wicklung von Gesundheitsförderungs-Stra-
tegien für sozial Benachteiligte. Er betonte,
erfolgreiche Ansätze müssten die Möglich-
keit haben, wechselseitig von Erfahrungen,
Kompetenzen und Ressourcen möglichst
vieler Akteure im Feld profitieren zu können. 
Auch die „Wissenschaft“ ist mit im Boot
und kann ihren Beitrag dazu leisten, Aus-
gangsbedingungen zu klären und die Wirk-
samkeit von Strategien und Programmen zu

aus Gründen der Transparenz und Qualitäts-
sicherung durch Rückmeldungen zu geplan-
ten bzw. durchgeführten Projekten laufend
ergänzt und aktuell gehalten werden. Auf
der Länderebene soll diese Nutzung und
Pflege z.B. durch regionale Arbeitskreise,
die Gesundheitsförderung bei sozial Be-
nachteiligten zum Ziel haben, gewährleistet
werden. Auch andere länderspezifische
Strukturen – wie etwa die kommunalen Ge-
sundheitskonferenzen in Nordrhein-Westfa-
len oder die regionalen Arbeitsgemeinschaf-
ten in Baden-Württemberg – können zur Ko-
ordination genutzt werden. Die
Arbeitskreise, die in einigen Bundesländern
bereits bestehen und in weiteren Bundes-
ländern neu gegründet werden sollen, sind
zentraler Bestandteil sog. „Regionaler Kno-
ten“, deren Arbeit bei regionalen Kooperati-
onspartnern eingebunden ist. Die Arbeitser-
gebnisse der Regionalen Knoten werden
u.a. im Rahmen der Internet-Plattform „Ge-
sundheitsförderung bei sozial Benachteilig-
ten“ kommuniziert. Damit verbunden ist die
Aufforderung an alle regionalen Akteure,
sich aktiv in die Gesundheitsförderung ein-
zubringen. Die BZgA unterstützt die mit der
Datenbank verbundene Arbeit auf Landese-
bene durch Vernetzung und bundesweite
Kooperation.
Im Zuge der allgemeinen Reformbemühun-
gen im Gesundheitssystem und der von
allen fachlich und politisch Verantwortlichen
gewünschten Stärkung der Gesundheitsför-
derung und Prävention in Deutschland soll-
te auch die länderbezogene gesundheitsför-
derliche Praxis stärkere Aufmerksamkeit er-
fahren – u.a. als Basis einer bundesweiten
Zusammenarbeit im Handlungsfeld der Ge-
sundheitsförderung für sozial Benachteilig-
te. Die Kooperationspartner vereinbaren
daher, die Öffentlichkeit über den Stand der

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA), die Bundesvereinigung für
Gesundheit e.V. (BfGe) und die Landesverei-
nigungen, Landeszentralen und Landesar-
beitsgemeinschaften für Gesundheitsförde-
rung (LGs) sowie Einrichtungen mit entspre-
chender Aufgabenstellung auf Ebene der
Bundesländer wollen dazu beitragen, sozial
bedingte Ungleichheit von Gesundheit-
schancen zu vermindern. Sie vereinbaren,
die hierzu vorhandenen Erfahrungen und In-
strumente zukünftig gemeinsam zu nutzen
und gemeinsam weiterzuentwickeln.
Erfolgreiche Gesundheitsförderung basiert
auf einer abgestimmten Strategie von Auf-
klärung, Beratung, Kompetenzentwicklung
und strukturellen Maßnahmen auf den ver-
schiedenen Handlungsebenen. Die konkre-
ten Maßnahmen müssen vor Ort greifen und
den Menschen in ihrem unmittelbaren Le-
bensumfeld („Setting“) begegnen ? „ge-
sund leben“ muss als selbstverständliche
Handlungsmaxime in den Alltag integriert
werden. Vor allem Menschen in schwierigen
Lebenslagen sind so besser zu erreichen,
und nur durch Verankerung in den Lebens-
welten kann die Gesundheitsförderung auch
nachhaltig wirken. Zahlreiche Aktivitäten
vor Ort verfolgen bereits erfolgreich diesen
Ansatz. Wichtig ist jedoch der verstärkte
Aufbau aktivierender und nachhaltiger Ver-
netzungsstrukturen zwischen Akteuren auf
lokaler, Länder- und Bundesebene, um die
Erfahrungen und Ergebnisse der Aktivitäten
vor Ort zu sichern und zu verstetigen.
Hier können internetgestützte Informations-
technologien einen wichtigen Beitrag lei-
sten, z.B. die Datenbank „Gesundheitsför-
derung bei sozial Benachteiligten“ der
BZgA. Diese Datenbank ist ein Instrument
zur Identifizierung von Projekten auf lokaler,
regionaler und nationaler Ebene und soll

überprüfen. „Die Praktiker sollen uns
sagen: Wo wird die gebraucht?“ appellierte
Dr. Andreas Mielck vom Institut für Gesund-
heitsökonomie und Management im Ge-
sundheitswesen in München an die Teilneh-
mer/-innen der Veranstaltung.

Eine erste praktische Konsequenz der Ko-
operationserklärung wird Anfang 2004 der
Aufbau sogenannter „Regionaler Knoten“ in
sechs Bundesländern sein, die paritätisch
von der Bundes- und Landesebene finan-
ziert werden. Diese „Knoten“ sollen u.a.
durch den Aufbau thematischer Arbeitskrei-
se, die Durchführung von Fachveranstaltun-

gen und die Erweiterung des Bestandes der
bundesweiten Projekt-Datenbank Gesund-
heitsförderung für sozial Benachteiligte ver-
netzen, koordinieren und unterstützen. Auf
der Internet-Plattform www.datenbank-ge-
sundheitsprojekte.de werden diese Aktivitä-
ten dokumentiert.

Für die erste Jahreshälfte 2005 wurde ein
Folgetreffen vereinbart, so dass schon bald
wieder ein Gruppenbild der 17 – bald viel-
leicht auch mehr? – Kooperationspartner
gemacht werden kann. Dann hoffentlich mit
einer Mappe voller Ergebnisse und Erfah-
rungen. Holger Kilian

Dokumentation der Kooperationserklärung
Entwicklung ihrer Vernetzungsarbeit breit zu
informieren ? z.B. im Rahmen des bundes-
weiten Kongresses „Armut und Gesund-
heit“, der alljährlich am ersten Dezember-
Wochenende in Berlin stattfindet, oder
durch andere Fachtagungen, die o.e. Inter-
net-Plattform „Gesundheitsförderung bei
sozial Benachteiligten“ (www.datenbank-
gesundheitsprojekte.de) sowie eigene Me-
dien wie z.B. Newsletter oder Infodienste.
UUnntteerrzzeeiicchhnneerr//--iinnnneenn::
Dr. Elisabeth Pott, Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung; Dr. Uwe Prümel-
Philippsen, Bundesvereinigung für Gesund-
heit e.V.; Dr. Eva-Maria Hähnel, AGETHUR –
Landesvereinigung für Gesundheitsförde-
rung Thüringen e.V. ; Dr. Raimund Geene,
Gesundheit Berlin e.V., Landesarbeitsge-
meinschaft für Gesundheitsförderung; Mar-
grit Schlankardt, Hamburgische Arbeitsge-
meinschaft für Gesundheitsförderung e.V. –
HAG; Prof. Dr. Jost Bauch, Hessische Ar-
beitsgemeinschaft für Gesundheitserzie-
hung e.V.  –  HAGE; Franz Gigout, Landesar-
beitsgemeinschaft für Gesundheitsförde-
rung Saarland e.V.  –  LAGS; Dr. Heidemarie
Venzmer, Landesvereinigung für Gesund-
heitsförderung Mecklenburg-Vorpommern
e.V.; Dr. Elfi Rudolph, Landesvereinigung für
Gesundheitsförderung Schleswig-Holstein
e.V.; Thomas Altgeld, Landesvereinigung für
Gesundheit Niedersachsen e.V.; Martina
Kolbe, Landesvereinigung für Gesundheit
Sachsen-Anhalt e.V.; Helmut Lang, Landes-
zentrale für Gesundheitsbildung in Bayern
e.V.; Jupp Arldt, Landeszentrale für Gesund-
heitsförderung in Rheinland-Pfalz e.V.; Step-
han Koesling, Sächsische Landesvereini-
gung für Gesundheitsförderung e.V.; Barba-
ra Leykamm, Landesgesundheitsamt
Baden-Württemberg; Dr. Helmut Brand, Lan-
desinstitut für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst NRW; Dr. Carlchristian von
Braunmühl, Ministerium für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit und Frauen Brandenburg.
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DDaatteennbbaannkk  mmiitt  üübbeerr  22..660000  GGeessuunnddhheeiittsspprroo--
jjeekktteenn

Herzstück der Internet-Plattform ist die Da-
tenbank zur Gesundheitsförderung sozial
Benachteiligter, die über differenzierte
Suchfunktionen erschlossen sind. Selbst-
verständlich können auch weiterhin jeder-
zeit neue Projekte in die „lebendige Daten-
bank“ eingetragen und alle Einträge online
durch die Projekt-Anbieter selbst aktuali-
siert werden.

DDeerr  KKoonnggrreessss  ggeehhtt  oonnlliinnee

Ein thematischer Schwerpunkt der Internet-
Plattform sind Informationen und Materiali-
en rund um den Kongress „Armut und Ge-
sundheit“. Das aktuelle Programm und alle
wichtigen organisatorischen Informationen
stehen auf der Online-Plattform zur Verfü-
gung. Es wird möglich sein, sich kurzfristig
anzumelden und bereits im Vorfeld Kurzfas-
sungen (Abstracts) der Beiträge in den The-
menblöcken zu lesen. Nach Abschluss des
Kongresses werden die vollständigen
Beiträge online verfügbar sein.

TTeerrmmiinnee  uunndd  MMaatteerriiaalliieenn  ffiinnddeenn

Die Internet-Plattform wird eine Übersicht
über aktuelle Termine, z.B. Kongresse, Fort-
bildungen und Tagungen im gesamten Bun-
desgebiet umfassen. 
Veranstaltungs-Anbieter können ihre Termi-
ne online mitteilen; nach kurzer redaktio-
neller Prüfung werden sie dann freigeschal-
tet.

LLiinnkkss  uunndd  MMaatteerriiaalliieenn

Eine umfangreichen Linkliste verschafft 
Übersicht über die zentralen Akteure, Kon-
zepte und Angebote der Gesundheitsförde-
rung für sozial Benachteiligte. Neben den
Akteuren auf Bundes- und Landesebene
gehören hierzu z.B. das Gesunde Städte-

Netzwerk, das Deutsche Netzwerk Evidenz-

basierte Medizin, das Gute Beispiele Net

(eine Projekt-Datenbank mit 400 guten Bei-

spielen nachhaltiger Entwicklung), Seiten

zur Gesundheitsförderung in den Settings

Schule, Quartier und Betrieb sowie Links zu

weiteren Projekt-Datenbanken (z.B. die

BZgA-Online-Fachdatenbanken „Medien

und Maßahmen der Kinderunfallprävention“

(bundesweit) und „Frauengesundheit“ (Wis-

senspool national/international). 

Als Materialien werden relevante Gesetzes-

texte und -entwürfe, Leitlinien, Forschungs-

ergebnisse und Fachartikel zum Thema Ge-

sundheitsförderung bei sozial Benachteilig-

ten bereitgestellt. Das Angebote wird

kontinuierlich erweitert.

RRüücckkmmeelldduunnggeenn  eerrwwüünnsscchhtt!!

Besonderes Gewicht wird bei der Gestal-

tung der Internet-Plattform auf barrierefrei-

en Zugang und übersichtliche Gestaltung

gelegt. Der Inhalt aller Seiten ist verschlag-

wortet, so dass bequem nach Namen und

Begriffen gesucht werden kann.

Die Internet-Plattform soll ein kontinuierli-

ches Angebot werden, das künftig den Kon-

gress „Armut und Gesundheit“ ebenso be-

gleitet wie die Kooperation zwischen BZgA

und den Kooperationspartnern auf Landese-

bene (vgl. den Beitrag in diesem Heft). Um

das Angebot an den Bedürfnissen der Nut-

zer/innen ausrichten zu können, sind diese

ausdrücklich aufgefordert, ihre positiven

und kritischen Rückmeldungen mitzuteilen.

Kontakt:

Gesundheit Berlin e.V.

Tel. 030-443190-81

info@datenbank-gesundheitsprojekte.de

www.datenbank-gesundheitsprojekte.de

ww.datenbank-gesundheitsprojekte.de 
ab Dezember mit erweiterten Funktionen 

SSeeiitt  AAuugguusstt  ddiieesseenn  JJaahhrreess  ssiinndd  uunntteerr  ddeerr  IInntteerrnneett--AAddrreessssee  wwwwww..ddaatteennbbaannkk--ggeessuunnddhheeiittsspprroo--
jjeekkttee..ddee  üübbeerr  22..660000  ggeessuunnddhheeiittssfföörrddeerrnnddee  AAnnggeebboottee  ffüürr  ssoozziiaall  BBeennaacchhtteeiilliiggttee  rreecchheerrcchhiieerr--
bbaarr  ((ssiieehhee  aauucchh  lleettzztteenn  IInnffoo--DDiieennsstt))..  ZZuumm  KKoonnggrreessss  „„AArrmmuutt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt““  wwiirrdd  ddiieesseess  AAnn--
ggeebboott  vvoonn  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn  ee..VV..  iimm  AAuuffttrraagg  ddeerr  BBuunnddeesszzeennttrraallee  ffüürr  ggeessuunnddhheeiittlliicchhee  AAuuff--
kklläärruunngg  ((BBZZggAA))  zzuurr  OOnnlliinnee--PPllaattttffoorrmm  eerrwweeiitteerrtt::  ZZuussäättzzlliicchh  zzuurr  DDaatteennbbaannkk--RReecchheerrcchhee  llaasssseenn
ssiicchh  ddaannnn  oonnlliinnee  IInnffoorrmmaattiioonneenn,,  MMaatteerriiaalliieenn,,  TTeerrmmiinnee,,  AAddrreesssseenn  uunndd  LLiinnkkss  zzuumm  TThheemmaa  ffiinn--
ddeenn..

Neuer Leitlinienkata-
log zum §20 SGB V

DDiiee  LLeeiittlliinniieenn  ddeerr  AArrbbeeiittssggeemmeeiinnsscchhaafftt  ddeerr
GGKKVV  zzuurr  UUmmsseettzzuunngg  ddeess  §§  2200  ((11,,22))  lliieeggeenn  iinn
eeiinneerr  ddrriitttteenn  FFaassssuunngg  vvoorr..  GGrruunnddlleeggeenndd  üü--
bbeerraarrbbeeiitteett  wwuurrddee  ddaass  HHaannddlluunnggssffeelldd  BBeewwee--
gguunnggssggeewwoohhnnhheeiitteenn..

Mit dem Leitfaden haben die Spitzenverbän-
de der gesetzlichen Krankenkassen Hand-
lungsfelder und Kriterien festgelegt, die für
Maßnahmen der Primärprävention durch die
Krankenkassen verbindlich gelten.

Bewegungsmangel stellt einen zentralen Ri-
sikofaktor für die Entstehung von Herz-
Kreislauf und Muskel-Skelett-Erkrankungen
dar. Bewegung im Rahmen von Gesund-
heitssport kann zur Wiederherstellung aber
auch zur Vorbeugung der physischen und 
psychosozialen Gesundheit beitragen.
Indem Gesundheitssport individuelle Vor-
rausetzungen und die richtige Dosierung
der Belastung berücksichtigt, kann dieser
als ein prioritäres Element einer allgemei-
nen Gesundheitsförderung angesehen wer-
den, so die Begründung der Spitzenverbän-
de. Gesundheits-, Verhaltens-, und Verhält-
niswirkungen werden dabei gleichermaßen
berücksichtigt. Ziel ist es, eine Bindung an
gesundheitssportliche Aktivität aufzubauen,
die für eine nachhaltige Stärkung von Ge-
sundheitsressourcen wichtig ist.

Spezielle gesundheitliche Risiken bedürfen
gezielter Intervention. Eine an den verschie-
denen Zielgruppen und ihren gesundheitli-
chen Gefährdungen ausgerichtete Interven-
tion durch Bewegungsprogramme ist unent-
behrlich für die Prävention von Krankheiten.
Zu diesem Ergebnis kommen die Autoren
des Leitfadens. Maßnahmen in Form von
zielgruppenorientierten Bewegungsangebo-
ten sollen sich an den sechs Kernzielen des
Gesundheitssports orientieren:

Stärkung physischer Gesundheitsressour-
cen

Stärkung psychosozialer Gesundheitsres-
sourcen

Verminderung von Risikofaktoren

Bewältigung von psycho-sozialen Be-
schwerden

Aufbau von Bindung an gesundheits-
sportliche Aktivität

Verbesserung der Bewegungsverhältnisse

Der komplette Katalog kann über 
www.gesundheitberlin.de als pdf-Datei be-
zogen werden. Fabian Engelmann
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Jeder zehnte Mensch in Deutschland ist
arm, und Armut macht krank! Arme Men-
schen haben in jeder Lebenslage ein minde-
stens doppelt so hohes Risiko zu erkranken,
zu verunfallen oder von Gewalt betroffen zu
sein. Die Lebensqualität wird durch Armut
wesentlich gemindert. Die Spanne der Le-
benserwartung umfasst bis zu zehn Jahren,
als Durchschnitt gilt: Arme Menschen haben
eine sieben Jahre kürzere Lebenserwartung.
Die Verbesserung der Gesundheit von Men-
schen in schwierigen Lebenslagen ist eine
Aufgabe für das gesamte Gesundheits- und
Sozialsystem.
Der 9. Kongress Armut und Gesundheit wird
Strategien diskutieren zur Verbesserung der
gesundheitlichen Lage von Frauen, Kindern
und Jugendlichen, behinderten, kranken, äl-
teren Menschen, von Migrant/-innen und
Wohnungslosen, auf dem Arbeitsmarkt e-
benso wie im Stadtteil oder in der Schule.

GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  ssoollll  nnaacchhhhaallttiigg  wwiirr--
kkeenn

Doch welche Gesundheitsförderung wirkt?
Wie können wir effektiv dem Teufelskreis
von Armut und Gesundheit entgegentreten?
Neben dem Erfahrungsaustausch werden
sich viele der Diskussionen auch ausdrück-
lich der Frage der Nachhaltigkeit stellen:
Dabei geht es sowohl um Verbreitung der
besten Strategien als auch um den Aus-
tausch mit neuen Akteuren, die sich ver-
stärkt für die Gesundheit sozial Benachtei-
ligter engagieren.

VVoorrllaauuff  uunndd  RRaahhmmeenn

Seit 1995 finden jährlich im Dezember die
bundesweiten Kongresse ‚Armut und Ge-
sundheit' statt. Sie sind mittlerweile zu
einem etablierten Treffen von Vertreter/-
innen aus Projekten und Initiativen, Mitar-
beiter/-innen der Verwaltung und des öf-
fentliche Gesundheitsdienstes, von Medizi-
ner/-innen und Wissenschaftler/-innen
geworden, die sich mit der gesundheitlichen
Versorgung armer und ausgegrenzter Men-
schen beschäftigen. Der Fokus auf Bedarf
und Angebote präventiver und kurativer Ge-
sundheitsangebote in der Bundesrepublik
wird dabei erweitert um den Blick auf die ö-
konomischen Rahmenbedingungen und

Strategien zum Abbau sozialer Ungleichheit
und Desintegration.

ZZiieellsstteelllluunngg

Auf dem Kongress werden erfolgreiche Kon-
zepte, die in einzelnen Handlungsfeldern
entwickelt wurden, vorgestellt und auf die
Möglichkeit einer breiteren Anwendbarkeit
hin untersucht. Dieser Austausch soll be-
reichsübergreifend Anregungen im Sinne
einer partizipativen Qualitätsmanagements
unterstützen. Insbesondere sollen Ansätze
und Ideen formuliert werden für

Strategien der Gesundheitsförderung 
Zielgenauigkeit kurativer Versorgungs-
ansätze
Ansätze für eine integrative, sozial orien-
tierte Gesamtpolitik
Settings zum Abbau sozial ungleicher Ge-
sundheitschancen.

Der Kongress 2003 wird unter dem Motto
„Strategien der Gesundheitsförderung“ ste-
hen. Stehen die Orte (Settings) fest – Thema
des letztjährigen Kongesses – so ist nun-
mehr zu fragen, wie an diesen Orten gear-
beitet wird und ob diese Aktivitäten erfolg-
reich im Sinne eines „health gain“, also
eines Zugewinns an Gesundheit sind. Praxi-
serfahrungen, Evidenzen und Arbeitsstile
der Gesundheitsförderung werden so als Teil
eines selbstorganisierten Qualitätsdiskurses
zusammengeführt.
Damit wird eine langjährige Diskussion auf-
gegriffen, in der insbesondere die bisher
mangelhafte wissenschaftliche Zusammen-
führung, Aufarbeitung und Methodologisie-
rung des vorliegenden Praxis- und Datenwis-
sens über Gesundheitsförderung kritisiert
wird. Sinnvoll und ergebnisorientiert voran-
gebracht werden kann diese Debatte, wenn
die verschiedenen Handlungs- und auch Be-
wertungsansätze zunächst einmal formu-
liert, vorgestellt und verglichen werden kön-
nen. Dabei ist ein Stadtteilprojekt als Lern-
und Lehrmaterial ebenso bedeutsam wie die
Studie einer wissenschaftlichen Experten-
gruppe. 
Eine exklusive Expertenorientierung des
Kongresses soll somit – wie auch in den ver-
gangenen Jahren – vermieden werden. Viel-
mehr müssen ganz bewusst die verschiede-
nen Akteure in den Dialog treten, sich ge-

Zum 9. Kongress Armut und Gesundheit

UUnntteerr  ddeemm  TTiitteell  „„SSttrraatteeggiieenn  ddeerr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg::WWiiee  kkaannnn  ddiiee  GGeessuunnddhheeiitt  vvoonn  MMeenn--
sscchheenn  iinn  sscchhwwiieerriiggeenn  LLeebbeennssllaaggeenn  nnaacchhhhaallttiigg  vveerrbbeesssseerrtt  wweerrddeenn??““  bbeeggiinnnntt  ddeemmnnääcchhsstt  ddeerr
99..  KKoonnggrreessss  AArrmmuutt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt..  WWeellcchhee  ZZiieellsstteelllluunngg  uunndd  HHiinntteerrggrrüünnddee  eerr  vveerrffoollggtt,,  eerr--
kklläärrtt  OOrrggaanniissaattoorriinn  CCllaauuddiiaa  BBrreennddlleerr::

genseitig im positivsten und konstruktivsten
Sinne über die besten Strategien „belehren“
und „belehren lassen“. Ein nicht unwesentli-
cher Maßstab sollte dabei unter anderem
auch sein, inwiefern sich diese Strategien
wirklich in einer Tradition der Gesundheits-
förderung sehen, wie sie die WHO 1986 mit
der Ottawa-Charta entworfen hat. Genügen
also die vorgestellten Strategien den Prinzi-
pien von Partizipation, Egalität, Demokratie,
Empowerment...? Die Frage nach dem Werte-
kontext, dem sich die Akteure verbunden
sehen, ist Teil dieser Qualitätsdiskussion.

Neben Fragen der medizinischen Betreuung
in sozial belasteten Lebenslagen wird der
Kongress vor allem präventive Möglichkeiten
beleuchten. In diesem Sinne soll der auf in
den vergangenen Kongressen zu ‚Armut &
Gesundheit' begonnene Dialog mit der Poli-
tik fortgesetzt und ausgebaut werden. Dabei
geht es um gleichberechtigte, offene Ausein-
andersetzung des Dreiecks von 

Betroffenen (insbesondere Initiativen und
Selbsthilfe, aber auch Praktikern der ge-
sundheitlichen Versorgung armer Men-
schen)

Politik auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene

und den Ebenen der Umsetzung und Ver-
mittlung (insbesondere den Verwaltungen
in Gesundheitsdiensten und Behörden,
Leistungsanbietern und Kostenträgern
sowie der Wissenschaft).

Dies betrifft die präventive, kurative und re-
habilitative Gesundheitsversorgung ausge-
grenzter (wie den Migrant/-innen) oder zu-
nehmend vernachlässigter Bevölkerungs-
gruppen (wie Frauen, insbesondere allein
erziehende, und Kinder und Jugendliche)
und einzelne Krankheitsbilder und Politikfel-
der (z.B. Sucht- oder AIDS-Bereich). Beson-
deres Augenmerk gilt dabei der Darstellung
konkreter politischer Initiativen wie dem Ar-
muts- und Reichtumsbericht des Bundesar-
beitsministeriums, dem beim Bundesge-
sundheitsministerium eingerichteten Ar-
beitskreis ‚Armut und Gesundheit' oder der
Formulierung und Strategieentwicklung zur
Umsetzung von Gesundheitszielen wie ge-
sundheitsziele.de und entsprechende Initia-
tiven auf Länder- und Kommunalebene, die
durch den Kongress nicht nur kritisch beglei-
tet, sondern im Sinne einer sozialen Mobili-
sierung vor allem nachhaltig unterstützt
werden sollen. Von besonderer Bedeutung
ist dabei das geplante Präventionsgesetz.
Fond- oder Stiftungslösungen zur Verstär-
kung des Engagements in Settings sind zen-
trale Ziele dieses Diskussion. Ein weiterer
Schwerpunkt liegt in der Betrachtung und 



Wohlfahrtspflege und nahezu allen gesetzli-
chen Krankenkassen sowie der Hans-Böck-
ler-Stiftung.

KKoonnzzeeppttiioonn  ddeerr  VVeerraannssttaallttuunnggsstteeiillee

EErrööffffnnuunnggssvveerraannssttaallttuunngg::  FFrreeiittaagg,,
55..1122..22000033,,  99..3300--1111..0000  UUhhrr
Eröffnet wird der Kongress durch die neuen
Vorstandsvorsitzenden von Gesundheit Ber-
lin, Senatorin Dr. Heidi Knake-Werner und
Rolf D. Müller- auch in ihren Funktionen als
Spitze von Politik und GKV – sowie durch
BMGS-Staatssekretär Dr. Klaus Theo Schrö-
der und der BÄK-Präsident Prof. Jörg-Die-
trich Hoppe. Der Münchner Sozialepidemio-
loge Dr. Andreas Mielck, der seit Jahren die
Forschung in diesem Feld vorantreibt, wird
in seinem Vortrag Erkenntnisse und Strate-
gien darlegen.
TThheemmeennvveerraannssttaallttuunngg::  FFrreeiittaagg,,  55..1122..22000033,,
1111..3300  UUhhrr  bbiiss  SSaammssttaagg,,  66..1122..22000033,,  1111  UUhhrr
Neu in diesem Jahr ist das Main-Streaming
der insgesamt 41 Einzelveranstaltungen,
nach dem nicht mehr nach Lebenslagen in
durchgängige Foren sortiert wird, sondern
vielmehr die Situation von Migrant/-innen,
Frauen, älteren Menschen, Pflegebedürfti-
gen oder Wohnungslosen in ihren jeweiligen
konkreten Situationen wechselseitig thema-
tisiert wird. Das Thema des Kongresses
„Strategien“ wird komplex in einem Forum
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Begleitung des Bund-Länder-Programms
„Soziale Stadt“ und den Ansätzen einer in-
tegrierten Stadtpolitik, die Maßnahmen
gegen sozial ungleiche Gesundheitschancen
beinhalten. Zentrale Einrichtungen wie ein-
zelne Krankenkassen, die BZgA oder das
Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) wir-
ken aktiv bei der inhaltlichen Planung und
Koordination mit.

VVeerraannssttaalltteerr--  uunndd  AAddrreessssaatteennkkrreeiiss

Traditionell nehmen am Kongress ‚Armut
und Gesundheit' von Armut Betroffene, Ver-
treter/-innen von Projekten (freien Trägern)
und Versorgungseinrichtungen, Wissen-
schaftler/-innen aus den Bereichen Sozial-
medizin und Public Health, Epidemiologie,
Sozialarbeit, Sozialforschung und aus wei-
teren sozialen und gesundheitsbezogenen
Forschungsschwerpunkten sowie Mitarbei-
ter/-innen aus Verwaltung und vom öffentli-
chen Gesundheitsdienst teil. Ein großes Ge-
wicht soll nach den guten Erfahrungen der
vergangenen Jahre in der weiteren Einbezie-
hung von Akteuren aus den Krankenkassen,
der Politik und auch der Wirtschaft in den
Diskussionsprozess liegen. 

Der bisherige Netzwerk-Charakter wird
dabei erhalten und gestärkt. Die Kongresse
‚Armut & Gesundheit' haben ihre soziale
Basis in den jeweiligen, z.T. sehr spezifi-
schen Bewegungen. Hier die Artikulation zu
ermöglichen, sich gegenseitig zu stützen
und in einem weiteren Schritt dann ihr Wis-
sen und ihre Erfahrungen mit Politik und an-
deren gesellschaftlichen Akteuren in den
Austausch zu bringen, wird wiederum die
zentrale Vermittlungsebene des Kongresses
sein, wodurch sich interne und externe Öf-
fentlichkeitsarbeit gegenseitig stützen.
Damit greift die Struktur des Kongresses
den Netzwerk-Gedanken bereits in der Art
auf, wie er Politik und Entscheidungsträgern
auch als Maßnahmenbündel zur Umsetzung
des Gesundheitszieles ‚Abbau sozial unglei-
cher Gesundheitschancen' vorgeschlagen
wird.

Die Trägerkonstruktion des Kongresses um-
fasst in Koordination von Gesundheit Berlin
e.V. wiederum den Mitinitiator Berliner Ärz-
tekammer, die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung, das Deutsche Institut
für Urbanistik, das Berliner Zentrum Public
Health und den Verein „Armut und Gesund-
heit in Deutschland e.V.“. Die Veranstaltung
findet statt in enger Kooperation mit dem
Bundesministerium für Gesundheit, der Ber-
liner Senatsverwaltung für Gesundheit, So-
ziales und Verbraucherschutz, der Berufsge-
nossenschaft für Gesundheitsdienst und 

behandelt. Hier werden zentrale und promi-
nente Vertreter/-innen aus Politik, Ministeri-
en und Wissenschaft über Ausgestaltung
und Qualitäten der Gesundheitsförderung
diskutieren.
OOffffeenneerr  AAbbeenndd  FFrreeiittaagg,,  55..1122..22000033,,  1188..3300--
2222..3300  UUhhrr
Eine unterhaltsame, aber keineswegs unpo-
litische Abendgestaltung wird in der
„Weißen Rose Berlin“ im Kulturzentrum am
Wartburgplatz stattfinden. Der Austausch
zwischen Teilnehmern unterschiedlicher
Foren wird in einer angenehmen Atmosphä-
re möglich sein.
AAbbsscchhlluussssvveerraannssttaallttuunngg  SSaammssttaagg,,
66..1122..22000033,,  1111..3300--1133..3300  UUhhrr
Eine methodisch strukturierte Bündelung
der Ergebnisse des Kongresses wird mit
zentralen Adressaten diskutiert; Kernfragen:
Qualitätsanforderung und Qualitätssiche-
rung, Priorisierung gesundheitlicher Chan-
cenförderung im Rahmen bundesdeutscher
Gesundheitsziele, Strategien der Gesund-
heitsförderung als Teil integrierter Politi-
kansätze. Ein wichtiges Thema wird das
neue Präventionsgesetz sein. An dieser Dis-
kussionsrunde, die durch Ulrike Maschews-
ky-Schneider und Gerd Glaeske moderiert
wird, diskutieren u.a. Christiane Kor-
sukéwitz, Rolf Rosenbrock und Rolf Stup-
pardt. Claudia Brendler

„Mehr Gesundheit für alle“ 
Veranstaltung am 4. Dezember 
AAmm  VVoorrttaagg  ddeess  ddiieessjjäähhrriiggeenn  KKoonnggrreesssseess  AArrmmuutt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt  ffiinnddeett  aamm  DDoonnnneerrssttaagg,,  44..
DDeezzeemmbbeerr,,  eeiinnee  SSaatteelllliitteennvveerraannssttaallttuunngg  zzuurr  BBKKKK--IInniittiiaattiivvee  „„MMeehhrr  GGeessuunnddhheeiitt  ffüürr  aallllee““  ssttaatttt..  

Unter dem Titel „Mehr Gesundheit für alle –
die BKK-Initiative als ein Modell für sozial-
lagenbezogene Gesundheitsförderung“ wird
die von der BKK initiierte Finanzierungslö-
sung für primärpräventive Maßnahmen für
sozial Benachteiligte gem. § 20 SGB V vor-
gestellt und diskutiert. 
Ausgehend von dem Ziel der Verminderung
sozial bedingter Ungleichheit von Gesund-
heitschancen bündeln die BKK ihre primär-
präventiven Mittel in einem gemeinsamen
Finanzierungspool beim BKK Bundesver-
band und den BKK Landesverbänden, durch

den Projekte in verschiedenen Handlungs-
feldern der Gesundheitsförderung für sozial
Benachteiligte unterstützt werden. Die
präventiven Angebote orientieren sich am
sog. Setting-Ansatz. Nicht einzelne Ver-
sicherte, sondern eine klar definierte Ziel-
gruppe soll in ihrem Lebensumfeld erreicht
werden, um dort eine nachhaltige Gesund-
heitsförderung zu gewährleisten. 

Im Rahmen dieses Modells wurden vom
BKK Bundesverband bereits über 20 Projek-
te initiiert, die einen Beitrag zur Verminde-
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Die Themenhefte zu Armut und Gesundheit
sind jetzt über die Geschäftsstelle von 
Gesundheit Berlin e.V. zum Selbstkosten-
preis von 5 Euro zu beziehen:
11 Die soziale Stadt – Gesundheitsförderung

im Stadtteil
22 Menschen in schwierigen Lebenslagen:

Armut bei älteren Menschen, Frauen und
Kindern

33 Menschen in schwierigen Lebenslagen:

Armut und Behinderung, Sucht und AIDS 
44 Menschen in schwierigen Lebenslagen:

Arbeitslosigkeit, Wohnungslosigkeit und
Sozialhilfe, Armut trotz Arbeit

55 Patienteninformation, Disease-Manage-
ment und Migration

66 Gesundheitsförderung: Daten, Ziele, 
Strategien

Kontakt: Tel. 030-443190-60, Fax -63,
E-Mail post@gesundheitberlin.de.

Themenhefte Armut und Gesundheit
DDiiee  iinnssggeessaammtt  sseecchhss  TThheemmeennhheeffttee  „„AArrmmuutt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt““  ssiinndd  jjeettzztt  eerrhhäällttlliicchh..

Ulla Schmidt, Bundesministerin für Gesund-
heit und Soziale Sicherung, sagte zum
Start: „Dichtbefahrene Straßen, fehlende
Spielflächen, belastete Atemluft und man-
gelnde Bewegung. Kinder können sich
kaum noch frei und sicher vor Gesundheits-
belastungen und Unfällen in ihrem Woh-
numfeld bewegen. In Städten müssen ge-
sunde Lebensverhältnisse und kinder-
freundliche Wohngebiete geschaffen
werden. Wir fördern bundesweit fünf 
Modellprojekte, die erproben, wie gesunde
Umweltbedingungen in Wohnquartieren
umgesetzt und Anwohner über einen gesun-
den Lebensstil informiert werden können.“ 
Das Bundesministerium für Gesundheit und
Soziale Sicherung (BMGS) unterstützt die
im Rahmen einer öffentlichen Ausschrei-
bung von einem Gutachtergremium ausge-
wählten Modellprojekte mit insgesamt 
500.000 Euro. Die Laufzeit ist bis 2005 an-
gesetzt. Die Projekte richten sich an Kinder,
Jugendliche und Familien. Sie sollen gesun-
de Wohnbedingungen fördern und die Be-
wohner an der Gestaltung ihrer Wohnquar-
tiere beteiligen. In den Modellprojekten ar-
beiten Behörden, Vereine und Initiativen
sowie Bildungs- und Forschungseinrichtun-
gen zusammen. Alle Beteiligten sollen sich
miteinander vernetzen, um Synergieeffekte
und eine dauerhafte Umsetzung der Modell-
maßnahmen zu gewährleisten. Die Modell-
projekte richten sich insbesondere auch an
sozial benachteiligte Familien.

Ob Kiezdetektive, Bewegungs-Baustellen
oder Familiengärten – mit ungewöhnlichen
Ideen sollen die Modellprojekte neue Bewe-
gungsanreize, attraktive Freiräume und
Wohnanlagen schaffen. Durch Kampagnen,
die Gründung eines Gesundheitshauses
oder eines gesundheitsfördernden Kinder-
gartens soll der eigenverantwortliche Ge-
sundheitsschutz gestärkt werden. 
Die Modellprojekte informieren über Ge-
sundheitsrisiken durch Umwelteinflüsse wie
Schadstoffbelastungen in der Atemluft,
Lärmbelastung durch Verkehr oder laute
Musik, mögliche Strahlenbelastung durch
Mobilfunk oder Fernsehen, sowie Rauchen,
falsche Ernährung, Abhilfe bei Schimmelpil-
zen in Wohnungen oder den Umgang mit Al-
lergien. Alle Modellprojekte vermitteln den
Zusammenhang zwischen der Umwelt und
der eigenen Gesundheit.
Das Aktionsprogramm Umwelt und Gesund-
heit (APUG) wurde 1999 gemeinsam vom
Bundesministerium für Gesundheit und So-
ziale Sicherung (BMGS) und dem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit (BMU) ins Leben gerufen.
Seit Herbst 2002 ist auch das Bundesmini-
sterium für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft (BMVEL) beteiligt. 
Infos über die Modellprojekte finden sich
auf den Internetseiten des Aktionspro-
gramms Umwelt und Gesundheit unter
www.apug.de/Geschaeftsstelle/Geschaefts-
stelle.htm

Start für Projekte zum Aktionsprogramm
„Umwelt und Gesundheit“

IImm  NNoovveemmbbeerr  ssiinndd  ooffffiizziieellll  ffüünnff  MMooddeellllpprroojjeekkttee  iinn  BBeerrlliinn,,  BBrraauunnsscchhwweeiigg,,  HHaammbbuurrgg  uunndd  MMüünn--
cchheenn  ggeessttaarrtteett,,  ddiiee  ddaass  AAkkttiioonnsspprrooggrraammmm  „„UUmmwweelltt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt““  ((AAPPUUGG))  aauuff  llookkaalleerr
EEbbeennee  uummsseettzzeenn..  EEiinn  SScchhwweerrppuunnkktt  ddeess  AAkkttiioonnsspprrooggrraammmmss  iisstt  ddaass  TThheemmaa  „„KKiinnddeerr,,  UUmmwweelltt
uunndd  GGeessuunnddhheeiitt..““  

rung sozial bedingter Ungleichheit von Ge-
sundheitschancen leisten sollen. 

Nach einer thematischen Einführung durch
Prof. Rolf Rosenbrock (Sachverständigenrat
für die konzertierte Aktion im Gesundheits-
wesen) zur „Sozialen Ungleichheit von Ge-
sundheitschancen“ und Dr. Elisabeth Pott
(Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung) zur „Gesundheitsförderung bei so-
zial Benachteiligten“ wird der konzeptionel-
le Rahmen des BKK-Ansatzes und die kon-
krete Umsetzung genauer dargestellt. 

Im Anschluss an die einführenden Beiträge
werden drei konkrete Handlungsfelder der
BKK-Initiative genauer beleuchtet. In mode-
rierten Workshops zu den Themen „Arbeits-
lose stärken“, „Migrant/-innen als Multipli-
kator/-innen für gesundheitsfördernde 
Lebenswelten“ und „Schulen/Kitas als ge-
sundheitsfördernde Settings entwickeln“
wird durch Impulsreferate ein exemplari-
scher Überblick über den aktuellen 
Diskussions- und Forschungsstand und die
bereits laufenden Projekte gegeben. 

Vor diesem Hintergrund soll die BKK-Initiati-
ve eine kritische Würdigung durch die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer der Veranstal-
tung erfahren. Wichtige Diskussionspunkte
sind in diesem Zusammenhang die Frage
nach Wirkung und Qualität von präventiven
Angeboten, die Relevanz der ausgewählten
Handlungsfelder für erfolgreiche Präventi-
onsangebote und ob von der BKK-Initiative
wirkliche Impulse für „Mehr Gesundheit für
alle“ ausgehen können.

Zusätzlich erhält das Thema der Satelliten-
veranstaltung aktuelle Relevanz durch den
Beschluss der Spitzenverbände der GKV,
eine bundesweite Stiftung für Gesundheits-
förderung zu gründen.

Interessierte und Akteure der Gesundheits-
förderung sind herzlich eingeladen, sich an
einem Erfahrungsaustausch und der Dis-
kussion dieses Modells und seiner Perspek-
tiven zu beteiligen.

Dieser Austausch wird auch auf dem abend-
lichen Empfang bei Senatorin Dr. Heidi
Knake-Werner in der Oranienstr. 106 fortge-
setzt werden können.

Die Satellitenveranstaltung findet – wie an
den Folgetagen auch der Kongress Armut
und Gesundheit – statt im Rathaus Schöne-
berg, John-F.-Kennedy-Platz 1, 10820 Berlin.
Beginn ist um 11 Uhr. Tanja Philippi

Informationen und Anmeldung bei Gesund-
heit Berlin e.V., Straßburger Str. 56, 10405
Berlin. Tel.: 030-44319060, Fax: 030-
44319083, E-Mail: satellit@gesundheitber-
lin.de, www.gesundheitberlin.de
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An drei jeweils dreistündigen Terminen refe-
rierten insgesamt fünf Expert/-innen der
Prävention und Gesundheitsförderung aus
verschiedenen Perspektiven zur Evidenzpro-
blematik und traten in den Austausch mit
den jeweils 30 bis 60 Teilnehmer/-innen der
Colloquien.

Eva Luber, Professorin für Sozialmedizin von
der Hochschule Magdeburg-Stendal und Dr.
Gudrun Borchardt von der Techniker Kran-
kenkasse Berlin-Brandenburg stellten aus
Sicht der Wissenschaft und der Krankenkas-
sen ihre Anforderungen und Überlegungen
zu Qualitätssicherung und Evidenzbasie-
rung gesundheitsfördernder Aktivitäten vor. 

Gesundheitsförderung, so Luber, fokussiert
auf andere Ergebnisse und Wirkungsweisen
als Medizin und kann daher die Methoden
der evidenzbasierten Medizin zum Nach-
weis der Wirksamkeit nicht uneingeschränkt
übernehmen. In diesem Fall würden die Er-
folge – gemessen an den Kriterien der Medi-
zin – falsch bewertet werden. Sie regte an,
sich im Diskurs kritisch mit den Techniken
der evidenzbasierten Medizin auseinander
zu setzen und für die Gesundheitsförderung
nach eigenen, geeigneten Methoden zu su-
chen.

GGrrooßßeess  IInntteerreessssee  aamm  JJaahhrreesstthheemmaa  QQuuaalliittäättss--
ssiicchheerruunngg  uunndd  EEvviiddeennzzbbaassiieerruunngg

Gudrun Borchardt erläuterte vor dem Hin-
tergrund der gesundheitsfördernden Akti-
vitäten der Krankenkassen deren Ansätze,
den Anforderungen nach qualitätsgesicher-
ten und evidenzbasierten Maßnahmen
nachzukommen. Sie stellte erfolgreiche
Bemühungen zur Standardisierung von An-
geboten vor, wie die bundesweite Aktion
„Stopp den Kopfschmerz – ein Training für
Kinder und Jugendliche“. Borchardt wies je-
doch auch darauf hin, dass der Fokus der
Krankenkassen auch in der Frage der Qua-
litätssicherung und Evidenzbasierung bisher
auf dem Individualansatz liegt. Settingori-
entierte Gesundheitsförderung, die die Le-
benswelt einer Zielgruppe als Zugangsweg
nutzt, so Borchardt, stellt größere und 

Den Auftakt gab im Januar die Diskussions-
veranstaltung mit Professor Walter Holland,
Herausgeber des Oxford Textbook of Public
Health. 
Im Austausch mit cirka 120 interessierten
Teilnehmer/-innen stellte Holland vor dem
Hintergrund seiner langjährigen Erfahrung
in England den Nutzen, die Schwierigkeiten
und auch die Grenzen evidenzbasierter Ge-
sundheitsförderung dar. 
Der wissenschaftliche Nachweis der Wirk-
samkeit einer primärpräventiven oder ge-
sundheitsfördernden Maßnahme, so
Holland, hat schon in vielen Fällen dazu ge-
führt, dass die Umsetzung größeres Interes-
se und Unterstützung durch die Entschei-
dungsträger erfahren hat. Methoden aus
dem klinischen Bereich, wie kontrollierte,
experimentelle Studien, seien jedoch meist
nicht geeignet, die Wirkungsweisen und Er-
gebnisse gesundheitsfördernder Maßnah-
men in den komplexen und vielschichtigen
Settings zu erfassen. Mit Unterstützung und
Beteiligung der Akteure eines gesundheits-
fördernden Settings an den Evaluations-
maßnahmen können jedoch auch hier zum
Beispiel durch Vorher-Nachher-Untersu-
chungen wichtige Informationen gewonnen
werden. Holland wies darauf hin, dass bis-
her nur selten diese Möglichkeiten genutzt
würden.
Er machte jedoch auch deutlich, dass nicht
allein diese wissenschaftlichen Nachweise
durch Evaluation, sondern vor allem politi-
sche Interessen und die Thematisierung
einer Problemlage in der Öffentlichkeit dazu
beitragen, dass Maßnahmen und Aktivitä-
ten gefördert werden.
Angeregt durch das große Interesse an den
Themen der Qualitätssicherung, Evaluation
und Evidenzbasierung in der Gesundheits-
förderung initiierte Gesundheit Berlin e.V. in
Kooperation mit der AG Public Health am
WZB und dem Berliner Zentrum Public
Health sowie mit Unterstützung durch die
Techniker Krankenkasse, Landesvertretung
Berlin-Brandenburg eine Colloquienreihe,
die dem Bedarf nach Informationen und
Austausch der Akteure nachkommen sollte. 

In Sachen Qualitätssicherung und 
Evidenzbasierung 

QQuuaalliittäättssssiicchheerruunngg  uunndd  EEvviiddeennzzbbaassiieerruunngg  ssiinndd  iinn  ddeerr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  zzuu  zzeennttrraalleenn
TThheemmeenn  mmiitt  hhoohheenn  AAnnffoorrddeerruunnggeenn  ggeewwoorrddeenn..
QQuuaalliittäättssssiicchheerruunngg  iisstt  ddaahheerr  ddaass  JJaahhrreesstthheemmaa  vvoonn  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn  ee..VV..  iinn  22000033..  IInn  eeiinneerr
RReeiihhee  vvoonn  VVeerraannssttaallttuunnggeenn  wwuurrddeenn  uunndd  wweerrddeenn  FFrraaggeenn  ddeerr  QQuuaalliittäätt  uunndd  WWiirrkkssaammkkeeiitt  ggee--
ssuunnddhheeiittssfföörrddeerrnnddeerr  MMaaßßnnaahhmmeenn  mmiitt  sseehhrr  ggrrooßßeemm  IInntteerreessssee  vvoonn  WWiisssseennsscchhaaffttlleerr//--iinnnneenn,,
PPrraakkttiikkeerr//--iinnnneenn  uunndd  PPoolliittiikkeerr//--iinnnneenn  ddiisskkuuttiieerrtt..  EEiinn  ÜÜbbeerrbblliicckk..

schwieriger zu bewältigende Anforderungen
an eine Evaluation dennoch für die Kranken-
kassen ein viel versprechender aber noch
zu wenig verfolgter Ansatz. 

Zur Bedeutung der Evidenzbasierung in der
Gesundheitsförderung am Beispiel des Gen-
der Mainstreaming-Konzeptes referierten
Prof. Ulrike Maschewsky-Schneider und
Petra Rattay. Die Präventionsexpertinnen
des Berliner Zentrum Public Health stellten
ein Untersuchungsprojekt für das Bundes-
ministerium für Gesundheit und Soziale Si-
cherung zur Umsetzung des Gender Main-
streaming-Konzeptes in der gesundheitli-
chen Versorgung für Kinder und Jugendliche
vor. Sie verdeutlichten anhand von For-
schungsergebnissen, dass Geschlechtersen-
sibilität in Prävention und Gesundheitsför-
derung die Wirksamkeit der Maßnahmen
fördert und daher selbst ein Qualitätsstan-
dard ist. 

Die Berücksichtigung des Geschlechts, so
Maschewsky-Schneider und Rattay, habe ei-
nerseits Bedeutung für den Erfolg der Maß-
nahme und muss daher in deren Planung
und Konzeption berücksichtigt werden. An-
dererseits sollten geschlechtersensible 
Aspekte wie die Inanspruchnahme von An-
geboten oder Unterschiede in den gesund-
heitsbezogenen Wirkungen (outcomes)
auch ein Aspekt bei der Evaluation gesund-
heitsfördernder Angebote für Kinder und Ju-
gendliche sein. 

Die Ziele des Projektes sind daher unter an-
derem die Entwicklung und Umsetzung von
entsprechenden Standards für geschlechts-
sensible Maßnahmen und geschlechtssensi-
ble Evaluation.

Zum letzten Termin der Colloquienreihe
stellte Dr. Michael T. Wright den Teilneh-
mer/-innen zur Frage der Evidenzbasierung
am Beispiel der AIDS-Prävention die Pla-
nungen für ein kooperatives Modellprojekt
der Deutschen AIDS-Hilfe und der AG Public
Health am Wissenschaftszentrum Berlin vor.
In enger Zusammenarbeit mit Trägern
primärpräventiver Angebote sollen geeigne-
te Kriterien und Instrumente zur Evaluation
und Qualitätssicherung der settingorientier-
ten Arbeit der AIDS-Hilfe-Projekte ent-
wickelt werden. 

In einer sehr angeregten Diskussion mit den
Teilnehmer/-innen verdeutlichte Wright,
dass die Entwicklung und Umsetzung von
Methoden der Evidenzbasierung und Qua-
litätssicherung der Primärprävention und
Gesundheitsförderung notwendigerweise in
partizipativer Zusammenarbeit mit den Ak-
teuren vor Ort erfolgen muss. Fortbildungen 
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Gelder gemäß §20 SGB V sollen durch die
Stiftung gepoolt werden. Ein Konzept, in
dem die weiteren Modalitäten geklärt wer-
den sollen, ist in Vorbereitung.
Nach Angaben Rolf Stuppardts, Vorstands-
vorsitzender des IKK-BV, sollen der Stiftung
mindestens 25 Millionen Euro pro Jahr
durch die Krankenkassen bereit gestellt
werden. Die Mittel sollen gezielt für Ge-
sundheitsförderungsprojekte für sozial be-
nachteiligte Menschen verwendet werden.

Der Fokus soll auf Maßnahmen in außerbe-
trieblichen Settings liegen. Wie kürzlich be-
kannt wurde, können auf Landesebene, das
heißt von Kommunen, Eltern- und Lehreri-
nitiativen u.ä. Förderanträge bei den örtli-
chen Kassen gestellt werden.
Nachdem der BKK-Bundesverband bereits
im August dieses Jahres mit seiner Initiative
„Mehr Gesundheit für alle“ einen internen
Finanzpool gebildet hatte, wollen nun alle
Kassen als Gesetzliche Krankenversicherung

(GKV) nachziehen.
Immer wieder ist in den vergangenen Jahren
auf eine Poolfinanzierung der Prävention
verwiesen worden. Die Idee ist denkbar ein-
fach. Werfen die Kassen die Gelder zur Um-
setzung des § 20 in einen „Topf“, so ist er-
stens das Geld an zentraler Stelle aufgeho-
ben: Das, was man sich vorher allein nicht
leisten konnte, kann man nun zusammen
anschaffen. Die Geldgeber entscheiden
zweitens gemeinsam, welche Anschaffung
sinnvoll erscheint: Bevor jeder für sich
etwas zwar günstiges, dafür aber qualitativ
womöglich minderwertiges beschafft, tut
man sich zusammen für etwas zwar teure-
res, dafür aber stabileres. Für eine Gesund-

und Trainings sowie die begleitende Unter-
stützung durch Wissenschaftler können
dazu beitragen, dass Projekte durch eigene
Kompetenzen und Ressourcen „maßge-
schneiderte“ Evaluation und Qualitätssiche-
rung im engen Zielgruppen- und Settingbe-
zug entwickeln und auch dauerhaft imple-
mentieren. Damit wurde eine interessante
Möglichkeit vorgestellt, auch komplexe ge-
sundheitsfördernde Aktivitäten in Settings
in Richtung qualitätsgesicherter Angebote
zu entwickeln. 
Als Ergebnis der Colloquienreihe und als
jährlich stattfindende Zentrierung des
Schwerpunktthemas widmete sich die Fach-
tagung im Wissenschaftszentrum Berlin im
September dem Thema. 
Auf der gemeinsamen Expertentagung von
Gesundheit Berlin e.V., der AG Public Health
des WZB und dem Berliner Zentrum Public
Health wurde – bundesweit erstmalig in die-
ser Form – die Thematik mit Expert/-innen
und Akteur/-innen der Gesundheitsförde-
rung und Prävention und anderer Bereiche
diskutiert.
Nach einer umfassenden Reflexion der Qua-
litäts- und Evidenzentwicklungen aus Berei-
chen wie der Pädagogik, der Rehabilitation
oder der Medizin setzten sich in moderier-
ten Fachgesprächen die Teilnehmer/-innen
konzentriert mit Qualitäts- und Evidenzfra-
gen der Gesundheitsförderung auseinander. 
Dabei wurden vielfältige Fragestellungen
zur Entwicklung von Qualitätskriterien und
Leitlinien, zur Methodik der Ergebnismes-
sung und zur Sicherung und Verbreitung
von Erfahrungen und Erkenntnissen in der
Gesundheitsförderung diskutiert. Viele aus-

sichtsreiche Ansätze zur Qualitätssicherung
in dem multidisziplinären Handlungsfeld der
Gesundheitsförderung wurden und werden
bereits entwickelt und eingesetzt. Auf der
Fachtagung wurde deutlich, dass im Aus-
tausch und Transfer von Erkenntnissen und
in der kooperativen Entwicklung und Um-
setzung von Qualitätssicherungsinstrumen-
ten ein großes Potenzial zur Weiterentwick-
lung der Thematik liegt. In diesem Sinne ist
die gemeinsame Auseinandersetzung mit
Fragen der Qualitätssicherung durch alle
beteiligten Akteure eine geeignete Aus-
gangsbasis, um den gegenwärtigen und
zukünftigen Anforderungen gerecht zu wer-
den.
Das große Interesse an dem Jahresthema
zeigt, dass der Bedarf und die Bereitschaft
dazu in Berlin und auch bundesweit vorhan-
den sind. Auch auf dem 9. Kongress Armut
und Gesundheit wird Qualitätssicherung
und Evidenzbasierung das zentrale Thema
sein. Die Frage der Nachhaltigkeit und Wirk-
samkeit von sozialkompensatorischen An-
geboten für verschiedene Lebenslagen, in
verschiedenen Lebenswelten und für ver-
schiedene Zielgruppen wird sowohl in den
einzelnen Themenbereichen wie „Migration
und Gesundheit“ oder „Patienteninformati-
on“ als auch in einem zentralen Forum zur
Qualitätssicherung diskutiert. Vertreter der
Krankenkassen, der Politik, der Wissen-
schaft und der Praxis setzen sich dort in
mehreren Veranstaltungen gezielt mit aktu-
ellen methodischen und politischen Fragen
der Qualitätssicherung in der Gesundheits-
förderung auseinander.
In der aktuellen gesundheitspolitischen De-

batte und in der Fachdiskussion zeichnen
sich, so Helga Kühn-Mengel, Bundestagsab-
geordnete und Präsidentin der Bundesverei-
nigung für Gesundheit e.V., drei prioritäre
Handlungsbedarfe ab: Die Klärung und Ver-
einheitlichung grundlegender Begriffe, die
Entwicklung adäquater und geeigneter Qua-
litäts- und Evaluationskonzepte und die Ver-
besserung organisatorischer und finanziel-
ler Rahmenbedingungen für die Gesund-
heitsförderung. 
Viele Beiträge der bisherigen Veranstaltun-
gen zum Jahresthema zeigen, dass neben
methodischen Fragen vor allem auch politi-
sche Rahmenbedingungen und Ressourcen
für die Gesundheitsförderung eine zentrale
Rolle in der Qualitätsdebatte spielen wer-
den – ein weiteres Argument für die recht-
zeitige, aktive und diskursive Auseinander-
setzung mit dem Thema. 
Gesundheit Berlin wird auch im nächsten
Jahr den anregenden Austausch mit Fragen
der Qualitätssicherung und Evidenzbasie-
rung in der Gesundheitsförderung verfolgen
und die Informationen, Angebote und Akti-
vitäten dazu ausbauen. Anja Halkow

IInnffoorrmmaattiioonneenn  uunntteerr  
wwwwww..ggeessuunnddhheeiittbbeerrlliinn..ddee im Themenbe-
reich Gesundheitspolitik/Evidenzbasierte
Gesundheitsförderung
Die Beiträge der Colloquienreihe und der
Fachtagung erscheinen in: Eva Luber, Rai-
mund Geene (Hg.), Evidenzbasierung und
Qualitätssicherung in der Gesundheitsför-
derung, Mabuse, Frankfurt 2004 (Vorabver-
öffentlichung beim Kongress Armut und Ge-
sundheit).

Spitzenverbände gründen Stiftung für
Prävention. Impuls für Präventionsgesetz?
EEnnddee  OOkkttoobbeerr  hhaabbeenn  ddiiee  SSppiittzzeennvveerrbbäännddee  ddeerr  ggeesseettzzlliicchheenn  KKrraannkkeennkkaasssseenn  ddiiee  GGrrüünndduunngg
eeiinneerr  SSttiiffttuunngg  ffüürr  PPrräävveennttiioonn  bbeesscchhlloosssseenn..  NNaacchh  AAnnggaabbeenn  ddeess  ffüürr  PPrräävveennttiioonn  ffeeddeerrffüühhrreennddeenn
IIKKKK--BBuunnddeessvveerrbbaannddeess  ((IIKKKK--BBVV))  ssoollll  ddiiee  SSttiiffttuunngg  AAnnffaanngg  kkoommmmeennddeenn  JJaahhrreess  ggeeggrrüünnddeett  wweerr--
ddeenn  uunndd  ddaammiitt  vvoorr  ddeemm  ggeeppllaanntteenn  PPrräävveennttiioonnssggeesseettzz..  
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heitsförderung im Sinne des § 20 sind
damit gute Voraussetzungen geschaffen zur
Sicherung von Qualität, Zielbewusstsein,
Nachhaltigkeit, Effektivität und Kooperati-
on.
Vor allem wettbewerbsbezogene Motive
schienen diese vermeintlich „einfache“ Lö-
sung auf Dauer zu blockieren. Ein Pool, so
eines der Contra-Argumente der Kassen,
nehme der je einzelnen Kasse die kreative
Möglichkeit, sich auf dem Markt zu profilie-
ren, das heißt sich von den Konkurrenzkas-
sen abzuheben. Ein weiteres war, dass das
Geld womöglich für eine Klientel verwendet
würde, die der eigenen Versichertenstruktur
gar nicht entspräche. Des weiteren käme
das erst dann in Frage, wenn sich weitere
entscheidende Akteure, etwa Bund, Länder
und Kommunen, daran beteiligen würden.

PPllaannuunnggeenn  ffüürr  eeiinn  PPrräävveennttiioonnssggeesseettzz

Der überraschende Beschluss greift in den
noch laufenden Formulierungsprozess für
ein „Gesetz für Prävention und Gesund-
heitsförderung“ (PrävG) auf Bundesebene
ein. Entsprechend war dies ein zentraler
Diskussionspunkt auf der Fachtagung des
AOK-Bundesverbandes „Mehr Gesundheit in
der Zukunft! – Forderungen an ein Präventi-
onsgesetz“, die im November 2003 in Berlin
stattfand. 
Ein Präventionsgesetz soll, so Staatsse-
kretär Dr. Klaus-Theo Schröder, als eigen-
ständiges Sozialgesetzbuch formuliert und
bereits im nächsten Jahr verabschiedet wer-
den. Damit werde die Prävention den Status
einer vierten Säule im Gesundheitswesen
neben Kuration, Rehabilitation und Pflege
erhalten. Der Charakter der Prävention als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe soll her-
ausgestellt werden. Im noch nicht abge-
stimmten Eckpunktepapier des Bundesmini-
steriums vom 14. Oktober 2003 (Download
unter: www.gesundheitberlin.de) werden
als Schwerpunkte des PrävG u.a. genannt: 

Die Vereinheitlichung der Präventionslei-
stungsbestimmungen und -begrifflichkei-
ten
Die Formulierung verbindlicher nationaler
Präventionsziele
Die koordinierte und kooperative Einbin-
dung aller relevanten Präventionsakteure
auf Bundes?, Landes- und kommunaler
Ebene
Qualitätssicherung, gesteuert durch
einen neu einzurichtenden „Bundesaus-
schuss Prävention und Gesundheitsförde-
rung“ der Sozialversicherungsträger
Einbeziehung der Renten- und Pflegever-
sicherung in die Finanzierung der Primär-
prävention, wobei § 20 SGB V Vorbild-

charakter genießen soll.
Wie die Einbindung der Länder und der
kommunalen Gesundheitsdienste funktio-
nieren kann, ist noch unklar. Hier greift die
reine Rahmengesetzgebungskompetenz des
Bundes zu kurz. Erfahrungsgemäß kann
man hier nicht auf eine „föderale Kooperati-
on“, das heißt die Zustimmung des Bundes-
rates bauen, wenngleich dies im Falle eines
PrävG bitter nötig wäre.

WWaass  wwiirrdd  aauuss  ddeerr  PPrriimmäärrpprräävveennttiioonn??

Auch die geplante Stiftung ging der Staats-
sekretär nur äußerst zurückhaltend ein. Er
empfahl lediglich eine „offenere Konstrukti-
on“. Es wurde sehr deutlich, dass die Regie-
rung noch unsicher ist, wie sie damit umge-
hen soll.
Insgesamt wird jedoch, das zeigte sich auch
auf der AOK-Tagung, ein Präventionsgesetz
von allen Akteuren als sinnvoll und notwen-
dig erachtet. So sind sich im Grunde auch
alle einig, dass die Zielbestimmung des §
20 Abs. 1 Satz 2 SGB V gut und erhaltens-
wert ist („Maßnahmen zur Primärprävention
sollen den allgemeinen Gesundheitszustand
verbessern und insbesondere einen Beitrag
zur Verminderung sozial bedingter Ungleich-
heit von Gesundheitschancen leisten.“). So-
wohl Schröder als auch der Vorstandsvorsit-
zende des AOK-Bundesverbandes, Dr. Hans-
Jürgen Ahrens, unterstrichen die zentrale
Bedeutung dieses Aspektes.
Etwas unklar wird der Konsens dort, wo es
konkret um die Finanzierung und die Ge-
wichtung der Strategien geht. Das Eckpunk-
tepapier des BMGS sieht für die Prim-
prävention eine gemeinsame Finanzierung
durch GKV (65%), Renten- (20%) und Pfle-
geversicherung (15%) vor, wobei der Betrag
von derzeit 2,66 Euro auf 3,00 Euro pro Ver-
sicherten pro Jahr steigen soll. Die Mittel
sollen dann zu 20% für bundesweite Kam-
pagnen, 40% für Individualprävention und
weitere 40% für Setting-Maßnahmen aufge-
bracht werden.

PPoooolliinngg::  EEiinnffaacchhee  IIddeeee  mmiitt  vviieelleenn  HHiinnddeerrnniiss--
sseenn

In den Planungen der Kassen sind Aufwen-
dungen für Kampagnen nicht vorgesehen.
Für Setting-Maßnahmen sollen, wie oben
erwähnt, 25 Millionen Euro, aufgewendet
werden. Dies entspricht etwa 15% des bis-
herigen Volumens des § 20 SGB V und
bleibt damit wesentlich unter den Vorstel-
lungen des BMGS. Hans-Jürgen Ahrens ver-
deutlichte, dass die je einzelnen Kassen
sich auf dem Feld der individuellen Maß-
nahmen (Gesundheitskurse usw.) ihre wett-
bewerbliche Eigenständigkeit und Kreati-

vität bewahren wollten und gegen jede
Form der „Gleichmacherei“ seien.

KKoonnzzeennttrraattiioonn  aauuff  ddiiee  SSaacchhffrraaggee  ooddeerr  SSyymm--
bboollppoolliittiikk??

Es ist zweifellos zu begrüßen, dass die Spit-
zenverbände trotz der durchaus verständli-
chen Bedenken gegenüber einer Poollösung
„über ihren Schatten gesprungen sind“ und
sich zur Gründung der Stiftung entschlos-
sen haben. Der Entschluss kann auch dem
Prozess des Präventionsgesetzes eine neue
Dynamik verleihen und den Handlungsdruck
auf die Legislative erhöhen. Die angekün-
digte Fokussierung auf die außerbetriebli-
chen Settings zeigt, dass man auf Kassen-
seite bereit ist, sich auf die Sachfragen zu
konzentrieren: Der Settingansatz, etwa in
Schule oder Stadtteil, wird als Mittel der
Wahl zur Prävention bei sozial Benachteilig-
ten anerkannt. Das kann nur funktionieren,
wenn die Kassen kooperieren und damit
möglichst viele GKV-Mitglieder erreichen.
Das Setting, das sich so zusammensetzt,
wie die einzelne Kasse es aus leistungs-
rechtlicher Sicht gerne hätte, nämlich nur
aus ihren Versicherten, gibt es eben in der
Regel nicht. 
Es wird darüber hinaus ein weiteres Tabu
gebrochen: Die Zentralisierung der Mittel
führt gleichsam zur „wettbewerblichen Neu-
tralisierung“ der Maßnahmen. Sie können
nicht von der einzelnen Kasse als Marke-
ting-Objekt im Buhlen um junge, attraktive
Risiken missbraucht werden. 
Dabei handelt es sich um eine Idealvorstel-
lung, die nicht vorschnell bejubelt werden
sollte. 25 Millionen Euro sind immerhin bes-
ser als nichts, entsprechen aber dennoch
nur etwa einem Achtel der ohnehin knappen
Mittel nach § 20 SGB V. Von daher kann
dies nur ein erster, symbolischer Schritt
sein, der aber immerhin gegangen wird. Es
bleibt zudem abzuwarten, wie die Kassen
das weitere Prozedere entwickeln. Von we-
sentlicher Bedeutung scheint die Frage,
nach welchen Kriterien die Mittel an wen
und auf wessen Entscheidung hin vergeben
werden.
Nun sind zunächst die Kassen am Zug, mög-
lichst viele Akteure in ihr Vorhaben einzube-
ziehen – und nicht zuletzt bei diesen auch
Unterstützung zu finden! Hans-Jürgen Ah-
rens machte aber die Bereitschaft der Kas-
sen zu einer akteursübergreifenden Koope-
ration deutlich. 
Fazit bleibt: Die Gründung einer Präventi-
onsstiftung ist ein Schritt in die richtige
Richtung, gerade noch zur richtigen Zeit.
Diese Chance muss genutzt werden.

Christian Hans
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Bewegung in Berlin
1100  JJaahhrree   GGeessuunnhheeii tt   BBeerr ll iinn   ee..VV..   //   GGeemmeeiinnddeeddooll --
mmeettsscchhddiinneesstt   //   IInntteerrvv iieeww  RRooll ff   DD..   MMüüll lleerr     
FFrraauueennggeessuunnddhheeii tt   //   GGeessuunnddhheeii ttssmmaannaaggeerr iinnnneenn

sundheitspolitik, die sich nicht auf die Fi-
nanzierung und Steuerung der individual-
medizinischen Kuration in zerklüfteten und
desintegrierten Kommstrukturen erschöpft,
sondern mehr will: 
11.. Management von Gesundheitsrisiken vor

und nach ihrem Eintritt – also Prävention
und Kuration

22..  Prävention nicht als legitimatorische aber
wirkungsarme Gesundheitserziehung,
sondern nach den Prinzipien der Ottawa
Charta, also Gleichgewicht von Bela-
stungssenkung und Ressourcenförde-
rung, als Prozess zu immer größerer
Selbstbestimmung der Menschen über
ihre Gesundheit und damit stets über den
Rahmen klassischer Gesundheitspolitik
hinaus drängend – im Stadtteil, im Be-
trieb, in der Schule, in der KiTa, im Kran-
kenhaus – Schlüsselkonzepte: Partizipati-
on und Transparenz.

33.. Eine Gesundheitspolitik, die die sozial be-
dingte Ungleichheit von Gesundheit-
schancen nicht verleugnet, sondern als
Herausforderung annimmt, die sich der
üblicherweise vernachlässigten Gruppen
annimmt, den Obdachlosen, den Mi-

10 Jahre Gesundheit Berlin e.V.

„„WWiirrkklliicchh  eeiinn  GGrruunndd  zzuu  ffeeiieerrnn““  ssaaggttee  PPrrooffeessssoorr  RRoollff  RRoosseennbbrroocckk  aannlläässsslliicchh  ddeess  1100jjäähhrriiggeenn  JJuu--
bbiillääuummss  vvoonn  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn  ee..VV..  bbeeii  ddeerr  MMiittgglliieeddeerrvveerrssaammmmlluunngg  iimm  OOkkttoobbeerr..  FFüürr  ddeenn
IInnffoo--DDiieennsstt  hhaatt  RRoosseennbbrroocckk  ddiiee  EEnnttwwiicckklluunngg  ddeess  VVeerreeiinnss  aauuss  ppeerrssöönnlliicchheerr  PPeerrssppeekkttiivvee  aauuff--
ggeezzeeiicchhnneett::

Ich erinnere mich noch sehr gut an meinen
ersten Kontakt mit Gesundheit Berlin. Das
war vor mehr als 10 Jahren, auch damals
schon in der Akademie für Gesundheits-
und Sozialberufe in der Straßburger Straße.
Am 29.4.1993 trafen sich dort zwei drei Dut-
zend Vertreter der Berliner Gesundheitssze-
ne.
Die war schon immer etwas munterer als in
anderen deutschen Städten, schließlich
hatte hier der erste Gesundheitstag 1980
mit ca. 20.000 Teilnehmern stattgefunden,
hier gab es den Gesundheitsladen am Meh-
ringdamm mit all seinen Gruppen und Un-
tergruppen, in den 80er Jahren hatte Ulf
Fink als Gesundheitssenator begonnen, die
Selbsthilfe ernst zu nehmen und mit Staats-
knete zu fördern,1992 war hier an der TU
Public Health als wissenschaftliches Fach 
etabliert worden, Berlin hatte mit Ellis
Huber den einzigen sog. alternativen Ärzte-
kammerpräsidenten, bei der Gesundheits-
senatsverwaltung, in den Bezirksämtern, im
Bundesgesundheitsamt, ja sogar bei den
Krankenkassen – überall arbeiteten und dis-
kutierten in Berlin Menschen, die eine mo-
derne Gesundheitspolitik wollten; eine Ge-

grant(inn)en, den sozial Benachteiligten,
den weniger Gebildeten, eine Gesund-
heitspolitik die sich des sozialen Dilem-
mas auch praktisch annimmt, nach dem
bekanntlich stets jene Gruppen die
höchsten Risiken tragen, die über die ge-
ringsten Ressourcen – materiell wie im-
materiell – verfügen.

44.. Eine Gesundheitspolitik, die aber nicht
nur in der Prävention einschließlich Ge-
sundheitsförderung dem wissenschaftli-
chen „state of the art“ genügen will, son-
dern auch in der Krankenversorgung, die
ihren Teil dazu beitragen will, dass Ärzte
und Krankenhäuser, dass Medizin, Pflege
und Sozialarbeit nicht isoliert vor sich hin
arbeiten und die Last der Integration vor
allem auf die Schultern der Patient(inn)en
legen, und damit auf jenen Akteur, der für
diese Aufgabe über die schlechtesten
Voraussetzungen verfügt.

Das war so ungefähr der Kernbestand des
Programms derer, die sich da Ende April
1993 in dem schon damals nicht gerade
üppig einladenden Gebäude der AGS trafen.
Warum trafen sie sich? Seit 1989 gab es das
Gesundheitsreformgesetz mit dem § 20
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SGB V zur Primärprävention – es gab Geld!
Die nur kurze Zeit regierende rot-grüne Ko-
alition hatte versprochen, zum Kassengeld
etwas „Senatsknete“ dazu zulegen, der im
Jahre 1993 regierende Senat der großen Ko-
alition fühlte sich daran gebunden und ver-
sprach 250.000 DM einzubringen. Es gab
also etwas zu verteilen und es gab ein insti-
tutionelles Vakuum, weil die vorher beste-
hende Landesvereinigung für Gesundheit,
die sich – wenn ich mich recht erinnere –
wesentlich im Eigentum der Apothekerkam-
mer befunden hatte, unter mehr oder weni-
ger sanften Ermahnungen eingeschlafen
oder aufgelöst worden war.

Es herrschte also so etwas wie Aufbruch-
stimmung, und die war damals notwendig
und die braucht es bis heute immer wieder.
Denn es passierte dann etwas, was auch
die bisherige 10-jährige Geschichte von Ge-
sundheit Berlin immer wieder begleitet hat:
die Gefahr des finanziellen Absturzes. Die
Senatzusagen reduzierten sich plötzlich von
250.000 DM auf 50.000 DM und alles 
schien in Frage gestellt zu sein.
Trotzdem, die Szene hatte genügend Ener-
gie, um auch unter diesen Bedingungen am
4. 11.1993 formell den eingetragenen Verein
„Gesundheit Berlin“ zu gründen, in die fi-
nanzielle Lücke sprang zumindest teilweise
die Berliner Ärztekammer. Seither kehrt das
Leitmotiv Geld immer wieder: Zuwenig zum
Leben, zuviel zum Sterben.
Drei der fünf Arbeitskreise, die bis heute
das inhaltliche Rückgrat von Gesundheit
Berlin e.V. bilden, wurden damals sofort ge-
gründet, nämlich Gesundheitspolitik, Kinder
und Familie sowie Altern und Gesundheit.
Hinzu kamen später die Arbeitskreise Be-
triebliche Gesundheitsförderung und Migra-
tion.
Heute sind neben den fünf Arbeitskreisen
weitere sechs Arbeitsgruppen tätig: Bewe-
gung/Ernährung, Kinderunfälle, Gesund-
heitsförderung im Krankenhaus, Stadtent-
wicklung, Patientenfürsprecher, Sportge-
sundheit.
Früh verband sich Gesundheit Berlin e.V. mit
der in Deutschland immer noch jungen wis-
senschaftlichen Multidisziplin Public Health,
die erste Fachtagung im Don Bosco Heim in
Wannsee war ein Projekt aus dem TU-
Studiengang, ebenso die Fachtagung ‚Berlin
– Gesunde Stadt' im Jahre 1996, aus der
dann im Jahre 2002 der Beitritt des Landes
Berlin zum Gesunde Städte Netzwerk folgte,
nachdem zuvor schon immer mehr Bezirke
mit gemacht hatten.
Auch weitere Arbeitsfelder sind zu nennen:
etwa die – trotz vieler Frustrationen – nicht

abreißenden Bemühungen um die Definiti-
on oder gar Umsetzung von Gesundheitszie-
len in Berlin, die Zusammenarbeit mit nicht
unmittelbar gesundheitspolitischen Projek-
ten wie dem Quartiersmanagement im Rah-
men des Netzwerks ‚Soziale Stadt'; die
Bemühungen um interkulturelle Gesund-
heitszentren, das erfolgreiche Engagement
im gesundheitsbezogenen Dienst der Ge-
meindedolmetscher, Fachtagungen zum
Thema Arbeitslosigkeit und Gesundheit, zur
Anti-Tabak-Politik, die sehr kontinuierliche
Arbeit am Jahrhundertthema „betriebliche
Gesundheitsförderung“, Fachtagungen zu
Themen der Versorgung alter Menschen und
zur Weiterentwicklung der Pflege...

„„EEss  hheerrrrsscchhttee  AAuuffbbrruucchhssttiimmmmuunngg,,  ddiiee  ddaa--
mmaallss,,  wwiiee  hheeuuttee,,  nnoottwweennddiigg  wwaarr””

Im Mittelpunkt der Fachtagungen – und
auch als Musterbeispiel gelungener Koope-
ration zwischen der Nichtregierungsorgani-
sation Gesundheit Berlin und Vertretern der
Politik der Wissenschaft, der Praxis und vor
allem der Betroffenen – steht aber der Kon-
gress ‚Armut und Gesundheit', der im Jahre
1995 zum ersten Mal und seither jedes Jahr
stattfindet. Mittlerweile ist dieser Kongress
das größte regelmäßig stattfindende Public
Health Ereignis in Deutschland.

Aus diesem Ansatz entstand auch die mit
Unterstützung der BZgA erstellte und in die-
sem Jahr in Betrieb genommene interaktive
und lebendige Datenbank über Projekte, die
sich der Verminderung sozial bedingter Un-
terschiede von Gesundheitschancen wid-
men. Bislang finden sich dort schon über
2.600 Projekte, und die Zahl wächst. Jetzt
wird feierlich ein Kooperationsvertrag der
BZgA mit den Landesvereinigungen für Ge-
sundheit unterzeichnet, federführend ist
Gesundheit Berlin e.V. 

Heute steht Gesundheit Berlin trotz aller
stets auszuhaltenden Unsicherheiten in
Bezug auf Budget und Aquisition auf festen
Beinen: 

Im Vorstand sind die Wissenschaft mit Ulri-
ke Maschewsky-Schneider, der Senat mit
Gerhard Meinlschmidt, die GKV mit Jürgen
Hardt (von der Barmer Ersatzkasse), die be-
zirkliche Ebene mit Werner Schiffmann und
die Ärzteschaft mit Günter Jonitz vertreten.
Es fehlt im Vorstand: „die Basis“ (aber wer
ist das?).

Heute soll der Vorstand neu bestimmt wer-
den. Was sich da abzeichnet, ist der Kurs
auf volle Integration ins Establishment. Hof-
fentlich wohl bedacht, denn solches hat
neben den erwünschten immer auch uner-
wünschte Wirkungen: Zugang zu Entschei-

dungsträgern vs. Einbindung/Autonomie-
verlust.
Das nach meinem Eindruck sehr effektive
und die Expansion der letzten Jahre tragen-
de Management ruht seit Anfang 1998 in
den Händen des Geschäftsführers Raimund
Geene.
Gegenüber den Anfängen hat Gesundheit
Berlin e.V. sein Gesicht grundsätzlich verän-
dert: Durch die großen Projektbereiche Ge-
sundheitsförderung, Patienten und Migra-
tion und zahlreiche Kleinprojekte sind mitt-
lerweile 12 festangestellte und etwa 15
studentische Mitarbeiter/-innen in der Ge-
schäftsstelle beschäftigt, die inzwischen
über knapp 300 Quadratmeter Bürofläche in
der Straßburger Straße verfügt. Aus den 23
Gründungsmitgliedern sind über 100 Mit-
glieder geworden, darunter auch die Se-
natsgesundheitsverwaltung.
Klare Struktur – von außen gesehen. Wie's
da drinnen aussieht, geht keinen was an,
weiß aber jeder, der schon einmal in diesem
ebenso schwierigen wie reizvollen Schnitt-
bereich zwischen bürgerschaftlichem und
politischen Engagement einerseits und pro-
fessioneller Arbeit andererseits gearbeitet
hat.
Wie geht's weiter? Das Präventionsgesetz –
brauchen wir das, was bringt das? Die 4.
Säule der Gesundheitsversorgung – heiße
Luft? Das alles ist ein noch offener Prozess.
Wir wissen es nicht, wir wissen nur: ohne
den Einsatz der vielen hundert Menschen,
die sich im Laufe der letzten 10 Jahre in Ge-
sundheit Berlin nachhaltig engagiert haben,
wäre es nie zu der Diskussion gekommen,
die wir heute zu diesem Thema führen.
Herzlichen Glückwunsch! Rolf Rosenbrock

gesundheitsziele.de
legt Bericht vor
Das seit Ende 2000 vom Bundesministerium
für Gesundheit und Soziale Sicherung in Ko-
operation mit der Gesellschaft für Versiche-
rungswirtschaft durchgeführt Projekt ge-
sundheitsziele.de hat einen umfassenden
Bericht vorgelegt, der im ersten Teil die kon-
zeptionellen Rahmenbedingungen des Pro-
jektes darstellt und in Teil II die Ergebnisse
der fünf Arbeitsgruppen dokumentiert.
Der Bericht kann kostenlos bestellt werden
bei der GVG Postfach 13 02 45, 
50496 Köln oder elektronisch unter E-Mail
team15@gvg-oeln.de.
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Erster Qualifizierungkurs für Migrantinnen
und Migranten erfolgreich abgeschlossen

DDeerr  GGeemmeeiinnddeeddoollmmeettsscchhddiieennsstt  BBeerrlliinn  hhaatt  sseeiinneenn  eerrsstteenn  QQuuaalliiffiizziieerruunnggsskkuurrss  ffüürr  SSoozziiaallhhiillffee
eemmppffaannggeeddee  MMiiggrraanntt((iinnnn))eenn  aabbggeesscchhlloosssseenn..  2233  TTeeiillnneehhmmeerr//--iinnnneenn  aauuss  ffüünnff  KKuullttuurrkkrreeiisseenn
eerrhhiieelltteenn  iimm  OOkkttoobbeerr  iinn  BBeerrlliinn--KKrreeuuzzbbeerrgg  iihhrr  ZZeerrttiiffiikkaatt..  SSiiee  sstteehheenn  nnuunn  iinntteerreessssiieerrtteenn  ggee--
ssuunnddhheeiittlliicchheenn  uunndd  ssoozziiaalleenn  EEiinnrriicchhttuunnggeenn  bbeeii  sspprraacchhlliicchheenn  VVeerrssttäännddiigguunnggsssscchhwwiieerriiggkkeeiitteenn
mmiitt  iihhrreenn  KKlliieenntteenn//PPaattiieenntteenn  zzuurr  VVeerrffüügguunngg..  TTeerrmmiinnaabbsspprraacchheenn  üübbeerr  ddeenn  GGeemmeeiinnddeeddooll--
mmeettsscchhddiieennsstt  BBeerrlliinn..  

Gleich anschließend startete jetzt der zwei-
te Kurs, in dem diesmal auch persisch- und
tschechischsprachige Gemeindedol-
metscher/-innen ausgebildet werden.
Damit eröffnen sich für sie neue berufliche
Perspektiven. Als Sprachmittler können sie
zukünftig in medizinischen und sozialen
Einrichtungen die Kommunikation zwischen
Personal und nicht-deutschsprachigen 
Patienten verbessern.
Die Vorsitzende des Trägervereins Gesund-
heit Berlin e.V., Gesundheitssenatorin Heidi
Knake-Werner, begrüßte den erfolgreichen
Abschluss des für Berlin ersten Qualifizie-
rungskurses: „Die Ausbildung von Dolmet-
scherinnen und Dolmetschern im Sinne von
„community interpreters“ ist Teil der
äußerst wichtigen sozialpolitischen und in-
terkulturellen Aufgabe, die medizinische
und soziale Versorgung von Migrantinnen
und Migranten zu erleichtern und zu verbes-
sern“ sagte Knake-Werner und versprach,
den Gemeindedolmetschdienst in seiner

Entwicklung zu unterstützen. Knake-Werner
ist überzeugt, dass „der Einsatz von gezielt
ausgebildeten Kräften ein wichtiges Ele-
ment der interkulturellen Öffnung der Re-
geldienste ist“. Bislang werde die Versor-
gung von Migrantinnen und Migranten häu-
fig durch sprachliche oder kulturelle
Kommunikationsprobleme erschwert.
Lehrgangsleiter Hans-Jürgen Lorenz be-
glückwünschte die Absolvent(inn)en. „Nun
stehen die Gemeindedolmetscher/-innen
für bezahlte Einsätze in gesundheitlichen
und sozialen Einrichtungen zur Verfügung“
sagte Lorenz. Die Planungen für einen pro-
fessionellen Vermittlungsdienst liefen be-
reits, „auch wenn die langfristige Finanzie-
rung noch nicht geklärt ist“. Der Bedarf für
die Dienstleistung sei jedoch sehr groß, was
das Interesse von z.B. der Caritas, der Cha-
rité oder der Vivantes-Kliniken beweise.
Die Qualifizierungskurse werden von der
EU-Gemeinschaftsinitiative EQUAL finanziert
und von der Landesarbeitsgemeinschaft für

Wer sich heute in Theorie oder Praxis mit
Gesundheitsförderung beschäftigt, kennt
und nutzt die Leitbegriffe wie Setting-An-
satz, Evidenzbasierung, Empowerment oder
Partizipation – doch ist auch in jedem Fall
klar, welche Inhalte und Konzepte sich
damit verbinden? Das Lehrbuch der Ge-
sundheitsförderung von Jennie Naidoo und
Jane Wills liegt nun erstmals in deutscher
Sprache vor. In 19 Kapiteln schlagen die Au-
torinnen den Bogen von den konzeptionel-
len Grundlagen (Was ist Gesundheit und
was kann es bedeuten, sie zu „fördern“?)
über Strategien und Methoden bis hin zur
Umsetzung gesundheitsfördernder Interven-
tionen. Der Untertitel des englischen Ori-
ginals „Foundations for Practice“ – macht
deutlich, dass hier keine bis in die letzten

Verästelungen von Theorie und Praxis rei-
chenden Ausführungen zu erwarten sind.
Vielmehr soll das Buch in verständlicher
Form einen Überblick über das multidiszi-
plinär geprägte Handlungsfeld der Gesund-
heitsförderung verschaffen. In den Text ein-
gebettete Beispiele, Übungen und Diskussi-
onsanregungen machen das Lehrbuch zum
Arbeitsbuch. Erfreulich ist, dass auch sonst
eher randständigen Themen wie der „Ethik
der Gesundheitsförderung“ Raum gegeben
wird. Um den Nutzen dieses Arbeitsbuches
weiter zu steigern, wäre es wünschenswert,
die aus dem englischen Original übernom-
menen Literaturangaben in einer späteren
Neuauflage durch deutschsprachige Quel-
len zu ergänzen. Wer schon jetzt auf der
Suche nach vertiefender Literatur aus dem

Gesundheitsförderung, Gesundheit Berlin
e.V., getragen. Die Kursteilnehmer lernten
die Grundzüge des Gesundheits- und So-
zialwesens, Recht und Ethik sowie Überset-
zungen und Fachterminologien kennen. Des
weiteren standen „interkulturelle Kompe-
tenz und Kommunikation“ auf dem Stun-
denplan. In mehrwöchigen Praktika, unter
anderem in Krankenhäusern und Bezirksäm-
tern, wurden die erworbenen Kenntnisse
vertieft und praktisch angewendet.
Bewerbungen für den dritten Kurs Mitte
2004 sind ab sofort möglich. Interessen-
ten/-innen, die sich zum/zur Gemeindedol-
metscher/-in ausbilden lassen möchten,
können sich ab sofort beim Gemeindedol-
metschdienst Berlin schriftlich bewerben
(mit Anschreiben, Lebenslauf, Zeugnis-
kopien und einem Foto).
Voraussetzung für die Teilnahme ist der
Bezug von Sozialhilfe (keine Arbeitslosen-
hilfe/-geld) Bitte Kopie des aktuellen Sozial-
hilfebescheids der Bewerbung beifügen. Be-
werbungsschluss ist der 15. April 2004

Johannes Strotbek

TTeerrmmiinnaabbsspprraacchheenn  ffüürr  ddiiee  GGeemmeeiinnddeeddoollmmeett--
sscchheerr,,  KKoonnttaakktt  uunndd  IInnffoorrmmaattiioonneenn::
Gemeindedolmetschdienst Berlin
Patricia Elsner
Müllenhoffstraße 17, 10967 Berlin
Tel: 030- 443190-90, Fax: 030- 443190-93
E-Mail: post@gemeindedolmetschdienst-
berlin.de
www.gemeindedolmetschdienst-berlin.de

deutschsprachigen Raum ist, wird in der
zweiten aktuellen BZgA-Veröffentlichung
Leitbegriffe der Gesundheitsförderung fün-
dig. Das „Glossar zu Konzepten, Strategien
und Methoden der Gesundheitsförderung“,
so der Untertitel, liegt nun in vierter und
vollständig überarbeiteter Auflage vor. 91
Begriffe aus Theorie und Praxis der Gesund-
heitsförderung werden in kompakten Arti-
keln von Experten und Expertinnen der
deutschsprachigen „Szene“ dargestellt und
durch Querverweise in ihrer konzeptionellen
Vernetzung erschlossen. Zu jedem Artikel
finden sich weiterführende Literaturhinwei-
se, hier auch zahlreiche deutschsprachige
Quellen. Holger Kilian
Naidoo, Jennie; Wills, Jane 2003: Lehrbuch
der Gesundheitsförderung, hrsg. von der
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA), Gamburg. 13,50 Euro + Ver-
sandkosten. Und: BZgA (Hrsg.) 2003: Leit-
begriffe der Gesundheitsförderung, Schwa-
benheim a.d.Seitz, 17,80 Euro + Versand.

Wie war das mit dem Setting-Ansatz?
ZZwweeii  aakkttuueellllee  VVeerrööffffeennttlliicchhuunnggeenn  vveerrsscchhaaffffeenn  ÜÜbbeerrbblliicckk  iimm  DDiicckkiicchhtt  ggeessuunnddhheeiittssfföörrddeerrnnddeerr
KKoonnzzeeppttee  uunndd  BBeeggrriiffffee..
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IInnffoo--DDiieennsstt:: Viele Gesundheitsförderer ver-
binden mit ihrer Wahl zum Vorstandsvorsit-
zenden von Gesundheit Berlin e.V. große Er-
wartungen an eine Bündelung der gesund-
heitsfördernden und präventiven
Aktivitäten. Zu Recht?

MMüülllleerr::  Ich bin der Überzeugung, dass die
Prävention zu den großen Zukunftsaufga-
ben unserer Gesellschaft und ganz beson-
ders unseres Gesundheits- und Bildungswe-
sens gehört. In meiner Funktion als Vor-
standsvorsitzender der AOK Berlin habe ich
dazu beigetragen, dass die AOK Berlin eine
gestaltende Rolle in der Prävention und
speziell der Gesundheitsförderung ein-
nimmt. Wichtig ist dabei, dass die Angebote
die Menschen erreichen. Deshalb arbeiten
Experten unseres Hauses mit Spezialisten
unterschiedlicher Art zusammen. Wichtige
Erfahrungen sind dabei gesammelt worden,
die ich gerne in meine Arbeit für Gesundheit
Berlin e.V. einbringe.

IInnffoo--DDiieennsstt:: Wo müssten nach Ihren Erfah-
rungen im Bereich der Prävention die Prio-
ritäten gesetzt werden?

MMüülllleerr::  Zunächst ist wesentlich, dass
Prävention für die Gesellschaft als selbst-
verständliches Gesundheitsangebot vorge-
halten wird.

Dabei wird es entscheidend darauf ankom-
men, in sämtlichen Lebenssituationen die
Bedeutung der Prävention zu etablieren.
Neben der Familie fallen Kindergarten, Vor-
schule, Schule und Betrieb die Aufgabe zu,
im jeweiligen Bereich die Voraussetzungen
für die Stärkung des Präventionsgedankens
zu schaffen. So kann gleichsam eine
„Präventionsoffensive“ erreicht werden.
Es ist bekannt, dass Menschen mit sozialen
Benachteiligungen bislang nur unzurei-
chend gesundheitsfördernde Maßnahmen
annehmen. Aus der Gesamtforderung hat
die Gesellschaft die herausfordernde Aufga-
be, gerade für diese Mitbürger bessere 
Voraussetzungen zu schaffen. Die besonde-
re Herausforderung besteht darin, die Maß-
nahmen so auszugestalten, dass durch
Stärkung der Eigeninitiativen das Gesund-
heitsbewusstsein in dieser Bevölkerungs-
gruppe nachhaltig verbessert wird.
Folgerichtig müssen deshalb über das Ge-
sundheitswesen hinaus weitere Bereiche,
wie z.B. Bildung, Umwelt- und Verbraucher

schutz, Stadtentwicklung, Sportverbände
und Wirtschaft einbezogen werden. Die bis-
herige alleinige Verantwortung der gesetzli-
chen Krankenversicherung für die Gesund-
heitsförderung reicht nicht aus, wenn man
den vernetzten Ansatz als zukunftsorientier-
ten Weg für eine verbesserte Gesundheits-
förderung wählt.

IInnffoo--DDiieennsstt:: Wie kann man sich auf prioritä-
re Handlungsfelder verständigen? Welche
Akteure können einbezogen werden?

MMüülllleerr:: Es gibt in der Bundesrepublik
Deutschland ein mit großem Aufwand auf-
gebautes System der Gesundheitsberichter-
stattung, das auch in Berlin auf regionaler
Ebene implementiert worden ist. Die Ergeb-
nisse der Bundes- und Landesgesundheits-
berichterstattung geben uns Aufschluss
über gesundheitliche Problemlagen auf ver-
schiedensten Ebenen. Der Auflösungsgrad
der Berichte reicht von Aussagen über die
Bevölkerung Deutschlands bis hin zu loka-
len Analysen einzelner Berliner Bezirke. Aus
diesen Ergebnissen lässt sich unschwer ein
breites Spektrum denkbarer Handlungsfel-
der für Prävention und Gesundheitsförde-
rung ableiten.
Angesichts der knappen finanziellen Mittel
kommt der Entscheidung, welche dieser
Handlungsfelder prioritär zu bearbeiten
sind, größte Bedeutung zu. Aus diesem
Grund sollten an dieser Entscheidung so-
weit als möglich alle relevanten Akteure be-
teiligt sein. Aus meiner Sicht zählen dazu in
jedem Fall die Ärzteschaft und die Kranken-
kassen sowie Vertreter des Landes bzw. der
Kommunen (für das öffentliche Gesund-
heits- und das Bildungswesen). Es wird 
überdies wesentlich sein, aus den vielen Er-
kenntnissen möglichst konkrete, praktika-
ble Angebote der Gesundheitsförderung
unter Schwerpunktsetzung zu erarbeiten.

IInnffoo--DDiieennsstt::  Im Diskussionsentwurf des Eck-
punktepapiers zum Präventionsgesetz
kommt Gesundheitskonferenzen eine starke
Bedeutung zu. Welche Vorstellungen haben
Sie zu der Gestaltung dieses Prozesses?

MMüülllleerr:: Die Nutzenstiftung von groß ange-
legten Gesundheitskonferenzen ist stets zu
hinterfragen. Entgegen öffentlichen Bekun-
dungen lehrt die bisherige Erfahrung, dass
für die praktikable Arbeit nur eingeschränk-

te Erkenntnisse gewonnen und diese nur in
wiederum beschränktem Umfang in konkre-
te Vorhaben umgesetzt werden. Wenn
gleichwohl auf solche Konferenzen nicht
verzichtet werden kann, sollten allenfalls
globale Ansätze erörtert werden, die dann
die Grundlage für Strategien sein können.
Für mich ist die Ergebnisorientierung des
Handelns oberstes Ziel. Deshalb bin ich der
Überzeugung, dass wir die Prävention läh-
men, wenn die großen Gesundheitskonfe-
renzen die Plattform für abschließende
Richtungsentscheidung bilden. Ich meine,
wir sollten uns die Kreativität erhalten und
andere Formen finden, in denen wir unter
Einbindung aller relevanten Akteure Ent-
scheidungen über die vorrangigen Hand-
lungsfelder fällen.

IInnffoo--DDiieennsstt:: Gesundheitsförderung für 
sozial Benachteiligte: Können Sie hier ange-
sichts der aktuellen Diskussion um die Zu-
kunft der GKV optimistisch sein?

MMüülllleerr::  Gerade vor dem Hintergrund meiner
eigenen Erfahrungen kann ich diese Frage
für die Krankenkassen uneingeschränkt be-
jahen. Seit der Wiedereinführung der
Prävention in den GKV-Leistungskatalog im
Jahr 2000 hat die AOK Berlin ihre Präventi-
onsangebote im Setting kontinuierlich und
qualitätsgesichert ausgebaut. 
Dabei ist uns eines über die Zeit hinweg
klar geworden: Es gibt nicht den idealen Zu-
gang oder die optimale Konstellation für
einen Setting-Ansatz. Denn auch wenn sich
die Zielgruppen generell über demographi-
sche Faktoren beschreiben lassen – jede
davon ist einzigartig und verlangt deshalb
eine eigene Vorgehensweise. Und diese Vor-
gehensweise lässt sich nur über eine enge
Zusammenarbeit – auch mit den Menschen
vor Ort – erreichen. Die Nähe am Projekt
und die konstruktive Einbindung einer Viel-
zahl von Akteuren ist deshalb eine der
Hauptvoraussetzungen für ein Gelingen von
solchen Maßnahmen. 
Wir haben aus diesen Erfahrungen zweierlei
gelernt: Auf diesem Weg gibt es keine kurz-
fristigen Erfolge, hier müssen viele Beteilig-
te mit langem Atem zusammenarbeiten.
Unter diesen Bedingungen ist der Setting-
Ansatz jedoch ein erfolgversprechender
Weg, die Gesundheitschancen sozial be-
nachteiligter Menschen zu verbessern. Für
diesen Weg werde ich mich als Vorstands-
vorsitzender von Gesundheit Berlin e.V. und
als Vorstandsvorsitzender der AOK Berlin
gleichermaßen stark machen.

IInnffoo--DDiieennsstt::  Vielen Dank für das Gespräch!
Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit!

Die Fragen stellte Carola Gold

Rolf D. Müller im Interview
DDeerr  VVoorrssttaannddssvvoorrssiittzzeennddee  ddeerr  AAOOKK  BBeerrlliinn  wwuurrddee  iimm  OOkkttoobbeerr  ggeemmeeiinnssaamm  mmiitt  GGeessuunnddhheeiittssssee--
nnaattoorriinn  HHeeiiddii  KKnnaakkee--WWeerrnneerr  zzuumm  VVoorrssttaannddssvvoorrssiittzzeennddeenn  vvoonn  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn  ee..VV..  ggee--
wwäähhlltt..  IImm  IInntteerrvviieeww  mmiitt  ddeemm  IInnffooddiieennsstt  ppllääddiieerrtt  eerr  ffüürr  eeiinnee  „„PPrräävveennttiioonnssooffffeennssiivvee““..
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Berichterstattung und Frauengesundheit
AAuuff  EEiinnllaadduunngg  ddeess  BBeerrlliinneerr  NNeettzzwweerrkkss  FFrraauueennggeessuunnddhheeiitt  ttrraaffeenn  ssiicchh  7700  EExxppeerrtt//--iinnnneenn  zzuumm
FFaacchhggeesspprrääcchh  „„BBeerriicchhtteerrssttaattttuunngg  uunndd  FFrraauueennggeessuunnddhheeiitt  iinn  BBeerrlliinn““  iinn  ddeerr  SSeennaattssvveerrwwaallttuunngg..
VVeerrttrreetteerr//--iinnnneenn  vvoonn  IInniittiiaattiivveenn  uunndd  PPrroojjeekktteenn,,  ddeerr  KKrraannkkeennkkaasssseenn  uunndd  ddeerr  VVeerrwwaallttuunngg,,  WWiiss--
sseennsscchhaaffttlleerriinnnneenn  uunndd  PPoolliittiikkeerriinnnneenn  ddiisskkuuttiieerrtteenn  AAnnffoorrddeerruunnggeenn  aann  eeiinnee  ffrraauueennoorriieennttiieerrttee
BBeerriicchhtteerrssttaattttuunngg..

Dr. Heidi Knake-Werner, Senatorin für Ge-
sundheit, Soziales und Verbraucherschutz,
verwies in ihrem Beitrag auf die positiven
Ansätze die Berlin in Sachen Gesundheits-
berichterstattung bereits vorzuweisen hat.
Neben der Basisberichterstattung, die u.a.
die sozialbedingten Unterschiede gesund-
heitlicher Chancen beleuchtet, sind ziel-
und themenorientierte Spezialberichte feste
Bestandteile des Berliner Berichtswesens.
So wurden in diesem Jahr die Berichte zur
gesundheitlichen Lage von Kindern und Ju-
gendlichen, die Auswertung der Diagnose-
daten der Berliner Krankenhauspatient/
-innen und der Bericht zur gesundheitlichen
Lage der Frauen veröffentlicht. Zwar geben
diese Berichte Hinweise auf gesundheitsbe-
zogene Entwicklungen und Probleme, die
Senatorin verwies jedoch kritisch auf die
bestehenden Defizite hinsichtlich der Hand-
lungsempfehlungen. 
Hoffnungen auf eine entsprechende Bera-
tung der Gesundheitspolitik verbindet Heidi
Knake-Werner unter anderem mit dem neu
entstehenden Institut „Gender in Medicine“
der Humboldt- und Freien Universität. 
Mit den Potenzialen der Berliner Berichter-
stattung zur Identifikation gesundheits- und
krankheitsfördernder Faktoren bei Frauen
beschäftigte sich Sabine Hermann in ihrem
Beitrag. Sie erläuterte die vorhandenen Da-
tenbestände, auf die die Senatsverwaltung
in ihrer Berichterstattung zurückgreifen
kann. Auch Berlin orientiert sich in der Be-
richterstattung an den gemeinsamen Indika-
toren der Gesundheitsministerkonferenz der
Länder. 53 % dieser 125 Indikatoren werden
geschlechtsspezifisch erhoben. 
Über die Verknüpfung vorhandener Da-
tensätze lassen sich wichtige, auch ge-
schlechtsdifferenzierte, Aussagen z.B. im
Bezug auf verschiedene, die Lebenserwar-
tung beeinflussende Faktoren treffen. Die
Datenanalyse gibt hier Anhaltspunkte, um
hinsichtlich sozialbedingter Faktoren regio-
nal tätig werden zu können.
Auch Sabine Hermann betonte, dass die so-
lide Datenbasis nur ein Teil erfolgreicher Be-
richterstattung ist. Maßgeblich sei die Erar-
beitung konkreter Handlungsempfehlungen
unter Einbeziehung der Beteiligten und des
Sachverstands der Expert/-innen. Der Iden-

tifikation gesundheitlicher Problemfelder
sollte der Implementierung von Gesund-
heitszielen und die Evaluation der Maßnah-
men folgen. Bislang fehlte es in Berlin an
einem organisatorischen Rahmen, der die-
sen Prozess absichert.
Aber auch hinsichtlich der Datenbasis be-
stehen Defizite, die bereits eine Bestands-
aufnahme behindern. So verständigte sich
zwar die Gesundheitsministerkonferenz der
Länder im Frühjahr diesen Jahres auf ver-
stärkte Anstrengungen zur Integration der
Migrant/-innen in den Gesundheitsbereich.
Entsprechende Daten sind jedoch, auch auf
Grund neuer gesetzlicher Regelungen im
Einwanderungsgesetz, kaum verfügbar.
Dr. Jutta Begenau brachte mit ihrem Beitrag
die Diskussionen und Erfahrungen aus der
Erarbeitung des Frauengesundheitsberichts
für Deutschland (2001) ein. In ihm wurden
die Forderungen der WHO an Frauenge-
sundheitsberichterstattung umgesetzt. Er
gibt damit Orientierungshilfe für entspre-
chendes Berichtswesen in Ländern und
Kommunen. Dabei ist entscheidend, die re-
levanten gesundheitlichen Risiken und Res-
sourcen für Frauen zu identifizieren. Männer
und Frauen haben nicht nur spezifische ge-
sundheitliche Situationen, sondern auch so-
ziale Zusammenhänge wie Familie und Part-
nerschaft können unterschiedliche Risiken
und Potenziale bergen.
Die Berliner Basisberichterstattung folgt
noch vorrangig einer an klassischer männli-
cher Erwerbsbiographie orientierten Struk-
tur. Lebensbereiche wie Partnerschaft und
Familie werden nicht oder nicht differenziert
dargestellt. Auch der Berliner Bericht zur
gesundheitlichen Situation von Frauen ver-
mag hier keine hinreichend detaillierten In-
formationen zu geben. Gerade für präventi-
ve Maßnahmen bedarf es jedoch der genau-
en Identifikation gesundheitsfördernder
oder -schwächender Faktoren in den hetero-
genen Gruppen „Alleinerziehender“ oder
„Hausfrauen“.
Neben der Erweiterung des bisherigen Le-
benslagenkonzepts der Basisberichterstat-
tung fordert Jutta Begenau deshalb entspre-
chende Spezialberichte und eine differen-
zierte Sozialberichterstattung.
In Arbeitsgruppen wurden dann Handlungs-

felder und Erfordernisse für besondere ge-
sundheitliche Risiken diskutiert.
Dabei zeigte sich, dass in der Praxis in er-
heblichen Umfang „Graumaterial“ vorhan-
den ist, das für die Datenbasis erschlossen
werden könnte. So verwiesen Projekte der
Suchthilfe auf vorhandene Expertisen ihrer
Arbeit, berichteten aber auch von großem
Ressourceneinsatz für eine Projektdoku-
mentation, deren Nutzen sich nicht in jedem
Fall erschließt. Die fehlende (Gesundheits-)
Zielorientierung bei dieser Erhebung er-
schwert dann auch die Einbeziehung der
Daten in die Basisberichterstattung. Dass
suchtgefährdete Mädchen der Unterschicht
mit den vorhandenen Interventionskonzep-
ten nicht erreicht werden, kann durch Stu-
die und Praxiserfahrungen belegt werden,
entsprechendes Datenmaterial ist kaum ver-
fügbar. Hier forderte Carmen Walcker-Mayer
von „FrauSuchtZukunft“ ein Dokumentati-
onssystem, das die Projekte im zielorien-
tierten Ressourceneinsatz unterstützt und
Aussagen über die Wirksamkeit verschiede-
ner Strategien ermöglichen kann.

„„DDiiee  BBeerrlliinneerr  BBaassiissbbeerriicchhtteerrssttaattttuunngg  ffoollggtt
nnoocchh  eeiinneerr  kkllaassssiisscchheenn  mmäännnnlliicchheenn  EErrwweerrbbss--
bbiiooggrraapphhiiee””

Eine Initiative zur quantitativen Erhebung
häuslicher Gewalt bei Frauen und Kindern
präsentierte Dr. Elisabeth Ziemer, Gesund-
heitsstadträtin von Tempelhof-Schöneberg.
Der Bezirk reagierte damit auf den Mangel
in den bisherigen Statistiken, wo Gewaltfäl-
le zur Zeit nicht ausgewiesen werden. Jetzt
wurden Mitarbeiter/-innen des Bezirksamts
in einer speziellen Schulung für das Thema
häuslicher Gewalt sensibilisiert, um dann in
den Beratungsgesprächen auf mögliche
Hinweise reagieren zu können. Ein entspre-
chender Fragebogen steht seit August zur
Verfügung und für Januar 2004 ist eine erste
Auswertung geplant. Für den Erfolg der Be-
fragung war entscheidend, dass die Mitar-
beiter/-innen die nötigen Kompetenzen er-
werben konnten und nun auch mit großem
Engagement die Erhebung unterstützen. In
der Arbeitsgruppe wurde auch für die Se-
natsstatistik eine Ausweisung der Fälle
häuslicher Gewalt gefordert. Gewalt als Ge-
sundheitsrisiko und die Erfahrungen aus
Tempelhof-Schöneberg sollten darüber 
hinaus bei der Reform des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes Berücksichtigung finden.
Gesundheitliche Folgen von Gewalt waren
auch ein Schwerpunkt in der Diskussion der
gesundheitlichen Lage von Migrantinnen. 
Hinsichtlich Verständlichkeit, Erreichbarkeit
und Bedarfsermittlung müssen besondere
Hürden überwunden werden, um Akzeptanz



17

Bewegung in BerlinInfo_Dienst für Gesundheitsförderung 4/03

in den Zielgruppen zu finden. Viele Projekte
und Studien können hierzu wertvolle Hin-
weise geben. So stellte Dr. Theda Borde ihre
Erfahrungen zur Ermittlung des Migrations-
hintergrunds vor. Ingrid Papies-Winkler be-
richtete von entsprechenden Diskussionen
mit Vertreter/-innen der Vivantes-Kranken-

Frauen als Gesundheitsmanagerinnen 
der Familie
IImm  RRaahhmmeenn  ddeerr  PPrräävveennttiioonnss--  uunndd  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunnggssiinniittiiaattiivvee  „„MMeehhrr  GGeessuunnddhheeiitt  ffüürr
aallllee““  uunntteerrssttüüttzztt  ddeerr  BBKKKK  BBuunnddeessvveerrbbaanndd  eeiinnee  wweeiitteerree  ZZiieellggrruuppppee::  FFrraauueenn,,  iinnssbbeessoonnddeerree  
MMiiggrraannttiinnnneenn..  GGeemmeeiinnssaamm  mmiitt  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn  ee..VV..  wweerrddeenn  iinn  ddiieesseemm  ZZuussaammmmeennhhaanngg  sseeiitt
OOkkttoobbeerr  ddiieesseenn  JJaahhrreess  zzwweeii  PPrroojjeekkttee  ggeefföörrddeerrtt..  

Aufgrund ihrer Mehrfachbelastung durch Fa-
milie, Haushalt und Beruf erfüllen viele
Frauen mehrere Rollen gleichzeitig und sind
mit vielen sehr unterschiedlichen Anforde-
rungen konfrontiert. Besonders in traditio-
nellen Familienstrukturen mit klarer Rollen-
verteilung zwischen Männern und Frauen
verlangen Haushaltsführung, Kindererzie-
hung, Umgang mit Problemen in der Fami-
lie, dazu ggf. eine berufliche Tätigkeit den
Frauen einiges ab. Zu Recht vergleicht man
ihre Fähigkeiten und ihr Leistungsvermögen
mittlerweile – will man Fachjargon benutzen
– mit Management-Qualitäten. 

Die tagtägliche Beanspruchung kann aber
auch schnell über die Belastungsgrenzen
hinausgehen, Stress erzeugen und zu Er-
krankungen führen. Der Vorbeugung bzw.
Heilung von Erkrankungen wird dabei nur
wenig Aufmerksamkeit seitens der Frauen
selber und seitens der Familie geschenkt.
Eine Teilnehmerin der unten beschriebenen
Projekte meint dazu treffend: „Und wenn
wir 39 Grad Fieber haben, die Kinder müs-
sen versorgt, das Essen gekocht, die Woh-
nung geputzt werden. So sieht es in der
Realität aus. Wer außer uns sollte das ma-
chen?“

Der BKK Bundesverband und Gesundheit
Berlin e.V. setzen sich deshalb mit zwei Pro-
jektmodulen das Ziel, türkischsprachige Mi-
grantinnen in ihrer Kompetenz als Gesund-
heitsmanagerinnen der Familie zu stärken.
Durch gezielte Information und Austausch
mit Anderen soll erreicht werden, dass die
alltäglichen Anforderungen vor allem stress-
freier bewältigt werden können, um damit
die Energie und Ressourcen der Frauen zu
schonen. 

TTüürrkkiisscchhsspprraacchhiiggeess  „„KKiieezz--KKoocchhbbuucchh““

Ein Projektmodul befasst sich intensiv mit
dem Thema „Ausgewogene und gesunde
Ernährung“, das aufgrund der Überge-
wichts-Problematik besonders bei türkisch-
sprachigen Kindern und Jugendlichen in den
Fokus des Gesundheitswesens und natür-
lich auch der Krankenkassen gerückt ist.
Gemeinsam mit dem Migrantinnentreff des
Interkulturellen Gemeinwesenzentrums mit
Gesundheitsförderung entwickelt Gesund-
heit Berlin e.V. ein türkischsprachiges „Kiez-
Kochbuch“ für den BKK Bundesverband,
das neben Rezepten, die zu einer ausgewo-
genen Ernährung beitragen, auch Informa-
tionen über gesunde Ernährung, über Vor-
beugung von Übergewicht bei Kindern und
über Essstörungen enthält. Besonders
berücksichtigt werden dabei die spezifi-
schen Ernährungsgewohnheiten des tür-
kischsprachigen Kulturraumes bzw. die Art
und Weise, wie türkischsprachige Familien
sich ernähren. In einem Kursangebot, das
aus Gruppengesprächen und Kocheinheiten
besteht, wird das Thema Ernährung in die
Praxis umgesetzt sowie Raum für Informati-
on und Diskussionen gegeben. Aufschlus-
sreich für die bedarfsgerechte Gestaltung
des Kochbuchs sind die von den Frauen
subjektiv empfundenen Probleme bei der
Ernährung ihrer Familie. Die Frauen erhalten
im Gegenzug qualitätsgesicherte Informa-
tionen und werden dabei unterstützt, ihre
Familie gesund zu ernähren und
ernährungsbedingten Problemen vorzubeu-
gen. 

TTrreeffffppuunnkktt  ffüürr  GGeessuunnddhheeiittssffrraaggeenn

Mit dem zweiten Projektmodul wird ein
Frauen-Internettreff aufgebaut, der Migran-

tinnen als Anlaufpunkt für gesundheitliche
Fragestellungen dienen soll. Gefördert wird
hier vor allem das gesundheitsfördernde
Potenzial von Migrantinnen im Sinne einer
Selbsthilfestruktur. Das Projekt wird von Ge-
sundheit Berlin e.V. im Setting Kiez gemein-
sam mit dem AWO Begegnungszentrum 
Adalbertstraße umgesetzt und beinhaltet
einen Kurs, in dem Gesundheitsthemen wie
Frauengesundheit, Vorsorge- und Früher-
kennungsuntersuchungen für die ganze Fa-
milie, Erziehung von Kindern und Jugendli-
chen, Leistungen der Kranken- und Pflege-
versicherung, u. ä. gemeinsam diskutiert
werden. Geeigneter Aufhänger, um sich mit
diesen Themen auseinander zu setzen, ist
dabei die gleichzeitige Schulung im Umgang
mit dem Internet. Das Internet wird dazu ge-
nutzt, Informationen und Unterstützungsan-
gebote auf einfache Art und Weise zu 
recherchieren. Die acht Frauen, die die
Schulung durchlaufen, übernehmen eine
Multiplikatorinnenfunktion innerhalb ihrer
eigenen Community und werden als An-
sprechpartnerinnen für Gesundheitsfragen
auch nach Abschluss des Projektes im Be-
gegnungszentrum zur Verfügung stehen. In-
tensiv vorbereitet werden sie darauf in der
Schlussphase des Projektes. Geplant sind
feste Öffnungszeiten des Frauen-Internet-
treffs sowie die selbstständige Organisation
von Infoveranstaltungen und Gesprächskrei-
sen von Migrantinnen für Migrantinnen.
Mehr über die Projektmodule wird im Rah-
men der Veranstaltung „Mehr Gesundheit
für alle“ am 4. Dezember 2003 berichtet.
Dort werden die für die Projektkoordination
und -durchführung verantwortlichen Mitar-
beiterinnen Andrea Möllmann und Tülin
Duman die Projektmodule präsentieren. 

Andrea Möllmann

häuser und des Immanuel Krankenhauses,
das deutsche Pilotprojekt im WHO-Projekt
‚Migrant friendly Hospital'. Es bestehen in
Berlin also gute Voraussetzungen zur For-
mulierung einheitlicher Indikatoren.
Die Tagung hat Mut gemacht. Sie zeigte die
Potenziale für ein geschlechterdifferenzier-

ten Berichtswesens auf, aber vor allem
wurde die große Bereitschaft der Akteure
deutlich sich in diesen Prozess aktiv einzu-
bringen. Der Auswertung dieses Fachge-
sprächs mit Heidi Knake-Werner können
also nächste Arbeitsschritte folgen.

Carola Gold
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Kinder und Jugendliche
SScchhuullggeessuunnddhheeii tt   iinn   BBeerr ll iinn   //   LLeeii tt ffaaddeenn  GGeewwaall tt
ggeeggeenn  KKiinnddeerr   iimm  IInntteerrnneett

Der überwiegende Teil der Grundschüler/
-innen kommt aus sozial schwachen Famili-
en, 92 Prozent sind nicht-deutscher Her-
kunft.

Doch angesichts der schwierigen Ausgangs-
bedingungen pädagogischer Arbeit herr-
schen an der Jens-Nydahl-Schule keines-
wegs Verzweiflung und Resignation. Im 
Rahmen des zweiten Fachforums „Schulge-
sundheit in Berlin“ stellte die Schulleiterin
Manuela Seidel dar, wie mit Ideen, Engage-
ment und Kompetenz versucht wird, den
Schüler/innen ein Lebens- und Lernumfeld
zu schaffen, das viele soziale und gesund-
heitliche Benachteiligungen ausgleicht und
auch in den außer-schulischen Alltag wirkt.
Frau Seidel konnte zahlreiche Beispiele auf-
führen:

Das Projekt „Klasse 2000“ begleitet ein-
zelne Klassen über vier Jahre hinweg und
sensibilisiert die Schüler/innen für ge-
sundheitliche Themen, insbesondere zu
Suchtgefahren.

Konflikte zwischen Schüler/innen, die
früher oftmals gewalttätig verliefen, kön-
nen heute durch Mitschüler/innen gelöst
werden, die zu Konfliktlotsen ausgebildet 

Schulgesundheit in Berlin
DDiiee  KKrreeuuzzbbeerrggeerr  JJeennss--NNyyddaahhll--SScchhuullee  lliieeggtt  iimm  QQuuaarrttiieerr  KKoottttbbuusssseerr  TToorr  ??  mmiitttteenn  iinn  eeiinneemm  „„ssoo--
zziiaalleenn  BBrreennnnppuunnkktt““,,  ggeekkeennnnzzeeiicchhnneett  dduurrcchh  hhoohhee  AArrbbeeiittsslloossiiggkkeeiitt,,  üübbeerrdduurrcchhsscchhnniittttlliicchh  vviieellee
SSoozziiaallhhiillffee--EEmmppffäännggeerr//iinnnneenn,,  hhoohhee  aallllttäägglliicchhee  GGeewwaallttbbeerreeiittsscchhaafftt  uunndd  eeiinnee  aauucchh  iimm
SSttrraaßßeennbbiilldd  pprräässeennttee  DDrrooggeennsszzeennee..  VVoomm  zzwweeiitteenn  TTeeiill  ddeess  FFaacchhffoorruummss  SScchhuullggeessuunnddhheeiitt  iimm
OOkkttoobbeerr  22000033..

wurden und denen inzwischen ein eigener
„Konfliktlotsenraum“ zur Verfügung steht.

Großer Wert wird auf die aktive Einbin-
dung der Schüler/innen gelegt. Es gibt an
der Schule die Institution der „Kinderkon-
ferenz“, auch erforschen die Kinder mit
Unterstützung der bezirklichen Plan- und
Leitstelle als „Kiezdetektive“ ihr Quartier
und entwickeln Vorschläge, was aus ihrer
Sicht verbessert werden sollte.

Auf die Probleme unregelmäßiger und un-
ausgewogener Ernährung der Kinder (vgl.
hierzu den Beitrag „Chinanudeln statt
Schulkantine“ im letzten Info-Dienst) rea-
giert die Schule mit dem Angebot eines
gemeinsamen Schulfrühstücks. Das Mit-
tagessen der Hortkinder in der Schulkan-
tine wird gemeinschaftlich eingenommen,
um die sozial Bedeutung gemeinsamen
Essens herauszustellen.

Neben der eindrucksvollen Darstellung der
Vielzahl gesundheitsfördernder Aktivitäten
zeigte Frau Seidel auch die Grenzen auf, die
dem schulischen Engagement gesetzt sind:
Wenn die Maßnahmen zusätzliche finanziel-
le Mittel erfordern, dann sind sie ohne 
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externe finanzielle Unterstützung nur
schwer umsetzbar. Auch gelingt es kaum,
die Eltern nicht-deutscher Herkunft aktiv in
die gesundheitsfördernde Schulentwicklung
einzubinden und so zu gewährleisten, dass
Initiativen zu Hygiene, Ernährung oder
Sprachentwicklung auch im familiären All-
tag weiter wirken. Viele dieser Probleme
wurden auch im zweiten Beitrag des Fachfo-
rums thematisiert, der die schulische Ge-
sundheitsförderung in bezirklicher Perspek-
tive behandelte: Abdel Moniem Mukhtar
präsentierte die Ergebnisse einer Bestands-
und Bedarfsanalyse schulischer Gesund-
heitsförderung im Bezirk Mitte, die als Pu-
blic Health-Magisterarbeit in Zusammenar-
beit mit der bezirklichen Plan- und Leitstelle
erstellt worden ist. An der Befragung An-
fang 2003 hatten sich 78 Schulen des Be-
zirks (91 Prozent) beteiligt und Angaben zu
gesundheitsfördernden Aktivitäten für
Schüler/innen und Lehrer/innen gemacht.
Diese wurden zu einem Punktwert („Sum-
menscore“) für jede befragte Schule zusam-
mengezogen und mit weiteren Angaben
zum Schultypus oder den Ergebnissen der
Einschulungsuntersuchung abgeglichen, um
Aussagen zu Interventionsschwerpunkten
und zur Bedarfsgerechtigkeit der Angebote
machen zu können.

Als ermutigende Ergebnisse konnte festge-
stellt werden, dass Schulen mit hohem An-
teil sozial schlechter gestellter Schüler/
-innen besonders aktiv bei der gesundheits-
fördernden Gestaltung des schulischen All-
tags sind. Besonders zahlreich finden sich
Aktivitäten an Grundschulen, während Gym-
nasien mit ihrer sozial etwas besser gestell-
ten Schülerschaft hier etwas zurückhalten-
der sind. Gleichzeitig zeigt die Erhebung
auch Entwicklungsbedarf auf: So werden
die Lehrer/innen als stressbelastete Akteu-
re nur selten in gesundheitsfördernde Maß-
nahmen einbezogen. Auch gelingt es in vie-
len Schulen nicht, Eltern in die gesundheits-
fördernden Angebote einzubinden und
damit deren Nachhaltigkeit zu sichern.

EErrsscchhlliieeßßuunngg  zzuussäättzzlliicchheerr  FFiinnaannzziieerruunnggss--
qquueelllleenn

Besonders wichtig für nachhaltige schuli-
sche Gesundheitsförderung ist die Er-
schließung zusätzlicher Finanzierungsquel-
len. Etwa jede zehnte Schule erhält bei der
Durchführung ihrer gesundheitsfördernden
Angebote die finanzielle Unterstützung
einer Krankenkasse, in sechs Schulen
wurde ein Förderverein gegründet, der die
schulischen Aktivitäten unterstützen soll. 
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Leitfaden „Gewalt
gegen Kinder” jetzt 
im Internet
DDeerr  22000022  eerrsscchhiieenneennee  LLeeiittaaddeenn  ffüürr  ÄÄrrzzttee
„„GGeewwaalltt  ggeeggeenn  KKiinnddeerr““  sstteehhtt  jjeettzztt  iinn  eelleekkttrroo--
nniisscchheerr  FFoorrmm  iimm  IInntteerrnneett  uunntteerr  
wwwwww..ggeessuunnddhheeiittbbeerrlliinn..ddee  zzuurr  VVeerrffüügguunngg..

Als eine Art „Erste-Hilfe-Koffer“ für das
Fachpersonal in Praxen und Kliniken soll der
Leitfaden „Gewalt gegen Kinder“ dienen. In
den oft dringenden Fällen wird nun der Zu-
gang zu wertvollen Tipps über Handlungs-
möglichkeiten oder rechtliche Rahmenbe-
dingungen von jedem Internet-Computer
aus ermöglicht. Unter www.gesundheitber-
lin.de finden sich die Informationen schnell
und einfach „auf einen Klick“.
Die von Gesundheit Berlin e.V., der Senats-
verwaltung für Gesundheit, Soziales und
Verbraucherschutz, der Techniker Kranken-
kasse und dem Landesjugendamt herausge-
gebenen Informationen wurden im Rahmen
eines Projekts der MUT gGesellschaft für
Gesundheit mbH für das Internet aufberei-
tet.
Innerhalb des neuen Internetauftritts von
Gesundheit Berlin e.V. sind die hilfreichen
Texte sowie stets aktuelle Ansprechpartner
und Adressen nach Schlagworten recher-
chierbar. Johannes Strotbek

Die schriftliche Version als Ordner ist zu be-
stellen beim
Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg
Plan- und Leitstelle Gesundheit
Urbanstraße 24, 10967 Berlin
Tel. 030-90298-8317

Der größte Teil der Schulen muss mit den
vorhandenen „Bordmitteln“ arbeiten, was
den Aktivitäten enge Grenzen setzt. 

Doch vielleicht ändert sich dies schon in
naher Zukunft: Vermittelt und moderiert
durch die Plan- und Leitstelle Mitte, wird
derzeit eine Zusammenarbeit mit dem Pro-
jekt „anschub.de“ der Bertelsmann-Stiftung
vorbereitet, das anschließend an die Ergeb-
nisse der vorliegenden Bestandsaufnahme
eine bedarfsgerechte Weiterentwicklung der
schulischen Gesundheitsförderung im Be-
zirk Mitte unterstützen wird. Holger Kilian

Altern und Gesundheit
DDuurrcchh  BBeewweegguunngg  ggeessuunndd  uunndd  sseellbbssttssttäännddiigg   //   
VVoomm  AArrbbeeii ttsskkrreeiiss   AAll tteerrnn  uunndd  GGeessuunnddhheeii tt

Podiumsdiskussion wurde über die Zunah-
me der Lebenserwartung in der deutschen
Bevölkerung, über die gesundheitlichen 
Defizite in Folge mangelnder physischer Ak-
tivierung und über die erhöhten Anforde-
rungen und Erwartungen in der Prävention
und Gesundheitsförderung berichtet. Die
Teilnahme an Senioren- und Gesundheits-
sportgruppen setzt Änderungen von Le-
bensgewohnheiten voraus, die vor allem
durch wirksamere Kooperationen zwischen
Ärzteschaft und Sportbund unterstützt wer-
den sollten. Prävention und Gesundheitsför-
derung werden immer nachhaltiger als 
Gemeinschaftsaufgabe akzeptiert. Hoch-
qualifizierte Angebote werden künftig ins-
besondere für jene eingesetzt, die bewusst
mit hoher Eigenaktivität ihren Lebensstil 
ändern.
Gesundheit und Altern, Mobilität und An-
passungsbereitschaft beginnen im Kopf.
Vom Arbeitskreis Altern und Gesundheit
wird dem Landessportbund Berlin empfoh-
len, vor allem die Wechselwirkungen zwi-
schen physischer, psychischer und sozialer
Aktivierung im Senioren- und Gesundheits-
sport zu intensivieren. Es liegen inzwischen
wertvolle Erfahrungen über die Kombination
zwischen körperlichem und mentalem Trai-
ning vor. Der Arbeitskreis ist bereit, die Fort-
bildung der Trainer von Sportgruppen dies-
bezüglich zu unterstützen. Heinz Trommer

Der Präsident des Landessportbundes Ber-
lin, Peter Hanisch, begrüßte die Teilnehmer
als Partner der „Bewegung 2. Halbzeit“ und
begründete die Zusammenkunft mit den
Worten, dass „im Sport die Themen Ge-
sundheit und Senioren vor dem Hintergrund
der gesellschaftlichen und demographi-
schen Entwicklung immer mehr in den Vor-
dergrund rücken. Obwohl viele Erkenntnisse
über die Bedeutung der Bewegung für das
Wohlbefinden im Alter vorliegen, werden
diese offenbar noch nicht ausreichend um-
gesetzt.“
In den folgenden Statements wurde diese
Aussage interdisziplinär belegt: Prof. Heinz
Mechling, Uni Bonn: „Aktuelle Entwicklun-
gen und zukünftige Bedürfnisse“; Prof.
Steinhagen-Thiessen, Charité Berlin: „Be-
deutung von Bewegung in Geriatrie und Me-
dizin gestern und heute“; Dr. Angelika
Prehn, KV Berlin: „Der niedergelassene Arzt
als Schnittstelle zwischen Patient und 
Sportverein. Warum gibt es noch keine Ab-
rechnungsziffer für die Verordnung von Be-
wegung?“; Prof. Bertram Häusler, IGES: 
„Ökonomische Aspekte körperlicher Bewe-
gung vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung“ und Manfred v. Richth-
ofen, DSB-Präsident: „Sportverbände und
Sportvereine. Mit dem Sport sparen und
mehr Lebensqualität gewinnen“.
In diesen Beiträgen und der anschließenden

Durch Bewegung gesund und selbstständig
SSeenniioorreenn  wweerrddeenn  zzuunneehhmmeenndd  lleeddiigglliicchh  aallss  „„ddeemmooggrraapphhiisscchheerr  FFaakkttoorr““  ggeesseehheenn..  DDoocchh  ssiiee
hhaabbeenn  ggrrooßßeess  PPootteennzziiaall,,  iihhrree  GGeessuunnddhheeiitt  iinn  ddiiee  HHaanndd  zzuu  nneehhmmeenn..  HHeeiinnzz  TTrroommmmeerr  vvoomm  AArr--
bbeeiittsskkrreeiiss  AAlltteerrnn  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt  bbeerriicchhtteett  vvoomm  SSppoorrttffoorruumm  „„DDuurrcchh  BBeewweegguunngg  ggeessuunndd  uunndd
sseellbbssttssttäännddiigg  iinn  WWüürrddee  aalltt  wweerrddeenn““,,  vveerraannssttaalltteett  iimm  OOkkttoobbeerr  vvoomm  LLaannddeessssppoorrttbbuunndd  iinn  KKoo--
ooppeerraattiioonn  mmiitt  GGeessuunnddhheeiitt  BBeerrlliinn,,  ddeemm  CChhaarriittéé  GGeerriiaattrriieezzeennttrruumm  BBeerrlliinn,,  ddeerr  GGmmüünnddeerr  EErrssaattzz--
kkaassssee  uunndd  ddeerr  MMeerrcceeddeess--BBeennzz  NNiieeddeerrllaassssuunngg  BBeerrlliinn..  
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Monika Klünder vom Institut für Gerontolo-
gische Forschung e.V. berichtete über die
Studie „Möglichkeiten und Grenzen häusli-
cher Pflege – Ohnmacht oder Selbstbestim-
mung“. Sie ging davon aus, dass die „Hilfe-
und Pflegebedürftigkeit sowohl für die Be-
troffenen selbst als auch für ihr soziales
Umfeld, also die Familien und den Freun-
deskreis, ein einschneidendes, belastendes
Erlebnis ist, das bewältigt werden muss“. 

Nach der empirischen Untersuchung gibt es
relativ wenig individuelle Vorbereitungen im
Vorfeld eines solchen möglichen Ereignis-
ses: Überlegungen, wie man im Alter leben
will, welche Chancen für ein selbstbestimm-
tes Leben auch künftig möglich sind und
welche Wohnformen und Versorgungspo-
tenziale im sozialen Umfeld vorhanden sind.
Dazu gehört auch die rechtzeitige Verständi-
gung über gegenseitige Hilfeleistungen.

Aus den vorliegenden Ergebnissen der Stu-
die sind vor allem der Grad der Informiert-
heit und die Informationsbeschaffung in
den Pflegehaushalten entsprechend der so-
zialen Lebenslage sehr unterschiedlich. Für
ältere Betroffene ist es oft sehr schwierig,
die erforderlichen Informationen sich selbst
zu beschaffen. Sehr detailliert werden typi-
sche Probleme in den Pflegehaushalten be-
schrieben: So sind pflegende Partner/
-innen oft selbst durch eigene altersbeding-
te Gesundheitsprobleme beeinträchtigt,
während pflegende Kinder die Pflege mit ei-
genen Lebensplänen und Verpflichtungen in
Übereinstimmung bringen müssen. Familiä-
re Konflikte können zusätzlich die häusliche
Pflege belasten (Selbstbestimmung und so-
ziale Kontakte gefährdet). 

Professionelle Pflegekräfte können eine ent-
scheidende Säule in der familiären Pflege
sein („Puffer“ zwischen Pflegebedürftigen
und häuslichen Pflegepersonen; gegenseiti-
ge Abhängigkeit und Angebundensein wer-
den gelockert). Für allein Lebende, sozial 
isolierte Menschen sind sie oft der einzige
Sozialkontakt: „Tor zur Welt“. Aus den Be-
fragungen ist nachweisbar, wie unterschied-
lich die Bedürfnisse und Erwartungen sind:
erwünschte emotionale Nähe, Kun-
denmentalität oder anspruchslos und „pfle-
geleicht“.

Fazit: Es ist nicht leicht, den eigenen An-
spruch auf Selbstbestimmung durchzu-
setzen, jedoch kann eine Kultur der gegen-
seitigen Hilfsbereitschaft den Alltag von 
Gepflegten und Pflegenden wesentlich be-
reichern. In der regen Diskussion zu diesem
Thema wurden Erfahrungen aus den Berli-
ner Stadtbezirken ausgetauscht. Besonders
interessant waren die Hinweise aus dem
Netzwerk im Alter Marzahn-Hellersdorf,
über die Fritz Knöfel informierte (Themen
Pflege – Wohnen – Mobilität).

Dr. Brigitte Jammer berichtete über den Ver-
ein „Miteinander wohnen“ im Berliner
Stadtbezirk Lichtenberg, gegenwärtig leben
in diesem Stadtbezirk insgesamt 49.000
Einwohner, der Wirkungsbereich der offenen
Altenhilfe bezieht sich auf ein Wohngebiet
mit 6.000 Einwohnern, davon sind 48%
älter als 55 Jahre. Mit der Gründung des
Vereins im September 1991 wurde von der
Vorsitzenden Gudrun Hirche vom folgenden
Konzept ausgegangen: „Die meisten Men-
schen wollen möglichst bis ans Lebensende
in ihrer Wohnung blieben, ihren Gewohnhei-
ten nachgehen und vor allem in ihren Ent-
scheidungen – auch finanziell – selbststän-
dig sein. Dieser Wunsch ist erfüllbar. Dazu
bedarf es in erster Linie eigener Aktivität,
sozialer Einbindung, der Möglichkeit zur
Kommunikation sowie der notwendigen
Hilfe zur Selbsthilfe“.

Sehr anschaulich stellte Dr. Jammer die ver-
schiedenen Etappen seit der Gründung die-
ses Vereins vor und gab einen beein-
druckenden Überblick über die aktuellen
Angebote und Projekte (420 Vereinsmitglie-
der, 24 Mitarbeiterinnen, 100 ehrenamtliche
Mitarbeiter/-nnen): Ein vorrangiges Anlie-
gen sind organisierte Beratung, Hilfe im All-
tag und Kommunikationsangebote. Dazu
werden Gesprächskreise, Arztvorträge,
Treffs von Selbsthilfegruppen, Wanderun-
gen, Gymnastik- und Tanzveranstaltungen,
Fahrten zur Therme Templin und viele ande-
re Angebote organisiert und von den Ein-
wohnern außergewöhnlich gut angenom-
men.

1997 wurde der Club der aktiven 90jährigen
gegründet (26 Mitglieder des Vereins sind
älter als 90 Jahre), der monatlich zu Ge-

sprächen am Runden Tisch einlädt und die
aktive Teilnahme an Veranstaltungen unter-
stützt. Vor wenigen Tagen wurde ein Kalen-
der 2004 „Den Jahren Leben geben“ heraus-
gegeben, dieser enthält die Biografien und
Fotos der Club-Mitglieder.

Als ein gelungenes Beispiel der offenen Al-
tenhilfe im Kiez wurde im Arbeitskreis die
umfangreiche und vielfältige Tätigkeit die-
ses Vereins eingeschätzt. Gudrun Hirche for-
mulierte das Ziel mit folgenden Worten:
„Wir sind glücklich, beweisen zu können,
dass geistige und körperliche Aktivität, viel-
fältige soziale Verbindungen und auch das
Gefühl, nicht „abgeschrieben“ zu sein, die
Lebensfreude unserer Seniorinnen und Se-
nioren immer wieder neu erwecken. Das
hilft über manche Krankheit hinweg und be-
deutet auch, dass Pflegebedarf älterer Men-
schen deutlich zu minimieren ist, was in Zei-
ten knapper Gesundheitskassen nicht uner-
wähnt bleiben sollte.

ZZuussaammmmeennaarrbbeeiitt  mmiitt  VVeerreeiinneenn  uunndd  IInnssttiittuu--
ttiioonneenn

Der Arbeitskreis Altern und Gesundheit
nahm an mehreren Veranstaltungen aktiv
teil und vertiefte die Zusammenarbeit mit
diesbezüglichen Vereinen und Institutionen,
unter anderem im September an einer Ver-
anstaltung der Berufsgenossenschaft für
Gesundheitsdienste und Wohlfahrtspflege
in Hamburg, mit einem Vortrag „Altwerden
und gesund bleiben“ in der Eröffnungsver-
anstaltung der Seniorentage in Parchim, an
der Tagung der Beauftragten der Sozialkom-
missionen Friedrichshain/Kreuzberg und an
der Fachtagung „2. Berlin-Brandenburger
Pflegetage „Strategien zur trans- und inter-
kulturellen Öffnung der Altenpflege und Al-
tenhilfe“.

Im Oktober beteiligte sich der Arbeitskreis
beim Deutschen Seniorentag 2003 in Han-
nover, einem Vortrag „Angst vor dem Altern
in schwierigen Lebenslagen“ am Ersten Ge-
sundheits- und Pflegetag im Rathaus Schö-
neberg, am 5. Symposium der Alzheimer
Angehörigen-Initiative „Zuwendung schafft
Lebensfreude“ in Berlin, am 1. Berliner Sym-
posium der Koordinierungsstellen „Rund
ums Alter“ in Berlin sowie an der Veranstal-
tung „Durch Bewegung gesund und selbst-
ständig in Würde alt werden“ im Berliner 
Sportforum. Heinz Trommer

News aus dem Arbeitskreis Altern und 
Gesundheit

IImm  OOkkttoobbeerr  22000033  ddiisskkuuttiieerrttee    ddeerr  AArrbbeeiittsskkrreeiiss  AAlltteerrnn  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt  vveerrsscchhiieeddeennee  iinntteerreess--
ssaannttee  TThheemmeenn  uunndd  bbeetteeiilliiggttee  ssiicchh  aann  VVeerraannssttaallttuunnggeenn  uunndd  DDeebbaatttteenn..  DDeerr  AArrbbeeiittsskkrreeiiss  oorrggaa--
nniissiieerrtt  aauucchh  ddrreeii  FFoorreenn  ffüürr  ddeenn  99..  KKoonnggrreessss    uunndd  GGeessuunnddhheeiitt..
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Soziale, gesunde Stadt
GGeessuunnddhheeii ttssfföörrddeerrnnddee  SSttaaddtt --   uunndd  GGeemmeeiinnddee--
eennttwwiicckklluunngg  //   DDeerr   ssoozz iiaa llee   BBrreennnnppuunnkktt   aa llss   OOrrtt
ddeerr   GGeessuunnddhheeii ttssfföörrddeerruunngg

In der Arbeitsgruppe Gesundheitsfördernde
Stadt- und Gemeindeentwicklung (AG-GSE)
kooperieren Akteure aus den Bereichen Ge-
sundheitsförderung, Lokale Agenda und
Stadtentwicklung, aus Wissenschaft und
Praxis mit dem Ziel, den Blick der jeweils ei-
genen Profession auf die Zusammenhänge
mit den anderen Bereichen zu richten und
hier gegenseitig Kenntnis und Verständnis
zu verbessern. Ein erstes Arbeitsergebnis
dieser Kooperation sind die nachfolgenden
Thesen zu den von der Arbeitsgruppe gese-
henen Zusammenhängen und Handlungs-
notwendigkeiten in den Handlungsfeldern
Gesundheit, Umwelt und Stadtentwicklung.
Die Thesen werden auf dem 9. Kongress
Armut und Gesundheit am 5. Dezember
2003 in Berlin zur Diskussion gestellt.

11..  DDeerr  ggeeggeennwwäärrttiiggee  ggeesseellllsscchhaaffttlliicchheerr  WWaann--
ddeell  eerrzzeeuuggtt  vviieellffäällttiiggee  pprreekkäärree  LLeebbeennssllaaggeenn..
Die soziale, ökologische und gesundheitli-
che Polarisierung in unserer Gesellschaft
nimmt zu. Die gesellschaftlichen Organisati-
onsformen und Lebensmuster der Industrie-
gesellschaft des 19. und 20. Jahrhunderts
verlieren im Übergang zur globalen Informa-
tionsgesellschaft des 21. Jahrhunderts ihre
soziale Integrationskraft. Politische Ent-
scheidungen tragen dazu bei, diesen Pro-
zess noch zu verstärken. Sehr viele Men-
schen werden dabei mit der Notwendigkeit
konfrontiert, unter unsicheren äußeren Le-
bensbedingungen aktiv neue tragfähige Le-

Gesundheitsfördernde Stadt- und 
Gemeindeentwicklung
FFüünnff  TThheesseenn  zzuumm  EEiinnssttiieegg  iinn  ddaass  TThheemmaa  ggeessuunnddhheeiittssfföörrddeerrnnddee  SSttaaddtt--  uunndd  GGeemmeeiinnddeeeenntt--
wwiicckklluunngg  uunndd  eeiinnee  AAuuffffoorrddeerruunngg  zzuurr  MMiittwwiirrkkuunngg  vvoonn  ddeerr  AArrbbeeiittssggrruuppppee  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerrnn--
ddee  SSttääddttee--  uunndd  GGeemmeeiinnddeeeennttwwiicckklluunngg  ((AAGG--GGSSEE))  iimm  VVeerreeiinn  ffüürr  KKoommmmuunnaallwwiisssseennsscchhaafftteenn  ee..VV..

bensmuster für ein gelingendes Leben zu
entwickeln.
Die Entwicklung der sog. Zivilisationser-
krankungen und der soziosomatischen Lei-
den zeigt, dass die Gestaltung einer ge-
sundheitsförderlichen Lebensweise gegen-
wärtig häufig nicht gelingt. Ein Mangel an
stützenden Sozialbeziehungen, unzurei-
chende Unterstützung durch das öffentliche
Bildungs- und das Gesundheitswesen und
fehlleitende wirtschaftliche Werbungs- und
Konsummuster erzeugen prekäre und ge-
fährdende Lebenslage, zunehmend bereits
auch für junge Menschen.
Erhebliche Zuspitzungen in allen Bereichen
sozialer Devianz (psychische und sozioso-
matische Leiden, aggressive Verhaltenswei-
sen und Kriminalität) sind zu erwarten,
wenn es nicht gelingt, einen bürgerschaftli-
chen Konsens über stützende Rahmenbe-
dingungen für eine gesundheitsfördernde
Lebenskultur und ein gelingendes Leben zu
schaffen.

22..  SSttääddttee  uunndd  GGeemmeeiinnddeenn  mmüüsssseenn  nneeuuee
FFuunnkkttiioonneenn  zzuurr  SSiicchheerruunngg  ddeerr  kkoommmmuunnaalleenn
DDaasseeiinnssvvoorrssoorrggee  üübbeerrnneehhmmeenn..
Die öffentlich verbreiteten Hoffnungen, die
skizzierten Problemlagen ließen sich durch
ein erneut forciertes Wirtschaftswachstum
beheben, sind kaum begründet. In den
Städten und Gemeinden werden die Folgen
des gesellschaftlichen Wandels, der wirt-
schaftlicher Fehlsteuerung und des Fehlens

einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik
besonders sichtbar. Hier schaukeln sich so-
ziale Problemlagen auf und es entstehen in
einzelnen Bereichen Verelendungs-Milieus,
in denen Menschen ihre produktiven Le-
benspotentiale verlieren.

Andererseits kann in Städten und Gemein-
den auch solidarisches Handeln und bürger-
schaftliches Engagement unmittelbar wirk-
sam werden und zu gemeinsamen Anstren-
gungen motivieren. Als kleinste
selbstständige politische Einheiten unseres
Staatswesens sind Städte und Gemeinden
daher auch Hoffnungsträger für kreatives
Bürgerengagement, solidarisches Handeln
und nachhaltige Entwicklungsanstrengun-
gen. 

Die geographische und soziale Verbunden-
heit mit dem jeweiligen Lebensort kann zu 
identitätsstiftender Zugehörigkeit und hei-
matlicher Bindung führen. Bei einem zuneh-
menden Bedeutungsverlust familiärer und
beruflicher Bindungen gewinnen Städte und
Gemeinden im Zeitalter der Globalisierung
daher eine zunehmende soziale Stützfunk-
tion für eine offene Lebensgestaltung der
Menschen.

Diese muss sich vor allem bei denjenigen
Mitbürgerinnen und Mitbürgern bewähren,
die in besonderer Weise auf soziale Anteil-
nahme und solidarische Unterstützung an-
gewiesen sind. Tendenziell gehören zu die-
ser Bevölkerungsgruppe mit erhöhtem Ge-
sundheitsrisiko alle Menschen, die nicht mit
hinreichender Anteilnahme durch familiäre,
schulische, betriebliche oder gemeinschaft-
liche Unterstützungs-Netzwerke rechnen
können. Alleinstehende ältere Menschen,
Alleinerziehende, Menschen mit geringem
Bildungsstand, Migranten und Migrantinnen
oder Langzeitarbeitslose geraten mit deut-
lich erhöhter Wahrscheinlichkeit in prekäre
Lebenssituationen, gesundheitliche Gefähr-
dung und wirtschaftliche Not.

Da sie in manchen Stadtteilen und Gemein-
den bereits die Mehrheit bilden, geht es
künftig angesichts der absehbaren demo-
grafischen und wirtschaftlichen Entwicklung
nicht mehr nur um die soziale Lage von Min-
derheiten, sondern um die Zukunft der
Städte und Gemeinden als gemeinschaftli-
cher Lebensraum und als Orte sozialer Inte-
gration, bürgerschaftlicher Solidarität und
stützender Heimat in einer sich globalisie-
renden wirtschaftlichen Wettbewerbsord-
nung. 

Integrierende Programme gesundheitsför-
dernder Stadt- und Gemeindeentwicklung
können dabei öffentliche Gemeinschaftsan-
strengungen unterstützen.
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33..  IInntteeggrriieerrttee  PPrrooggrraammmmee  ggeessuunnddhheeiittssfföörr--
ddeerrnnddeerr  SSttaaddtt--  uunndd  GGeemmeeiinnddeeeennttwwiicckklluunngg
eerrööffffnneenn  nneeuuee  EEnnttwwiicckklluunnggsscchhaanncceenn..
Mit der Ottawa-Charta zur Gesundheitsför-
derung der WHO ist bereits 1986 ein weg-
weisendes Programm veröffentlicht worden,
in dem Handlungsebenen und Handlungs-
formen für eine wirksame öffentliche Politik
der Gesundheitsförderung beschrieben wur-
den. In einem Mehrebenen-Konzept wird
dabei ein Entwicklungsprozess beschrieben,
bei dem eine Synergie aus:

persönlicher Kompetenzentwicklung
fördernden Gemeinschaftsaktivitäten
verantwortungsbewusstem Organisati-
onshandeln
stützender kommunaler Umgebung und
einer gesundheitsfördernden Gesamtpoli-
tik 

entstehen kann. Im Gesunde Städte-Netz-
werk werden diese Konzepte in praktische 
Initiativen umgesetzt.
Nachdem sich im Jahr 2000 im Rahmen
einer Weltkonferenz zur Gesundheitsförde-
rung der WHO in Mexiko mehr als 80 Ge-
sundheitsministerinnen und -minister dazu
verpflichtet haben, in ihren Ländern natio-
nale Aktionsprogramme für Gesundheitsför-
derung auf der Grundlage der Ottawa-Char-
ta zu entwickeln, besteht auch für Deutsch-
land eine entsprechende Verpflichtung und
Chance. 
Netzwerke gesundheitsfördernder Schulen,
zahlreiche Projekte betrieblicher Gesund-
heitsförderung und das Deutsche Netzwerk
gesundheitsfördernder Krankenhäuser
haben in den letzten Jahren vielfältige An-
satzpunkte für eine beteiligungsorientierte
Gesundheitsförderung in den Organisatio-
nen des Alltagslebens geschaffen. In vielen
Städten und Gemeinden sind im Rahmen
der „Lokalen Agenda 21“ neue Formen bür-
gerschaftlichen Engagements für eine nach-
haltige Entwicklung entsprechend den Be-
schlüssen der UNO-Weltkonferenz von Rio
de Janeiro im Jahr 1992 entstanden. Auch
das Programm „Soziale Stadt“ leistet seit
einigen Jahren vielfältige Anregungen für
gemeinschaftliche Anstrengungen in beson-
ders problembeladenen Stadtteilen.
Die stärkere Verbindung dieser Leitprojekte
auf der Ebene von Städten und Gemeinden
kann zu einer wirkungsvollen Gestaltung
nachhaltiger Kommunalentwicklung beitra-
gen.

44..  FFüürr  nnaacchhhhaallttiiggee  EEnnttwwiicckklluunnggeenn  ssiinndd  ttrraagg--
ffäähhiiggee  IInnffrraassttrruukkttuurreenn  ffüürr  ggeemmeeiinnddeeoorriieenn--
ttiieerrttee  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  nnoottwweennddiigg..
Gemeindeorientierte Gesundheitsförderung
erfordert neue Planungs- und Organisati-

onskompetenzen in den Kommunen. Ent-
sprechend dem Handlungszyklus kommuna-
ler Gesundheitsförderung müssen die
Fähigkeiten zur sachlich begründeten Pro-
blembestimmung („Daten für Taten“), zu
partizipatorischen Bewertungsverfahren
(„Gesundheitsförderungs-Konferenzen“), zu
effizientem Projektmanagement („Gesund-
heits-Wirkstätten“), zu kontinuierlichem As-
sessment („Qualitätszirkel“) und zu wir-
kungsvoller öffentlicher Kommunikation
(„Gesundheits-Marketing“) gestärkt wer-
den.
Dies ist auch mit einem veränderten Funkti-
onsverständnis kommunaler Selbstverwal-
tung verbunden:

Aus Ämtern werden dabei Planungs-,
Steuerungs- und Service-Einrichtungen,
die die Rahmenbedingungen für ein wir-
kungsvolles bürgerschaftliches Engage-
ment sichern und Gemeinschaftsaktivitä-
ten koordinieren.
Intersektorale Zusammenarbeit wird in-
nerhalb der Verwaltungen durch fachü-
bergreifende Projektgruppen unterstützt.
Stadtteilbezogene Gesundheitshäuser
dienen als unabhängige Informations-
und Kommunikationszentren für Selbst-
hilfeaktivitäten, Patientenberatung, Ge-
sundheitsbildung und bürgerschaftliches
Engagement im Rahmen der gemeindebe-
zogenen Gesundheitsförderung. Men-
schen in schwierigen und belastenden Le-
benslagen finden dabei eine besondere
Aufmerksamkeit und Unterstützung.
Settingorientierte Ansätze der Gesund-
heitsförderung in Schulen, Betrieben und
Krankenhäusern entwickeln Arbeitsstruk-
turen für einen gesundheitsfördernden 
Alltag und vernetzen ihre Aktivitäten
durch gemeinsame Gesundheitsförde-
rungs-Konferenzen.
Regionale „Hochschulen für Gesundheit“
engagieren sich für Gemeinwesenarbeit,
Stadtentwicklung und gemeindeorientier-
te Gesundheitsförderung und unterstüt-
zen diese durch praxisorientierte 
Forschung sowie durch Fort- und Weiter-
bildung der Akteure.
Bürgerstiftungen unterstützen Modell-
Projekte und sichern unabhängige Initiati-
ven bürgerschaftlichen Engagements für
eine nachhaltige Stadtentwicklung.
Kooperationsprojekte mit Einrichtungen
des Gesundheits- und des Bildungswe-
sens, der Medien und der lokalen Wirt-
schafts- und Sozialpartner erhöhen den
Wirkungsgrad von Gemeinschaftsaktivitä-
ten und unterstützen die Entwicklung
neuer Formen kommunaler Selbstorgani-
sation.

Integrierende Programm-Planungen un-
terstützen nachhaltige und zielorientierte
Entwicklungen, über die sich die Kommu-
nen auch in überregionalen und interna-
tionalen Netzwerken austauschen, um
ihre Aktivitäten im politischen Raum zur
Geltung zu bringen und um sich von Mo-
dellen guter Praxis anregen zu lassen.

55..  DDiiee  VVeerrsscchhrräännkkuunnggeenn  vvoonn  gglloobbaalleenn  uunndd
llookkaalleenn  EEnnttwwiicckklluunnggeenn  eerrffoorrddeerrnn  eeiinnee  nneeuuee
PPoolliittiikk  ddeerr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  iinn  EEuurrooppaa
uunndd  aauuff  ddeerr  EEbbeennee  vvoonn  BBuunndd,,  LLäännddeerrnn  uunndd
GGeemmeeiinnddeenn..
In Zeiten einer Globalisierung der Wirt-
schaftstätigkeiten müssen die lokalen 
Aktivitäten der Gesundheitsförderung einen
zukunftsfähigen Kontext durch eine unter-
stützende Politik durch die Länder, den
Bund und ein Europa der Regionen erhal-
ten. Das politische Prinzip der Subsidiarität
muss sich in Europa in der Unterstützung
der Selbstorganisation der Städte und Ge-
meinden bewähren. Eine produktive Verbin-
dung von globalen und lokalen Politiken
durch eine vertikale Integration der ver-
schiedenen Politik-Ebenen steht im Mittel-
punkt nachhaltiger Gesundheitsförderung.
Ziel ist die Stärkung der Selbstorgani-
sationskraft der Städte und Gemeinden als
Kernprozess eines künftigen Europas der
Bürgerinnen und Bürger sowie einer euro-
päischen Zivilgesellschaft. Der gegenwärti-
ge Abbau und Umbau industriegesellschaft-
licher Versorgungsstrukturen muss dabei
durch einen funktionalen Aufbau gemein-
debezogener Unterstützungs- und Koopera-
tionsstrukturen kompensiert und mit hoher
Priorität von allen politischen Parteien und
gesellschaftlichen Kräften unterstützt wer-
den. Wohlfahrtsverbände, Selbsthilfe-Verei-
nigungen, Kirchengemeinden und Nachbar-
schaftsnetzwerke müssen ihre Kräfte zu-
sammen mit Städten und Gemeinden zu
einer Art von „Vereinter Lebens-Gewerk-
schaft der Bürgerinnen und Bürger“ bün-
deln, um eine hinreichende ökonomische
Grundsicherung und soziale Teilhabe auch
derjenigen Menschen zu erreichen und zu
sichern, die auf soziale Hilfen und nachbar-
schaftliche Unterstützung angewiesen sind.
Die Alternative zu einer Politik weiterer Indi-
vidualisierung, Privatisierung und Medikali-
sierung von Menschen in prekären Lebens-
situationen wird in einer neuen Wertschät-
zung der kommunalen Daseinsvorsorge und
der entschlossenen Unterstützung einer Po-
litik gemeindebezogener Gesundheitsförde-
rung entsprechend den Programmen der
WHO und anderer UN-Organisationen gese-
hen.
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Der soziale Brenn-
punkt als Ort der Ge-
sundheitsförderung

DDaass  33..  EE&&CC--FFaacchhffoorruumm  zzuumm  TThheemmaa  GGeessuunndd--

hheeiitt  ffiinnddeett  aamm  2266..  uunndd  2277..  JJaannuuaarr  22000044  iinn

HHaammbbuurrgg  ssttaatttt..  

Das Forum wird vom Deutschen Institut für

Urbanistik im Auftrag des Bundesministeri-

ums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend (BMFSFJ) gemeinsam mit der Bundes-

zentrale für gesundheitliche Aufklärung

(BZgA) durchführt. Es dient der Fortentwick-

lung der bisherigen gemeinsamen Veran-

staltungen zwischen der Regiestelle E&C

und der BZgA und fokussiert auf die Über-

tragungsmöglichkeiten des gesundheitsför-

dernden Setting-Ansatzes auf den benach-

teiligten Stadtteil und somit auf E&C-Gebie-

te/Gebiete der Sozialen Stadt. 

Nachhaltige und sozial gerechte Lebenswei-
sen – eine wesentliche Voraussetzung für
ein friedliches Zusammenleben von dem-
nächst acht Milliarden Menschen einer sich
formierenden Weltgesellschaft auf einem
begrenzten Globus – können in den sozialen
Gemeinschaften der Städte und Gemeinden
konkretisiert und verwirklicht werden. Dort,
wo die Menschen leben, lieben, arbeiten
und spielen und sich „zu Hause“ fühlen
können, kann das Leitbild einer gesund-
heitsfördernden sozialen Stadt selbstver-
ständlicher Teil einer lokalen Agenda für
eine zukunftsfähige Kommune im globalen
Kontext werden.
Die AG-GSE mit Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Städten, Hochschulen, Agenda-
und Soziale Stadt-Netzwerken wirbt ange-
sichts der allgemeinen gesellschaftlichen
Entwicklungstendenzen für eine entschlos-
sene und wirksame Unterstützung dieser
Anstrengungen durch zivilgesellschaftliche
Akteure und Akteursgruppen sowie die Poli-
tik und Verwaltung von Bund, Ländern
sowie Städten und Gemeinden.
Berlin/ Bonn/Hamburg/Magdeburg 
im Oktober 2003
KKoonnttaakkttaaddrreessssee  ddeerr  AArrbbeeiittssggrruuppppee::
Dr. Rolf-Peter Löhr
Deutsches Institut für Urbanistik
Strasse des 17. Juni 112, 10623 Berlin
Tel: 030-39001-220, Fax: 030-39001-128
E-Mail: loehr@difu.de

Betriebliche 
Gesundheitsförderung
GGeessuunnddee  VVeerrwwaall ttuunngg??   //   GGEEKK--RReeppoorr tt   //   FFeehhllzzeeii --
tteennrreeppoorrtt   ddeerr   AAOOKK

Gesunde Verwaltung?
DDiiee  ööffffeennttlliicchhee  VVeerrwwaallttuunngg  iisstt  eeuurrooppaawweeiitt
uunntteerr  ssttaarrkkeemm  VVeerräännddeerruunnggssddrruucckk..  DDiiee
HHaauusshhaallttssssiittuuaattiioonn  iinn  vviieelleenn  LLäännddeerrnn  iisstt
pprreekkäärr,,  bbeeddiinnggtt  dduurrcchh  sstteeiiggeennddee  LLeeiissttuunnggss--
aauussggaabbeenn  uunndd  SScchhuullddzziinnsseenn  bbeeii  gglleeiicchhzzeeiittiigg
ssiinnkkeennddeenn  SStteeuueerreeiinnnnaahhmmeenn..  
Die Lösung dieser Misere wird vielerorts nur
aus einem fiskalischen Blickwinkel ange-
gangen: Einschränkung staatlicher Leistun-
gen, Personalabbau, längere Arbeitszeiten.
Wenn der öffentliche Dienst unter diesen
Bedingungen aber noch engagiert und bür-
gerorientiert arbeiten soll, muss mehr als
bisher für die Gesundheit und die Motivati-
on der Beschäftigten getan werden. Die
Frage ist nur, wie macht man das?
Das vom BKK-Bundesverband herausgege-
bene Bändchen gibt darauf praxistaugliche
Antworten und versammelt Beispiele der
betrieblichen Gesundheitsförderung aus öf-
fentlichen Verwaltungen, jeder Ebene. Es
findet sich für jeden „Nachahmer“ etwas
Passendes und am Ende jeder Projektdar-
stellung sind Ansprechpartner mit Telefon-
nummer und Mailadresse genannt. Außer-
dem gibt es in einem einleitenden Teil des
Bandes Daten über die Arbeitsbelastungen
im öffentlichen Dienst aus einer europäi-
schen Studie. Da bisher in Deutschland der
Fokus der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung eindeutig im privatwirtschaftlichen Be-
reich lag und Projekte in der öffentlichen
Verwaltung allgemein als schwierig gelten,
war eine solche Sammlung überfällig. Ihr ist
eine weite Verbreitung in den Amtsstuben,
vor allem bei den Personalverantwortlichen,
zu wünschen, damit die öffentliche Verwal-
tung auch in diesem Punkt von der Privat-
wirtschaft lernt. Joseph Kuhn

Sochert, R., Schwippert, Ch.: Die öffentliche
Verwaltung – ein kranker Stand? Herausge-
geben vom BKK-Bundesverband, Essen
2003, 244 Seiten. ISBN 3-89701-980-9, 
19 Euro.

GEK-Report
SSeeiitt  eeiinniiggeenn  JJaahhrreenn  vveerrööffffeennttlliicchheenn  eerrffrreeuullii--
cchheerrwweeiissee  iimmmmeerr  mmeehhrr  KKrraannkkeennkkaasssseenn  AAuuss--
wweerrttuunnggeenn  iihhrreerr  LLeeiissttuunnggssddaatteenn..  DDiiee  SScchhwwää--
bbiisscchh  GGmmüünnddeerr  EErrssaattzzkkaassssee  ((GGEEKK))  ggiibbtt  ddaabbeeii
nniicchhtt  nnuurr  eeiinneenn  ÜÜbbeerrbblliicckk  üübbeerr  ddiiee  KKrraannkkhheeii--
tteenn  iihhrreerr  VVeerrssiicchheerrtteenn..
Sie verfolgt vielmehr mit Gesundheitswis-
senschaftlern anhand der Leistungsdaten
auch aktuelle gesundheitspolitische Fra-
gestellungen. Im GEK-Gesundheitsreport
2003 geht es um die Verteilung von Ausga-
ben auf unterschiedliche Versichertengrup-
pen. Die GEK-Daten bestätigen den auch
aus anderen Studien bekannten Sachver-
halt, dass auf einen kleinen Teil der Versi-
cherten ein großer Teil der Ausgaben ent-
fällt: 20% der GEK-Versicherten verursa-
chen über 90% der Leistungsausgaben –
und eine Gruppe von 5 Promille (!) immer
noch ca. 20% der Ausgaben. Die dahinter
stehenden Erkrankungen sind Neubildun-
gen (Krebs), Kreislauferkrankungen und 
psychische Erkrankungen. Geht man davon
aus, dass diese Erkrankungen zumindest
teilweise präventionsfähig sind, sollten also
von einer zielgruppenspezifischeren Präven-
tion deutliche Effekte zu erwarten sein. 
Ein weiterer Befund: Ein großer Teil der „al-
tersbedingten“ Leistungsausgaben fällt in
zeitlicher Nähe zum Tod an. Dabei sind
diese Kosten im mittleren Lebensalter (um
55 Jahre) fast dreimal so hoch als bei
denen, die nach dem 90. Lebensjahr ster-
ben. Dies mag die Befürchtung von einer
„Kostenexplosion“ im Gesundheitswesen
als Folge der Alterung der Gesellschaft
etwas mildern. Den GEK-Gesundheitsreport
kann man auch kostenlos im Internet herun-
terladen: http://media.gek.de/
downloads/magazine/Gesundheitsre-
port03_GEK.pdf. Joseph Kuhn

Grobe, T., Dörning, H., Schwartz, F. W.: GEK-
Gesundheitsreport 2003, St. Augustin 2003.
166 Seiten, ISBN 3-537-44024-3.
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Die Tabakrahmenkonvention ist das erste
Abkommen der Vereinten Nationen, das den
Gesundheitsschutz als vorrangiges Ziel hat.
Durch ein Bündel unterschiedlicher Maß-
nahmen, z. B. den verstärkten Kampf gegen
Zigarettenschmuggel, eindringliche Warn-
hinweise, verbesserten Jugendschutz und
den Schutz vor Passivrauchen, sollen die
Gesundheitsschäden in Folge des Tabakkon-
sums weltweit eingedämmt werden. 
Im Mai 2003 haben alle Mitglieder der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) den Ver-
handlungstext einstimmig angenommen.
Mittlerweile zählen über 70 Staaten zu den
Unterzeichnern. Drei davon haben das Übe-
reinkommen bereits ratifiziert. Für ein In-
krafttreten des Übereinkommens sind ins-
gesamt 40 Länder notwendig, die das Übe-
reinkommen ratifizieren. 
Die Parlamentarische Staatssekretärin und
Drogenbeauftragte der Bundesregierung,
Marion Caspers-Merk beteuerte, dass die
„Bundesregierung alles daran setzt, dass
das parlamentarische Verfahren zur Ratifi-
zierung in Deutschland zügig vorangeht“.
Die Tabakrahmenkonvention sei ein Meilen-
stein auf dem Weg zur Reduzierung des
weltweiten Tabakkonsums, in dessen Folge
allein in Deutschland jedes Jahr über
110.000 Menschen sterben. 

Fehlzeitenreport der
AOK

DDeerr  AAOOKK--FFeehhllzzeeiitteennrreeppoorrtt  hhaatt  ssiicchh  iinnzzwwii--
sscchheenn  zzuu  eeiinneemm  KKllaassssiikkeerr  eennttwwiicckkeelltt..  DDiiee  MMii--
sscchhuunngg  aauuss  BBeeiittrrääggeenn  zzuu  eeiinneemm  SScchhwweerr--
ppuunnkktttthheemmaa  uunndd  eeiinneerr  aakkttuueelllleerr  DDaatteenn--
ssaammmmlluunngg  hhaatt  ssiicchh  bbeewwäähhrrtt  uunndd  bbiieetteett  ffüürr
ddiiee  uunntteerrsscchhiieeddlliicchhsstteenn  LLeesseerrkkrreeiissee  nnüüttzzllii--
cchhee  IInnffoorrmmaattiioonneenn..  
Das gilt auch für den neuen Fehlzeitenre-
port, der sich dem Schwerpunktthema „De-
mografischer Wandel“ widmet. Dass eine in-
tensivere Beschäftigung der Betriebe mit
diesem Thema überfällig ist, wird niemand
mehr bestreiten wollen – der Jugendwahn in
den Betrieben hat wohl keine lange Zukunft
mehr. Eine Reihe namhafter Autoren be-
schreibt die demografische Entwicklung,
ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt
und die Betriebe, die damit verbundenen
Herausforderungen für die betriebliche Per-
sonalpolitik sowie Modelle zur Förderung
der Leistungsfähigkeit älterer Beschäftigter.
Das Buch ist keineswegs nur für die wissen-
schaftliche Arbeit gedacht, sondern es bie-
tet anhand der Beschreibung konkreter be-
trieblicher Lösungen, z.B. bei der Arbeits-
zeitgestaltung, der Wiedereingliederung
oder in der Personalentwicklung, konkrete
Hilfen für die Praxis. Lediglich der „Leitfa-
den zur Selbstanalyse altersstruktureller
Probleme“ bleibt eine Trockenübung, der
Leitfaden wird dem Leser nur schmackhaft
gemacht, wenn man Näheres wissen will,
muss man ihn erwerben. Im zweiten Teil des
Buches, dem Datenteil, wird wie schon in
den Vorjahren ein umfassender Überblick
über die Fehlzeiten in der deutschen Wirt-
schaft geboten, nach Branchen, Berufen,
beruflichem Status und Krankheitsgruppen
und anderen Merkmalen. Was man aller-
dings vermisst, ist die Differenzierung der
Daten nach Geschlecht. Die Gender-
Perspektive fehlt interessanterweise auch
im ersten Teil des Buches, obwohl der de-
mografische Wandel natürlich alles andere
als geschlechtsneutral verläuft. Positiv wie-
derum: die Daten werden konsequent auch
regional differenziert, das ist für die Ge-
sundheitsberichterstattung der Länder eine
wahre Fundgrube. Fazit: Wie seine Vorgän-
ger ist auch dieser Fehlzeitenreport unbe-
dingt zu empfehlen. Joseph Kuhn
Badura, B., Schellschmidt, H., Vetter, Ch.
(Hrsg.): Fehlzeiten-Report 2002. Demogra-
phischer Wandel. Berlin, Heidelberg 2003.
ISBN 3-540-43625-1, 514 Seiten, Preis:
29,95 Euro.

Suchtprävention
TTaabbaakkrraahhmmeennkkoonnvveenntt iioonn  uunntteerrzzeeiicchhnneett

„Einer zügigen Ratifizierung steht nichts im
Weg, zumal wir die in der Tabakrahmenkon-
vention festgelegte Strategie des ,Policy
Mix' bereits praktizieren. Wir verfolgen eine
breite Palette von Ansatzpunkten, wie der
Tabakkonsum in Deutschland eingegrenzt
werden kann“ sagte Caspars-Merk weiter. 

Das Abgabeverbot von Tabakwaren an Kin-
der und Jugendliche unter 16 Jahren, das
seit 1. April 2003 in Kraft ist, und der seit 3.
Oktober 2002 geltende garantierte An-
spruch auf einen rauchfreien Arbeitsplatz
gehörten genauso dazu wie die Einrichtung
der telefonischen Beratung für aufhörwillige
Raucherinnen und Raucher unter der Num-
mer 01805 – 31 31 31 und die neue, insbe-
sondere an Jugendliche gerichtete Präventi-
onskampagne der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA). 

Seit 1. Oktober 2003 werden Zigaretten-
schachteln mit verschärften Warnhinweisen
in den Verkehr gebracht. 

Insbesondere von der Tabaksteuererhöhung
im nächsten Jahr erhofft sich die Drogenbe-
auftragte, „dass viele Raucherinnen und
Raucher über ihre Konsumgewohnheiten
nachdenken und einen Ausstieg erwägen“.

Johannes Strotbek

Deutschland hat die Tabakrahmenkonvention
unterzeichnet 
AAmm  FFrreeiittaagg,,  ddeenn  2244..  OOkkttoobbeerr,,  hhaatt  ddiiee  BBuunnddeessrreeppuubblliikk  DDeeuuttsscchhllaanndd,,  vveerrttrreetteenn  dduurrcchh  BBoott--
sscchhaafftteerr  DDrr..  PPlleeuuggeerr,,  ddiiee  TTaabbaakkrraahhmmeennkkoonnvveennttiioonn  ddeerr  WWeellttggeessuunnddhheeiittssoorrggaanniissaattiioonn  ((WWHHOO))
iinn  NNeeww  YYoorrkk  uunntteerrzzeeiicchhnneett..  FFüürr  ddiiee  DDrrooggeennbbeeaauuffttrraaggttee  ddeerr  BBuunnddeessrreeggiieerruunngg,,  CCaassppaarrss--MMeerrkk,,
eeiinn  „„MMeeiilleennsstteeiinn  aauuff  ddeemm  WWeegg  zzuurr  RReedduuzziieerruunngg  ddeess  wweellttwweeiitteenn  TTaabbaakkkkoonnssuummss““..
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UUnnaabbhhäännggiiggee  PPff lleeggeegguuttaacchhtteerr   //   GGeessuunnddhheeii ttssttaagg
RRaatthhaauuss   SScchhöönneebbeerrgg  //   KKoonnffeerreennzz   GGeessuunnddhheeii ttss --
fföörrddeerrnnddeerr   KKrraannkkeennhhääuusseerr

Pflegebedürftigkeit, entwickeln sich so für
unabhängige Pflegegutachter erst zäh und
schwerfällig wesentliche Aufgaben, z.B.:

Bewertung von MDK-Gutachten zur Fest-
stellung der Pflegebedürftigkeit im Vor-
verfahren

Bewertung des konkreten pflegerischen
wie häuslichen Hilfebedarfes als Grundla-
ge objektiver Bemessung des Umfanges
der persönlichen Assistenz Behinderter ,,'

Feststellungen zur Pflegebedürftigkeit bei
Leistungen anderer öffentlicher Kosten-
träger (z.B. Unfallversicherungen, Berufs-
genossenschaften, Sozialämter)

Bewertungen der konkreten Pflegebedürf-
tigkeit nach ärztlichen und pflegerischen
Behandlungsfehlern sowie Unfällen zur
haftungsrechtlichen Bewertung

Bewertung der Notwendigkeit unterbrin-
gungsähnlicher Maßnahmen wie Bettgit-
ter und Fixiergurte

in Zusammenarbeit mit Architekten Be-
wertung des notwendigen behindertenge-
rechten Umbaus von Wohnraum

Beratung von Betroffenen, Angehörigen,
Betreuern, Rechtsanwälten und Sozialver-
bänden

in Zusammenarbeit mit der Heimaufsicht
Begehung von Einrichtungen und Bewer-
tung von Pflegemängeln.

Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt möglicher
Einsatzfelder. Auftraggeber können Privat-
personen, deren Rechtsvertreter, Behörden,
Kostenträger, Versicherungen oder Gerichte
sein.

Ein erhebliches Problem bleibt bislang die
Möglichkeit der Vereidigung. Denn es darf
sich nur „vereidigter Sachverständiger“
nennen, wer öffentlich vereidigt worden ist.
Dies entspricht einem Gütesiegel, ist in
Deutschland allerdings bislang nur in Bay-
ern möglich, da Bayern ein eigenes Sach-
verständigen recht hat. Die Industrie- und
Handelskammern verneinen bislang ihre Zu-
ständigkeit. So drängen zahlreiche selbster-
korene Gutachter auf den Markt, die über
kein fundiertes rechtliches Wissen verfügen
und keinerlei Kontrolle unterliegen.

Lutz Müller-Bohlen

Weitere Informationen erhalten Sie bei: Lutz
Müller-Bohlen, unabhängiger Pflegesach-
verständiger, Gubitzstraße 51 a, 
10409 Berlin. Tel. 030-49855655, 
E-Mail: lmb62@gmx.net

Es ergab sich aus einem kleinen „Neben-
satz“ des §18 Abs. 6 SGB XI „Die Aufgaben
des medizinischen Dienstes werden durch
Arzte in enger Zusammenarbeit mit Pflege-
fachkräften und geeigneten Fachkräften
wahrgenommen.“

Was sich hier noch relativ unspektakulär
las, gewann durch die Begründung des Ge-
setzgebers eine völlige Umwälzung des ge-
samten bisherigen sozialrechtlichen Begut-
achtungsverständnisses. „[Dies] schreibt
die Beteiligung von in der Pflege geschulten
Fachkräften bei der Aufgabenerfüllung des
Medizinischen Dienstes vor. Kranken- und
Altenpfleger verfügen aufgrund ihrer Ausbil-
dung und Erfahrung über spezifisches Wis-
sen, das bei den Begutachtungs- und Ent-
scheidungsprozessen des Medizinischen
Dienstes genutzt werden soll. Pflegefach-
kräfte sollen besonders bei der Aufstellung
eines Pflege planes beteiligt sowie bei der
Begutachtung der Aktivierungsmöglichkeit
des Pflegebedürftigen und Empfehlungen
zur häuslichen oder stationären Pflege her-
angezogen werden.“

Seitens der Medizinischen Dienste der Kran-
kenkasse (MDK) erfolgte eine zügige Um-
setzung, wenngleich die Qualifikationsprofi-
le der dort beschäftigten Pflegegutachter 

bis zum heutigen Tage zu wünschen übrig
lassen. Durch zunehmende Angebote weni-
ger Pflegefachkräfte folgte die Sozialge-
richtsbarkeit langsam aber stetig: inzwi-
schen werden häufig Fachpflegekräfte als
Sachverständige beauftragt. Wenngleich
fast ausschließlich zu pflegeversicherungs-
rechtlichen Fragestellungen.

Die sonstige gerichtliche Begutachtungspra-
xis hingegen ignoriert bis heute nahezu die
Existenz von pflegerischer Kompetenz zu
verwaltungs-, betreuungs-, haftungs- und
strafrechtlichen Beweisfragen.

Dies mag mit einem speziell deutschen Rol-
lenverständnis der Pflege zusammen hän-
gen, die traditionell lediglich als verlänger-
ter ärztlicher Arm begriffen wird. Es ent-
spricht aber nicht mehr einem inzwischen
auch in Deutschland höchst spezialisierten
wissenschaftlich fundierten Tätigkeitsfeld
mit universitärem Hintergrund. In den Verei-
nigten Staaten tritt die Pflege beispielswei-
se mit einem ungleich höheren professio-
nellen beruflichen Selbstverständnis auf.
Die „Legal Nurse“ ist dabei integraler Be-
standteil des dortigen Gesundheitssystems,
um pflegerelevante rechtliche Fragestellun-
gen sachverständig zu bewerten. Neben der
klassischen Aufgabe, der Bewertung der 

Unabhängige Pflegegutachter – ein neues 
Berufsfeld
DDiiee  EEiinnffüühhrruunngg  ddeess  PPfflleeggeevveerrssiicchheerruunnggssggeesseettzzeess  ffüühhrrttee  zzuumm  ––  lleeggiissllaattiivv  ggeewwoolllltteenn  ––  PPaarraa--
ddiiggmmeennwweecchhsseell  iinn  ddeerr  BBeegguuttaacchhttuunngg  vvoonn  PPfflleeggeebbeeddüürrffttiiggkkeeiitt..  NNiicchhtt  zzuulleettzztt  ffüürr  ddiiee  PPfflleeggee  eeiinn
vvöölllliigg  üübbeerrrraasscchheennddeess  GGeesscchheehheenn,,  ddaass  ddiiee  BBeerruuffssvveerrbbäännddee  iinn  iihhrreerr  ssppeekkttaakkuulläärreenn  BBeeddeeuu--
ttuunngg  zzuurr  BBeegguuttaacchhttuunnggssggeerreecchhttiiggkkeeiitt  bbiiss  hheeuuttee  nniicchhtt  eerrkkaannnntt  hhaabbeenn..
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Wohlfühlen im Alter
MMiitt  990000  BBeessuucchheerrnn  hheerrrrsscchhttee  ggrrooßßeerr  AAnnddrraanngg  aauuff  ddeemm  GGeessuunnddhheeiittss--  uunndd  PPfflleeggeettaagg  iimm  
RRaatthhaauuss  SScchhöönneebbeerrgg

Die VdK Koordinierungsstelle Rund ums
Alter Tempelhof -Schöneberg veranstaltete
im Oktober unter der Schirmherrschaft des
Bezirksbürgermeisters Ekkehard Band einen
Aktionstag zum Thema „Wohl fühlen im
Alter“. Mit 5000 Flyern, 200 Plakaten und
einem Banner am Portal des Rathauses
Schöneberg wurde im Vorfeld für den Be-
such dieser Veranstaltung geworben. Part-
ner der Veranstaltung waren vor allem die
Mitglieder der gerontopsychiatrischen Ver-
bünde Tempelhofs und Schönebergs. 
Das Motto der Veranstaltung „Wohlfühlen
im Alter“ traf den Nerv der älteren Generati-
on, die mit ihren Ressourcen und Kompe-
tenzen die Angebote verschiedener Dienst-
leistungsanbieter aus dem Gesundheits-
und Sozialwesen kennen lernen wollten.
Dazu bot sich auf der Fachausstellung mit
den Ständen von 45 Organisationen und
Einrichtungen reichlich Gelegenheit. Beson-
ders umlagert waren die Stände, die einen
kostenlosen Gesundheitscheck mit Blut-
druckmessung, Cholesterinwertbestim-
mung, Blutzucker- und Lungenfunktionstest
anboten.
Denn wann gibt es heute solche Untersu-
chungen wie auf dem Gesundheits- und
Pflegetag noch umsonst?
Um 10.00 Uhr begrüßte der Geschäftsführer
des Sozialverbandes VdK, Berndt Maier, die
Teilnehmer der Veranstaltung. In seiner
Rede wies er besonders daraufhin, dass der
Sozialverband VdK mit seiner Koordinie-
rungsstelle für ambulante Rehabilitation äl-
terer Menschen Tempelhof-Schöneberg in
der Versorgung älterer Migranten und
Spätaussiedler eine Vorreiterrolle in Berlin
eingenommen hat, indem Beratungssprech-
stunden mit ehrenamtlicher Übersetzung in
verschiedenen Sprachen angeboten und der
Aufbau interkulturell vernetzender Struktu-
ren vorangetrieben werden.
Aus dieser Arbeit resultierte der Kontakt zu
dem Förderer der Veranstaltung, den Senio-
ren Centren der Vitanas Gruppe, für deren
finanzielle Unterstützung sich Herr Maier
bedankte. Im Anschluss daran eröffnete der
Bezirksbürgermeister Ekkehard Band als
Schirmherr die Veranstaltung. Die Bezirks-
stadträtin für Gesundheit, Stadtentwicklung
und Quartiersmanagement, Frau Dr. Ziemer,
sprach ein Grußwort, bei dem sie das Enga-
gement des Sozialverbandes VdK in der Re-
gion besonders hervorhob.

In Referaten wurden ab 10.30 Uhr die wich-
tigsten Themen des Älterwerdens behan-
delt. Zu dem Thema Wohnen im Alter refe-
rierte Reiner Wild vom Berliner Mieterver-
ein. Über eine qualitative Untersuchung
vom Institut für gerontologische Forschung
zum Thema „Anspruch und Wirklichkeit bei
der Versorgung durch Pflegedienste“ be-
richtete Monika Klünder. Die Situation pfle-
gender Angehöriger beschrieb Dietmar Kru-
schel von BESiZ.
Die Herausforderung, Belastung und Bewäl-
tigung in der Lebenssituation älterer Men-
schen durch gesundheitliche Krisen wurden
von Dr. Heinz Trommer von Gesundheit Ber-
lin e. V. referiert. Die Inhalte der Vorträge
beschäftigten Fachpublikum und Öffentlich-
keit gleichermaßen in der anschließenden
Diskussion und in den späteren Ge-
sprächen.
Nach der Mittagspause bis in die frühen 
Abendstunden wurden in Workshops weite-
re Themen zu Lebenswelten und Lebensfor-
men älterer Menschen behandelt.
Schlaganfall, Leben mit der Alzheimer
Krankheit, Wohnungsanpassung und Hilfs-
mittelberatung, Leben mit Demenz in einer
Wohngemeinschaft für Ältere, Pflegeange-
bote für demenziell erkrankte Migranten
und ein richtiges Wundmanagement wurden
als Themen von den Gruppen bearbeitet.
Auf der parallelen Fachausstellung präsen-
tierten sich von 10.00 bis 18.00 Uhr Pflege-
dienste, Seniorenheime, Tagespflegen,
Kurzzeitpflegen, Krankenhäuser, Hand-
werksdienste, Aussteller zur Wohnungs-
anpassung, Seniorenfreizeitstätten, ehren-
amtliche Besuchsdienste, Fahrbarer
Mittagstisch, Hausnotruf, Seniorenreisen,
Computerschule für Senioren, Haushalts-
dienste, Mobilitätshilfedienst und viele an-
dere mehr. Durch die große Anzahl der Aus-
steller wurde ein umfassender Querschnitt
der Unterstützungsmöglichkeiten im Alter
präsentiert.
Auf besonderes Interesse der Besucher
stieß eine Hilfsmittelausstellung mit Vor-
führung von einem Badewannenlifter, Rolla-
tor, Türschwellenüberbrückung und ein Roll-
stuhl mit Treppenhilfe, die stündlich in Akti-
on gezeigt wurden.
Für das leibliche Wohl der Besucher und
Fachaussteller sorgte die Zuverdienstfirma
Kurve, deren belegte Brötchen und stärken-
der Kaffee oder Tee die müden Beine oder

Gedanken wieder auf Trab brachten.
Ein weiterer Schwerpunkt des Gesundheits-
und Pflegetages betraf die Pflegebedürftig-
keit in einer alternden Gesellschaft.
Die häusliche Pflege wird derzeit annähernd
zu drei Vierteln von Personen erbracht, die
zu den Pflegebedürftigen in einem engen
verwandtschaftlichen Verhältnis stehen. Be-
sonders hervorzuheben sind die pflegeri-
schen Leistungen der Ehepartner und der
Kinder. Pflegende Angehörige übernehmen
Verantwortung und Versorgung mit großem
Engagement und hoher Einsatzbereitschaft.
Nicht selten stoßen sie dabei an die Gren-
zen der eigenen Belastbarkeit. Informatio-
nen und Wissen über entlastende und un-
terstützende Hilfen können zur Bewältigung
dieser Aufgabe für pflegende Angehörige
von großem Nutzen sein. Auf dem Gesund-
heits- und Pflegetag konnten pflegende An-
gehörige Informationen sammeln und Kon-
takte zu entlastenden Diensten knüpfen.
Mit Angeboten an ambulanten Diensten und
in einer intakten Nachbarschaft können äl-
tere Menschen heute solange wie möglich
in der eigenen angestammten Wohnung
leben. Angesichts des demografischen Wan-
dels sind eine Vielzahl an unterstützenden
Dienstleistungsangeboten für ältere Men-
schen aufgebaut worden, die mitunter im
Versorgungsdschungel nicht mehr zu über-
blicken sind. Die Unübersichtlichkeit des
Versorgungssystems stellt allerdings gerade
für ältere Menschen ein Problem dar. Hier
sind beratende und unterstützende Dienste
wie z.B. die Koordinierungsstelle Tempel-
hof-Schöneberg von elementarer Bedeu-
tung, um belastende und kostenintensive
Irrwege durch das Versorgungssystem zu
vermeiden.
Die Besucherresonanz des Gesundheits-
und Pflegetages im Rathaus Schöneberg
zeigte den Bedarf der älteren Generation
nach Information und Aufklärung, mit deren
Hilfe „Wohlfühlen im Alter“ möglich und er-
reichbar ist.
Zu guter Letzt berichtete ein Filmteam der
Berliner Abendschau über den Tag im Rat-
haus Schöneberg im Fernsehen.
Die VdK Koordinierungsstelle Tempelhof-
Schöneberg als Veranstalter des Gesund-
heits- und Pflegetages hatte am Ende die-
ses Tages das gesetzte Ziel der Darstellung,
Diskussion und Behandlung des Themas in
einer breiten Öffentlichkeit erreicht.

Ariane Rausch

Die gemeinsame Rufnummer der Berliner
Koordinierungsstellen für Information und
Beratung für ältere Menschen und ihre An-
gehörigen lautet: 0180-5950059
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Beginnend mit einer Mitgliedervollver-
sammlung wurde an den folgenden zwei
Tagen über die zukünftige Zusammenarbeit,
über Rechte und Pflichten sowie über neue
Projekte, Erfahrungen und Ergebnisse in der
Arbeit der Mitgliedshäuser debattiert. 

Elimar Brandt, Vorsitzender des DNGfK,
eröffnete die Diskussion im aktuellen Kon-
text des Gesundheitssystemmodernisie-
rungsgesetzes. Die anschließend stattfin-
denden Foren, in denen „good-practice-Mo-
delle“ vorgestellt und diskutiert wurden,
boten Informationsmöglichkeiten für Vertre-
ter der Mitgliedshäuser.

Im Forum „Migrantenfreundliches Kranken-
haus“ berichtete Prof. Dr. Werner Schmidt,
Vertreter des Immanuel- Krankenhauses
Berlin, über das EU-Projekt „Migrant friend-
ly hospital“, an dem sich 12 Krankenhäuser
aus 12 europäischen Ländern beteiligen. Ein
migrantenfreundliches Krankenhaus zeich-
net sich durch einen sensiblen Umgang mit
den kulturellen Unterschieden seiner Pati-
enten nicht-deutscher Herkunft aus. Um die
Qualität der Versorgung von Migrant/-innen
zu verbessern, gilt es als Hauptaufgabe, sie
zu befähigen, behindernde Barrieren im
Sinne der Partizipation zu überwinden und
sich somit in die Gesellschaft zu integrieren. 

Das Immanuel-Krankenhaus nimmt als
deutsches Pilotkrankenhaus teil. Durch das
Vivantes Klinikum Neukölln wird es als Ob-
server- Krankenhaus begleitet. Befragun-
gen, die im Pilotkrankenhaus durchgeführt
wurden, lieferten folgende Ergebnisse: Mi-
grant/-innen haben neben der Schwierigkeit
sich zu sprachlich zu verständigen, auch
Probleme in der gesundheitsrelevanten In-
formationsvermittlung und -aufnahme
sowie bei der Beschreibung ihrer Sympto-
me. Ihre Sichtweisen auf Gesundheit und
Krankheit unterscheiden sich aufgrund ver-
schiedener traditioneller Hintergründe von
denen deutscher Ärzte und Pflegenden. An-
dererseits verfügen Mitarbeiter/-innen der
Krankenhäuser nur über eine mangelhafte
kulturelle Kompetenz. So gaben die befrag-
ten Personen einen Mangel an adäquater,
ihrer Kultur entsprechender Nahrung sowie
einen Mangel an Aufmerksamkeit für ihre
Religiösität an. 

Praktische Erfahrungen dieser Idee wurden
durch Beate Lieske, HPH- und Qualitätsbe-
auftragte des Immanuel-Krankenhauses
Berlin, beigesteuert. Im Sinne der Organisa-
tionsentwicklung wird die Strategie mit Hilfe
der Balanced Scorecard umgesetzt. Ein
Logo soll über die „migranentenfreundli-
che“ Ausrichtung des Hauses informieren. 

Für den interkulturellen Umgang im ambu-
lanten und stationären Bereich wird derzeit
eine Leitlinie entwickelt. In Zusammenarbeit
mit den Kooperationspartnern werden Über-
setzungsangebote für allgemeine und fach-
liche Informationen bereitgestellt. Zudem
ermöglichen Piktogramme eine bessere Ori-
entierung für alle Patient/-innen im Haus.
Eine Erweiterung und Flexibilisierung der
Kost entsprechend der spezifischen Bedürf-
nisse wird angestrebt. Der Abbau kultureller
Barrieren und Mißverständnisse soll im
Immanuel-Krankenhaus durch Schulungen
der Mitarbeiter/-innen in interdisziplinärer
Zusammensetzung umgesetzt werden. Die
Teilnahme an den Schulungen, die zu kultu-
rellen sowie sprachlichen Belangen
während der Arbeitszeit durchgeführt wer-
den, ist freiwillig. Diese Maßnahmen stehen
in Verknüpfung mit der übergeordneten Or-
ganisationsentwicklung des Hauses in der
Hoffnung auf eine weitere Ausstrahlung auf
andere Bereiche des Krankenhausalltags.

In weiteren Foren informierten sich die Teil-
nehmer zu den Themen der Zukunftsper-
spektive der Gesundheitsfördernden Kran-
kenhäusern, der Palliativmedizin und der In-
tegrierten Versorgung sowie der gesunden
Arbeitsorganisation im Krankenhaus.
Während einer Posterpräsentation erhielten
die teilnehmenden Häuser zusätzlich die
Möglichkeit sich und ihre bisherigen Erfolge
und Arbeitsweisen im Bereich der Gesund-
heitsförderung zu präsentieren. 

Auch in diesem Jahr bildete das Netzwerk-
treffen wieder eine Plattform für den Aus-
tausch der Mitglieder untereinander und
sowie das Lernen voneinander. In Kooperati-
on mit dem Marienhospital Aachen sorgte
das DNGfK durch verschiedene Veranstal-
tungen für zwei anregende informationsrei-
che Tage und weckte das Interesse für seine
9. Nationale Konferenz in Prien am Chiem-
see. Doreen Kraska, Anja Böhm

Konferenz der Gesundheitsfördernden 
Krankenhäuser

IImm  OOkkttoobbeerr  22000033  ffaanndd  iinn  AAaacchheenn  ddiiee  88..  NNaattiioonnaallee  KKoonnffeerreennzz  ddeess  DDeeuuttsscchheenn  NNeettzzeess  GGeessuunndd--
hheeiittssfföörrddeerrnnddeerr  KKrraannkkeennhhääuusseerr  ((DDNNGGffKK))  ssttaatttt..  

Termine

VVoomm  UUmmggaanngg  mmiitt  SScchhmmeerrzz
Vortrag zu Entstehung und möglichen Ursa-
chen von Schmerz sowie Möglichkeiten der
Schmerzbeeinflussung
Mittwoch, 03.12.03, 18.00 Uhr
Feministisches Frauengesundheitszentrum
Ort: Selbsthilfetreff Friedrichsahin-Kreuz-
berg, Boxhagenerstr. 89
Tel:030-2918348

KKoonnffeerreennzz::  NNuullll  BBoocckk  aauuff  SScchhuullee  ––  WWaass  TTuunn??
Mittwoch, 03.12.03, 10.00-16.30 Uhr
Ort: Friedrich Ebert-Stiftung
Hiroshimastraße 17, 10785 Berlin
Anmeldung unter:
Tel: 030-26935829
Fax:030-26935-858
E-Mail: Inge.Voss@fes.de oder
Katja.Meyer@fes.de

WWoorrkksshhoopp::  BBrruusstt  SSeellbbssttuunntteerrssuucchhuunngg
Donnerstag, 04.12.03, 19.00 Uhr
Ort: Feministisches Frauengesundheitszen-
trum 
Bamberger Str. 51, 10777 Berlin
Anmeldung erforderlich unter: Tel: 030-
2139597

FFaacchhttaagguunngg::  „„MMeehhrr  GGeessuunnddhheeiitt  ffüürr  AAllllee““
Die BKK-Initiative als ein Modell für sozialla-
genbezogene Gesundheitsförderung
Donnerstag, 04.12.03, 11.00-17.30 Uhr
Ort. Rathaus Schöneberg
John-F.-Kennedy-Platz, 10820 Berlin
Anmeldung und Informationen:
Gesundheit Berlin e.V.
Tel: 030-44319060
Fax:030-44319063
E-Mail: satellit@gesundheitberlin.de
Internet: www.gesundheitberlin.de
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FFaacchhttaagguunngg::  PPiillllee  ddaannaacchh,,  rreezzeeppttffrreeiiee  

VVeerrggaabbee  iinn  DDeeuuttsscchhllaanndd

Samstag, 05 Dezember, 13.30-19.30 Uhr

Ort: Abgeordnetenhaus Berlin

Niederkirchnerstraße 5, 10117 Berlin

Anmeldung unter: 

Tel: 030-88683748

Fax: 030-88683749

E-Mail: gundel.koebke@t-online.de

99..  KKoonnggrreessss  AArrmmuutt  uunndd  GGeessuunnddhheeiitt

Freitag, 05. bis Samstag, 06.12.03

Ort: Rathaus Schöneberg, Berlin

Informationen: Gesundheit Berlin e.V.

Tel: 030-44319060

Fax: 030-44319063

E-Mail: kongress@gesundheitberlin.de

Internet: www.armut-und-gesundheit.de

ZZiieellggrruuppppeennkkoonnffeerreennzz  ffüürr  AAkktteeuurree  uunndd  AAkk--

tteeuurriinnnneenn  aauuss  EE&&CC--GGeebbiieetteenn::  „„IInntteerrkkuullttuurreell--

llee  SSttaaddtt((tteeiill))ppoolliittiikk““

8. bis 9. Dezember 2003 

Ort:

Kulturzentrum Pumpe

Lützowstr. 42

10785 Berlin

Mehr Informationen unter www.eundc.de

GGeesspprrääcchhsskkrreeiiss  AArrbbeeiitt  uunndd  SSoozziiaalleess  ddeerr  

FFrriieeddrriicchh  EEbbeerrtt--SSttiiffttuunngg  

DDiiee  vviieerrttee  SSääuullee  iimm  GGeessuunnddhheeiittsswweesseenn

PPrräävveennttiioonn  uunndd  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg

Mittwoch, 10.12.03

Tagungsort: Tagungszentrum 

Katholische Akademie

Hannoversche Str. 5b, 10115 Berlin

Informationen und Anmeldung:

Tel:0228883-272

Fax:0228883-398

E-Mail: claudia.unkelbach@fes.de

11..  DDeeuuttsscchhee  KKoonnffeerreennzz  ffüürr  TTaabbaakkkkoonnttrroollllee

Mittwoch, 10.12.03-Donnerstag11.12.03

Konferenzveranstalter: WHO-Kollaborations-

zentrum für Tabakkontrolle im Deutschen

Krebsforschungszentrum

In Zusammenarbeit mit dem Aktionsbündnis

Nichtrauchen

Veranstaltungsort: Deutsches Krebsfor-

schungszentrum, 

Kommunikationszentrum 

Im Neuenheimer Feld 280, 69120 Heidel-

berg

Anmeldung unter:

Tel: 06221-423010

Fax:06221-423020

E-Mail: su.schmitt@dkfz.de
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AArrbbeeiittsskkrreeiiss  BBeettrriieebblliicchhee  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddee--

rruunngg

Dienstag, 20.01.03, 15.00-17.00 Uhr

Thema: Vorbereitung auf den Termin mit der

Senatsverwaltung, Themenabfrage für Jah-

resprogramm

Ort: Techniker Krankenkasse, Landesvertre-

tung Berlin/Brandenburg

Alte Jakob Straße 81/82

10179 Berlin, 6. Stock, Sitzungsraum

FFaacchhffoorruumm::  „„DDeerr  SSoozziiaallee  BBrreennnnppuunnkktt  aallss  OOrrtt

ddeerr  GGeessuunnddhheeiittssfföörrddeerruunngg  ––  GGeessuunnddhheeiittss--

fföörrddeerrnnddee  SSeettttiinngg--AAnnssäättzzee  iinn  EE&&CC  GGeebbiieetteenn““

26. und 27. Januar 2004, Hamburg

7th World Conference on Injury Prevention

and Safety Promotion

06.-09.06.2004, Wien

Informationen unter:

www.safety2004.info

und www.eundc.de

FFaacchhttaagguunngg::  „„GGeessuunnddhheeiittssbbeerriicchhtteerrssttaattttuunngg

uunndd  GGeennddeerr  MMaaiinnssttrreeaammiinngg““

16. Februar 04

Ort: Robert Koch-Institut (Hörsaal)

Nordufer 20, 13353 Berlin

Anmeldung unter:

Judith Schröder

Tel: 01888-7543400

Fax:01888-7543513

E-Mail: gbe@rki.de

AArrbbeeiittsskkrreeiiss  BBeettrriieebblliicchhee  GGeessuunnddhheeiittss--

fföörrddeerruunngg

23. März 04

Thema: Präsentation des Gesundheitsbe-

richts der Senatsverwaltung mit Diskussion

Ort: Techniker Krankenkasse, Landesvertre-

tung Berlin/Brandenburg

Alte Jakob Straße 81/82

10179 Berlin, 6. Stock, Sitzungsraum

WWiirr  wwüünnsscchheenn  uunnsseerreenn  LLeesseerriinnnneenn  uunndd  
LLeesseerrnn  eeiinnee  ffrriieeddlliicchhee  AAddvveennttsszzeeiitt,,  ffrroohhee
WWeeiihhnnaacchhtteenn  uunndd  nnaattüürrlliicchh  eeiinn  ggeessuunnddeess
NNeeuueess  JJaahhrr!!


